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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

Verfassungsstreitigkeit  
 

Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 8. Oktober 2024 
(Vf. 8-VII-24) betreffend  
 
Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit 
 
1.  der Art. 3 Abs. 1 Sätze 1 und 3 bis 5, Abs. 2, Art. 6 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 

Satz 1, Art. 8 des Gesundheitsschutzgesetzes (GSG) vom 23. Juli 2010 (GVBl 
S. 314, BayRS 2126-3-G), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 23. Juli 
2024 (GVBl S. 254) geändert worden ist, 

2.  des Art. 30 Abs. 1 Sätze 1 und 3 des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes 
(LStVG) in der in der Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 2011-2-l) veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 
23. Juli 2024 (GVBl S. 247) und durch § 2 des Gesetzes vom 23. Juli 2024 
(GVBl S. 254) geändert worden ist, 

3.  des § 2 Abs. 2 Nr. 12 der Verordnung über die staatliche Parkanlage Engli-
scher Garten, Hofgarten und Finanzgarten in München vom 28. Mai 2018 
(FMBl S. 50), die zuletzt durch § 1 der Verordnung vom 6. Mai 2024 (BayMBl 
Nr. 216) geändert worden ist 

 
PII-3001-2-13-1 

I. Beschlussempfehlung: 

I. Der Landtag beteiligt sich an dem Verfahren. 

II. Der Antrag ist zulässig, aber unbegründet. 

III. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeordnete Dr. Alexander Dietrich bestellt. 

Berichterstatter: Dr. Alexander Dietrich 
Mitberichterstatter: Toni Schuberl 

II. Bericht: 

Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat die Ver-
fassungsstreitigkeit in seiner 16. Sitzung am 14. November 2024 beraten und mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
die o.g. Beschlussempfehlung vorgeschlagen. 

Petra Guttenberger 
Vorsitzende 
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Hinweis des Landtagsamts: Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in der Verantwortung der Initiatoren. 
 
Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Gesetzentwurf 

der Staatsregierung 

zur Änderung des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes und weiterer 
Rechtsvorschriften 

A) Problem 

1. Mit dem Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) wurde sichergestellt, dass auch 
unter den erschwerten Bedingungen während der COVID-19-Pandemie Planungs- 
und Genehmigungsverfahren sowie besondere Entscheidungsverfahren mit Öffent-
lichkeitsbeteiligung ordnungsgemäß durchgeführt werden konnten. Die Regelungen 
ermöglichten verstärkt die digitale Durchführung notwendiger Verfahrensschritte, 
setzten jedoch keine konkrete pandemische Lage voraus. 

Mit dem Fünften Gesetz zur Änderung verwaltungsverfahrensrechtlicher Vorschrif-
ten sowie zur Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuchs (5. VwVfÄndG) 
vom 4. Dezember 2023 (BGBl. I 2023, Nr. 344) hat der Bund die Instrumente des 
PlanSiG, die sich in der praktischen Anwendung so bewährt haben, dass sie auch 
außerhalb der zu bewältigenden Ausnahmesituation sinnvoll eingesetzt werden 
können, zur dauerhaften und rechtssicheren Anwendung in das Verwaltungsverfah-
rensgesetz des Bundes übertragen. Zugleich wurde die Geltungsdauer des Plan-
SiG nochmals um ein Jahr bis 31. Dezember 2024 verlängert, um Ländern, deren 
Verwaltungstätigkeit durch eigene Verwaltungsverfahrensgesetze geregelt ist, die 
Möglichkeit zu geben, auch die Landesverwaltungsverfahrensgesetze entspre-
chend anzupassen.  

Um die Instrumente des PlanSiG für die bayerischen Behörden auch nach dieser 
Zeit beizubehalten und eine Vereinheitlichung der verfahrensrechtlichen Bestim-
mungen in Bezug auf Bekanntmachungen, die Zugänglichmachung auszulegender 
Unterlagen und die Erörterung mit Verfahrensbeteiligten oder der Öffentlichkeit zu 
gewährleisten, bedarf das Bayerische Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) 
daher einer Anpassung. 

2. Der Bund hat mit dem 5. VwVfÄndG weitere Möglichkeiten des elektronischen 
Schriftformersatzes im Verwaltungsverfahrensgesetz zugelassen. Hierzu zählen für 
schriftformbedürftige Erklärungen gegenüber Behörden besondere elektronische 
Postfächer, insbesondere das besondere elektronische Anwaltspostfach, und für 
schriftformbedürftige Erklärungen von Behörden das qualifizierte elektronische Sie-
gel. In Bayern sind diese Möglichkeiten bereits in Art. 31 Abs. 5 Nr. 1 des Bayeri-
schen Digitalgesetzes (BayDiG) geregelt, wobei hier im Unterschied zur bundes-
rechtlichen Regelung nicht nur der sog. Hin-Kanal zu den Behörden, sondern auch 
der Rückkanal erfasst ist und die Übermittlung elektronischer Dokumente mittels 
besonderer elektronischer Postfächer an die Behörden auch dann schriftformerset-
zend ist, wenn die Erklärung nicht (einfach) elektronisch signiert ist. Die Möglichkeit 
des elektronischen Schriftformersatzes durch das qualifizierte elektronische Siegel 
hat in Art. 31 Abs. 5 Nr. 2 BayDiG bereits eine landesrechtliche Regelung gefunden. 
Auch insoweit erfasst die Regelung weitergehend fortgeschrittene elektronische 
Siegel im Sinne des Kapitels III Abschnitt 5 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014.  

3. Gemäß Art. 8 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG hat die ersuchende Behörde der ersuchten 
Behörde für Amtshilfe keine Verwaltungsgebühr zu entrichten. Besondere Aufwen-
dungen hat sie jedoch auf Anforderung zu erstatten, wenn sie 25 € übersteigen 
(Art. 8 Abs. 1 Satz 2 BayVwVfG). Die Wertgrenze weicht von der Regelung im Bund 
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und den meisten anderen Ländern ab, die einen Aufwendungsersatz erst ab 35 € 
vorsehen. 

4. Bund und Länder haben im am 6. November 2023 geschlossenen Pakt für Pla-
nungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleunigung unter anderem verein-
bart, dass die Möglichkeit einer frühen Öffentlichkeitsbeteiligung stärker genutzt und 
durch eine Änderung des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) die Möglichkeit 
geschaffen werden soll, die Ergebnisse aus einer frühen Öffentlichkeitsbeteiligung 
einheitlich, standardisiert und maschinenlesbar zu dokumentieren. Für die schnelle 
und effektive Durchführung von Planungs- und Genehmigungsverfahren ist es hin-
derlich, wenn die Weiterverwendung der Ergebnisse aus der frühen Öffentlichkeits-
beteiligung im anschließenden Verwaltungsverfahren vor digitalen Hürden steht o-
der wenn unterschiedliche Formate die digitale Weiterbearbeitung erschweren. Die 
Bundesregierung hat inzwischen einen Gesetzentwurf vorgelegt, mit dem dieses 
Anliegen aufgegriffen und die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung in einem eigenen Pa-
ragrafen neu geregelt wird (BT-Drs. 20/11980). 

5. Mit dem Gesetz zur Modernisierung des Postrechts (Postrechtsmodernisierungsge-
setz – PostModG) vom 15. Juli 2024 (BGBl. I Nr. 236) wurde das Postrecht grund-
legend novelliert (vgl. auch die Gesetzesbegründung BT-Drs. 20/10283 und Be-
schlussempfehlung BT-Drs. 20/11817). Insbesondere sieht § 18 Abs. 1 des Post-
gesetzes (PostG) eine Verlängerung der Laufzeitvorgaben nach der in § 112 Abs. 4 
PostG enthaltenen Übergangsbestimmung ab dem 1. Januar 2025 vor. Dies hat 
auch Auswirkungen auf Bekanntgabe- und Zustellungsfiktionen im Verwaltungsver-
fahrens- und im Verwaltungszustellungsrecht. 

6. Für die Vollstreckung mithilfe von Ausstandsverzeichnissen hat die Rechtspre-
chung entschieden, dass dem Vollstreckungsschuldner gemäß Art. 26 Abs. 7, 27 
Abs. 1 Satz 1 des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgeset-
zes (VwZVG) i. V. m. § 750 Abs. 2 der Zivilprozessordnung (ZPO) spätestens bei 
Beginn der Vollstreckung eine Ausfertigung des Ausstandsverzeichnisses, auf dem 
die Vollstreckungsklausel angebracht ist, zuzustellen ist (vgl. BGH, B. v. 
26. Juli 2018 – I ZB 78/17, NVwZ 2019, 253). Dieses Erfordernis verkompliziert bei 
der Verwaltungsvollstreckung die Geltendmachung öffentlicher Forderungen und 
führt zu mehr Bürokratisierung und unnötigen Mehrkosten. 

7. Durch die Verordnung über Formulare für die Zwangsvollstreckung (Zwangsvoll-
streckungsformular-Verordnung – ZVFV) vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2368) 
wurde die Verordnung über das Formular für den Vollstreckungsauftrag an den Ge-
richtsvollzieher (Gerichtsvollzieherformular-Verordnung – GVFV) vom 28. Septem-
ber 2015 (BGBl. I S. 1586) aufgehoben. Im Gegensatz zu früher enthält die Zwangs-
vollstreckungsformular-Verordnung keine Regelung mehr, die die Vollstreckung öf-
fentlich-rechtlicher Forderungen vom Anwendungsbereich ausnimmt. Mit Blick auf 
den Verweis in Art. 26 Abs. 7 VwZVG auf die Vorschriften der Zivilprozessordnung 
würde der Formularzwang nach Ablauf der Übergangsfrist in dem zum 1. Septem-
ber 2024 in Kraft getretenen § 6 Abs. 2 ZVFV ab dem 1. Oktober 2025 auch für die 
Vollstreckung öffentlich-rechtlicher Geldforderungen durch Gerichtsvollzieher gel-
ten, sofern nicht landesrechtlich etwas Anderes geregelt wird. 

8. Im Übrigen besteht der Bedarf, weitere zwischenzeitlich eingetretene bundesrecht-
liche Änderungen des VwVfG und des Verwaltungszustellungsgesetzes (VwZG) in 
das bayerische Landesrecht zu überführen. 
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B) Lösung 

1. Die verallgemeinerungsfähigen Regelungen des PlanSiG, die bereits in das Ver-
waltungsverfahrensgesetz des Bundes übertragen worden sind, sollen nunmehr in-
haltsgleich auch in das BayVwVfG aufgenommen werden. 

2. Um im Rahmen der Konkordanzgesetzgebung eine Vereinheitlichung mit den Ver-
waltungsverfahrensgesetzen des Bundes und der Länder herzustellen, werden die 
Regelungen des Schriftformersatzes durch besondere elektronische Postfächer 
und das besondere elektronische Siegel entsprechend der Regelung im Bund in 
das BayVwVfG überführt. Die weitergehenden Formen und Erleichterungen des 
Schriftformersatzes im BayDiG sollen dort erhalten bleiben. 

3. Die Wertgrenze der zu erstattenden, besonderen Aufwendungen nach Art. 8 Abs. 1 
Satz 2 BayVwVfG wird an die Regelungen im Bund und in den meisten anderen 
Ländern angeglichen. Hierdurch wird auch ein Gleichklang zwischen Verwaltungs- 
und Sozialverfahren erreicht (vgl. § 7 SGB X). 

4. Die Regelungen zur frühen Öffentlichkeitsbeteiligung werden entsprechend dem 
bereits auf Bundesebene zur Änderung des VwVfG des Bundes eingebrachten Ge-
setzentwurf erweitert. Es wird festgelegt, dass der Vorhabenträger der Behörde In-
halt und abschließendes Ergebnis der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung in einem 
verkehrsüblichen elektronischen Format übermitteln und der betroffenen Öffentlich-
keit mitteilen soll. Für die Übermittlung an die Behörde soll auch ein maschinenles-
bares Format verwendet werden, wenn aufseiten des Vorhabenträgers und der Be-
hörde die technischen Voraussetzungen vorliegen und kein unverhältnismäßig ho-
her Aufwand entsteht. Dadurch können weitere Beschleunigungseffekte erzielt wer-
den. 

5. Die im BayVwVfG und VwZVG enthaltenen Regelungen zu Bekanntgabe- und Zu-
stellungsfiktionen werden an die neu vorgesehenen Laufzeitvorgaben für die Post 
angepasst und entsprechend verlängert. Um einen Gleichlauf der Regelungen her-
zustellen, wird auch die im BayDiG vorgesehene Bekanntgabefiktion entsprechend 
angepasst. 

6. Es wird bestimmt, dass nach der Zustellung des Leistungsbescheides nach Art. 23 
Abs. 1 Nr. 1 VwZVG keine weitere Zustellung der für vollstreckbar erklärten Ausfer-
tigung des Ausstandsverzeichnisses erforderlich ist, wenn es sich bei dem Vollstre-
ckungsschuldner um den Leistungspflichtigen im Sinn des Art. 23 Abs. 1 Nr. 1 und 
Nr. 3 VwZVG handelt. 

7. Den Vollstreckungsbehörden soll auch nach Ablauf der Übergangsfrist am 1. Okto-
ber 2025 die Möglichkeit eröffnet werden, Gerichtsvollzieher formlos zu beauftra-
gen. 

8. Im Übrigen werden weitere zwischenzeitlich eingetretene bundesrechtliche Ände-
rungen des VwVfG und des VwZG auch in das bayerische Landesrecht übernom-
men. 

 

C) Alternativen 

Keine 

 

D) Kosten 

1. Staat und Kommunen 

Wesentliche zusätzlich verursachte Haushaltsausgaben sind voraussichtlich nicht 
zu erwarten. Insbesondere im Hinblick auf die vorgesehene Digitalisierung der Öf-
fentlichkeitsbeteiligung ist mit keinem erheblichen Mehraufwand zu rechnen. Der 



Drucksache 19/3616 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode Seite 4 

 

bisherige Art. 27a BayVwVfG ist bereits als Soll-Vorschrift ausgestaltet, sodass eine 
entsprechende digitale Ausrüstung und geschultes Personal für die digitale Zurver-
fügungstellung bereits vorhanden sein dürfte. Durch das PlanSiG sind zudem wei-
tere digitale Instrumente, die nun im BayVwVfG verstetigt werden sollen, bereits in 
den vergangenen Jahren etabliert worden. Auch hier kann also auf bereits Vorhan-
denes zurückgegriffen werden. Sofern durch das Gesetz gleichwohl ein Mehrauf-
wand für die Verwaltung entstehen sollte, lässt er sich jedenfalls nicht abschließend 
beziffern. Denn es kann nicht erhoben werden, wie viele Verfahren nach dem 
BayVwVfG durchgeführt werden. Einem eventuellen Mehraufwand stehen voraus-
sichtlich Ersparnisse gegenüber, die sich aus einem verringerten analogen Aufwand 
ergeben. 

Der Wegfall des Zustellungserfordernisses bei der Verwaltungsvollstreckung mittels 
Ausstandsverzeichnis führt zu Kosteneinsparungen für Gemeinden, Landkreise, 
Bezirke und Zweckverbände sowie juristische Personen des öffentlichen Rechts. 
Bei Zustellungen entstehen Gebühren (Nr. 100 bzw. 101 KV Gv-KostG), Auslagen-
pauschale (Nr. 716 KV GvKostG) sowie Wegegeld bei persönlicher Zustellung 
(Nr. 711 KV GvKostG) oder Zustellungsauslagen bei Zustellungen durch die Post 
(Nr. 701 KV GvKostG), die – wenn sie nicht wie in § 788 ZPO, Art. 26 Abs. 7, ggf. 
i. V. m. Art. 27 Abs. 1 Satz 1 VwZVG vorgesehen beim Vollstreckungsschuldner 
beigetrieben werden können – die betreffenden öffentlichen Haushalte belasten. 
Gerade bei Massenverfahren und bei der Vollstreckung kommunaler Forderungen 
ist daher mit einer deutlich spürbaren Entlastung zu rechnen. 

Haushaltsmäßige Auswirkungen hat das Gesetz durch die Änderung des Art. 8 
Abs. 1 Satz 2 BayVwVfG. Der Betrag, ab dem Auslagen zu erstatten sind, wird von 
25 € auf 35 € angehoben. Hierdurch verbleiben einer ersuchten Behörde Aufwen-
dungen, die sie nicht gegenüber der ersuchenden Behörde geltend machen kann. 
Wegen der Gegenseitigkeit der Amtshilfe werden sich ggf. entstehende zusätzliche 
Kosten aber weitgehend ausgleichen, weil sie als ersuchende Behörde durch die 
höhere Wertgrenze ebenfalls für Beträge unter 35 € auf Verlangen keine Erstattung 
leisten müsste.  

Durch die Übernahme der derzeit im BayDiG bestehenden Regelung zur möglichen 
Verwendung des qualifizierten elektronischen Siegels als Schriftformersatz für Be-
hörden in das BayVwVfG entstehen keine zusätzlichen Kosten. Im Übrigen ist die 
Nutzung des qualifizierten elektronischen Siegels als Schriftformersatz für Behör-
den weiterhin nicht verpflichtend, sondern lediglich eine zusätzliche Möglichkeit zum 
elektronischen Schriftformersatz durch die qualifizierte elektronische Signatur nach 
Art. 3a Abs. 2 BayVwVfG, und verursacht auch weniger technischen Aufwand, je-
denfalls aber weniger Kosten als die Nutzung der qualifizierten elektronischen Sig-
natur, bei der aufgrund des Personenbezugs der Signatur die zum Signieren erfor-
derliche technische Infrastruktur und die erforderlichen Zertifikate für jede einzelne 
zeichnungsberechtigte Person bereitgestellt werden müssen. Da das qualifizierte 
elektronische Siegel nicht personenbezogen, sondern behördenbezogen ist, wer-
den weniger technische Infrastruktur und auch weniger Zertifikate benötigt.  

2. Wirtschaft und Bürger 

Kostenauswirkungen für Wirtschaft und Bürger sind nicht zu erwarten. Soweit im 
BayVwVfG ein Recht der Behörde eingeführt wird, die Einreichung für die Ausle-
gung bestimmter Dokumente in einem verkehrsüblichen elektronischen Format zu 
verlangen, ist nicht von einem Mehraufwand auszugehen. Bei den Vorhabenträgern 
werden inzwischen ohnehin regelmäßig elektronische Unterlagen verwendet, zum 
Teil bestehen auch bereits entsprechende Regelungen in Fachgesetzen. Der Weg-
fall des Zustellungserfordernisses im Rahmen der Verwaltungsvollstreckung führt 
nicht nur zu geringeren Auslagen der Behörden, sondern damit verbunden auch zu 
geringeren Kosten für Vollstreckungsschuldner. 
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Gesetzentwurf 

zur Änderung des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes und weiterer 
Rechtsvorschriften 

§ 1 

Änderung des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 

Das Bayerische Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) in der in der Bayeri-
schen Rechtssammlung (BayRS 2010-1-I) veröffentlichten bereinigten Fassung, das 
zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 23. Dezember 2022 (GVBl. S. 718) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. Art. 3a wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 Satz 4 und 5 wird aufgehoben. 

b) Nach Abs. 2 wird folgender Abs. 3 eingefügt: 

„(3) Die Schriftform kann auch ersetzt werden  

1. durch unmittelbare Abgabe der Erklärung in einem elektronischen Formular, 
das von der Behörde in einem Eingabegerät oder über öffentlich zugängli-
che Netze zur Verfügung gestellt wird; bei einer Eingabe über öffentlich zu-
gängliche Netze muss ein elektronischer Identitätsnachweis nach § 18 des 
Personalausweisgesetzes, nach § 12 des eID-Karte-Gesetzes oder nach 
§ 78 Abs. 5 des Aufenthaltsgesetzes erfolgen; 

2. durch Übermittlung einer von dem Erklärenden elektronisch signierten Er-
klärung an die Behörde 

a) aus einem besonderen elektronischen Anwaltspostfach nach den 
§§ 31a und 31b der Bundesrechtsanwaltsordnung oder aus einem ent-
sprechenden, auf gesetzlicher Grundlage errichteten elektronischen 
Postfach; 

b) aus einem elektronischen Postfach einer Behörde oder einer juristi-
schen Person des öffentlichen Rechts, das nach Durchführung eines 
Identifizierungsverfahrens nach den Regelungen der auf Grund des 
§ 130a Abs. 2 Satz 2 der Zivilprozessordnung erlassenen Rechtsver-
ordnung eingerichtet wurde; 

c) aus einem elektronischen Postfach einer natürlichen oder juristischen 
Person oder einer sonstigen Vereinigung, das nach Durchführung eines 
Identifizierungsverfahrens nach den Regelungen der auf Grund des 
§ 130a Abs. 2 Satz 2 der Zivilprozessordnung erlassenen Rechtsver-
ordnung eingerichtet wurde; 

d) mit der Versandart nach § 5 Abs. 5 des De-Mail-Gesetzes; 

3. bei elektronischen Verwaltungsakten oder sonstigen elektronischen Doku-
menten der Behörde, 

a) indem diese mit dem qualifizierten elektronischen Siegel der Behörde 
versehen werden; 

b) durch Versendung einer De-Mail-Nachricht nach § 5 Abs. 5 des De-
Mail-Gesetzes, bei der die Bestätigung des akkreditierten Diensteanbie-
ters die erlassende Behörde als Nutzer des De-Mail-Kontos erkennen 
lässt; 
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4. durch sonstige sichere Verfahren, die durch Rechtsverordnung der Staats-
regierung festgelegt werden, welche den Datenübermittler (Absender der 
Daten) authentifizieren und die Integrität des elektronisch übermittelten Da-
tensatzes sowie die Barrierefreiheit gewährleisten.“ 

c) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4. 

d) Folgender Abs. 5 wird angefügt: 

„(5) 1Ermöglicht die Behörde die unmittelbare Abgabe einer Erklärung in ei-
nem elektronischen Formular, das von der Behörde in einem Eingabegerät oder 
über öffentlich zugängliche Netze zur Verfügung gestellt wird, so hat sie dem 
Erklärenden vor Abgabe der Erklärung Gelegenheit zu geben, die gesamte Er-
klärung auf Vollständigkeit und Richtigkeit zu prüfen. 2Nach der Abgabe ist dem 
Erklärenden eine Kopie der Erklärung zur Verfügung zu stellen.“ 

2. In Art. 8 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „fünfundzwanzig Euro“ durch die Angabe 
„35 €“ ersetzt. 

3. In Art. 12 Abs. 3 wird das Wort „Zivilprozeßordnung“ durch das Wort „Zivilprozess-
ordnung“ ersetzt. 

4. In Art. 15 Satz 2 werden die Wörter „am dritten Tag“ durch die Wörter „am vierten 
Tag“ ersetzt. 

5. Art. 25 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Wörter „ , frühe Öffentlichkeitsbeteiligung“ gestri-
chen.  

b) Abs. 3 wird aufgehoben. 

6. Nach Art. 25 wird folgender Art. 25a eingefügt: 

„Art. 25a 

Frühe Öffentlichkeitsbeteiligung 

(1) 1Die Behörde wirkt darauf hin, dass der Träger eines Vorhabens, das nicht 
nur unwesentliche Auswirkungen auf die Belange einer größeren Zahl von Dritten 
haben kann, die von dem Vorhaben betroffene Öffentlichkeit bei der Planung bereits 
frühzeitig vor Stellung des Antrags unterrichtet (frühe Öffentlichkeitsbeteiligung). 
2Satz 1 gilt nicht, soweit die betroffene Öffentlichkeit bereits nach anderen Rechts-
vorschriften vor der Antragstellung zu beteiligen ist. 3Beteiligungsrechte nach ande-
ren Rechtsvorschriften bleiben unberührt. 

(2) Der Vorhabenträger soll die betroffene Öffentlichkeit über die Ziele des Vor-
habens, die Mittel, es zu verwirklichen, und die voraussichtlichen Auswirkungen des 
Vorhabens unterrichten und Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung geben. 

(3) 1Der Vorhabenträger soll Inhalt und abschließendes Ergebnis der frühen Öf-
fentlichkeitsbeteiligung  

1. in einem verkehrsüblichen elektronischen Format unverzüglich, spätestens mit 
der Antragstellung, an die Behörde übermitteln und 

2. der betroffenen Öffentlichkeit mitteilen. 

2Für die Übermittlung nach Satz 1 Nr. 1 soll auch ein maschinenlesbares Format 
verwendet werden, wenn auf Seiten des Vorhabenträgers und der Behörde die 
technischen Voraussetzungen vorliegen und kein unverhältnismäßig hoher Auf-
wand entsteht.“ 

7. Art. 27 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 3 wird das Wort „Zivilprozeßordnung“ durch das Wort „Zivilpro-
zessordnung“ ersetzt.  

b) In Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „oder die Voraussetzungen des § 110 Satz 1 
des Deutschen Richtergesetzes7) erfüllen“ gestrichen. 

c) Fußnote „7)“ wird aufgehoben. 

8. Art. 27a wird aufgehoben. 
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9. Nach Art. 27 werden die folgenden Art. 27a bis 27c eingefügt: 

„Art. 27a 

Bekanntmachung im Internet 

(1) 1Ist durch Rechtsvorschrift eine öffentliche oder ortsübliche Bekanntma-
chung angeordnet, so ist diese dadurch zu bewirken, dass der Inhalt der Bekannt-
machung auch auf einer Internetseite der Behörde oder ihres Verwaltungsträgers 
zugänglich gemacht wird. 2Soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt 
ist, ist für die Einhaltung einer vorgeschriebenen Frist die Zugänglichmachung im 
Internet nach Satz 1 maßgeblich. 

(2) Abs. 1 gilt nicht, wenn eine Zugänglichmachung im Internet, insbesondere 
aus technischen Gründen, nicht möglich ist. 

 

Art. 27b 

Zugänglichmachung auszulegender Dokumente 

(1) 1Ist durch Rechtsvorschrift die Auslegung von Dokumenten zur Einsicht an-
geordnet, so ist sie dadurch zu bewirken, dass die Dokumente zugänglich gemacht 
werden 

1. auf einer Internetseite der für die Auslegung zuständigen Behörde oder ihres 
Verwaltungsträgers und 

2. auf mindestens eine andere Weise. 

2Ist eine Veröffentlichung der auszulegenden Unterlagen im Internet, insbesondere 
aus technischen Gründen, nicht möglich, so wird die angeordnete Auslegung zur 
Einsicht durch die andere Zugangsmöglichkeit nach Satz 1 Nr. 2 bewirkt. 

(2) In der Bekanntmachung der Auslegung sind anzugeben 

1. der Zeitraum der Auslegung, 

2. die Internetseite, auf der die Zugänglichmachung erfolgt, sowie 

3. Art und Ort der anderen Zugangsmöglichkeit. 

(3) Die Behörde kann verlangen, dass die Dokumente, die für die Auslegung 
einzureichen sind, in einem verkehrsüblichen elektronischen Format eingereicht 
werden. 

(4) Sind in den auszulegenden Dokumenten Geheimnisse nach Art. 30 enthal-
ten, so ist derjenige, der diese Dokumente einreichen muss, verpflichtet, 

1. diese Geheimnisse zu kennzeichnen und 

2. der Behörde zum Zwecke der Auslegung zusätzlich eine Darstellung vorzule-
gen, die den Inhalt der betreffenden Teile der Dokumente ohne Preisgabe der 
Geheimnisse beschreibt. 

 

Art. 27c 

Erörterung mit Verfahrensbeteiligten oder der Öffentlichkeit 

(1) Ist durch Rechtsvorschrift eine Erörterung, insbesondere ein Erörterungster-
min, eine mündliche Verhandlung oder eine Antragskonferenz angeordnet, kann sie 
ersetzt werden 

1. durch eine Onlinekonsultation oder 

2. mit Einwilligung der zur Teilnahme Berechtigten durch eine Video- oder Tele-
fonkonferenz. 

(2) 1Bei einer Onlinekonsultation ist den zur Teilnahme Berechtigten innerhalb 
einer vorher bekannt zu machenden Frist Gelegenheit zu geben, sich schriftlich 
oder elektronisch zu äußern. 2Die Frist soll mindestens eine Woche betragen. 3Wer-
den für die Onlinekonsultation Informationen zur Verfügung gestellt, so gilt Art. 27b 
Abs. 4 entsprechend. 
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(3) Sonstige Regelungen, die die Durchführung einer Erörterung nach Abs. 1 
betreffen, bleiben unberührt.“ 

10. Art. 33 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 4 Nr. 4 Buchst. b wird wie folgt gefasst: 

„b) die ein anderes technisches Format als das Ausgangsdokument, das ver-
bunden ist mit einer qualifizierten elektronischen Signatur oder einem qua-
lifizierten elektronischen Siegel einer Behörde, erhalten haben.“ 

b) Abs. 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) 1Der Beglaubigungsvermerk muss zusätzlich zu den Angaben nach 
Abs. 3 Satz 2 bei der Beglaubigung 

1. des Ausdrucks eines elektronischen Dokuments, das mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur oder einem qualifizierten elektronischen Siegel ei-
ner Behörde verbunden ist, die Feststellungen enthalten, 

a) wen die Signaturprüfung als Inhaber der Signatur ausweist oder welche 
Behörde die Signaturprüfung als Inhaber des Siegels ausweist, 

b) welchen Zeitpunkt die Signaturprüfung für die Anbringung der Signatur 
oder des Siegels ausweist und 

c) welche Zertifikate mit welchen Daten dieser Signatur oder diesem Sie-
gel zu Grunde lagen; 

2. eines elektronischen Dokuments den Namen des für die Beglaubigung zu-
ständigen Bediensteten und die Bezeichnung der Behörde, die die Beglau-
bigung vornimmt, enthalten; die Unterschrift des für die Beglaubigung zu-
ständigen Bediensteten und das Dienstsiegel nach Abs. 3 Satz 2 Nr. 4 wer-
den durch eine dauerhaft überprüfbare qualifizierte elektronische Signatur 
oder durch ein dauerhaft überprüfbares qualifiziertes elektronisches Siegel 
der Behörde ersetzt. 

2Wird ein elektronisches Dokument, das ein anderes technisches Format erhal-
ten hat als das Ausgangsdokument, das mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur oder mit einem qualifizierten elektronischen Siegel einer Behörde ver-
bunden ist, nach Satz 1 Nr. 2 beglaubigt, so muss der Beglaubigungsvermerk 
zusätzlich die Feststellungen nach Satz 1 Nr. 1 für das Ausgangsdokument ent-
halten.“ 

11. Art. 37 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 2 wird die Angabe „Abs. 2“ durch die Angabe „Abs. 2 
und 3“ ersetzt. 

b) In Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe „Abs. 2 Satz 4 Nr. 3“ durch die Angabe „Abs. 3 
Nr. 3 Buchst. b“ ersetzt. 

c) In Abs. 4 werden nach dem Wort „Signatur“ die Wörter „oder für das nach Art. 3a 
Abs. 3 Nr. 3 Buchst. a erforderliche Siegel“ eingefügt. 

12. In Art. 41 Abs. 2 Satz 1 und 2 werden jeweils die Wörter „am dritten Tag“ durch die 
Wörter „am vierten Tag“ ersetzt. 

13. In Art. 51 Abs. 1 Nr. 3 wird das Wort „Zivilprozeßordnung“ durch das Wort „Zivilpro-
zessordnung“ ersetzt. 

14. In Art. 61 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „oder die Voraussetzungen des § 110 
Satz 1 des Deutschen Richtergesetzes7) erfüllt“ gestrichen. 

15. Art. 65 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 1 wird jeweils das Wort „Zivilprozeßordnung“ 
durch das Wort „Zivilprozessordnung“ ersetzt. 

b) In Abs. 5 werden die Wörter „oder die Voraussetzungen des § 110 Satz 1 des 
Deutschen Richtergesetzes7) erfüllt“ gestrichen. 

16. Art. 71e Satz 2 wird wie folgt gefasst:  

„2Art. 3a Abs. 2 bis 4 bleibt unberührt.“ 



Drucksache 19/3616 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode Seite 9 

 

17. Art. 73 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 2 wird vor dem Wort „ausgelegt“ die Angabe „nach Art. 27b“ eingefügt. 

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„2Die Anhörungsbehörde bestimmt, in welcher der Gemeinden nach Abs. 2 
eine andere Zugangsmöglichkeit nach Art. 27b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 zur Ver-
fügung zu stellen ist und legt im Benehmen mit der jeweiligen Gemeinde die 
Zugangsmöglichkeit fest.“ 

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

c) Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „bei der Gemeinde“ durch die Wörter „bei einer 
Gemeinde nach Abs. 2“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Absatzes 3 Satz 2“ durch die Angabe „Abs. 3 
Satz 3“ ersetzt. 

d) In Abs. 5 Satz 1 wird nach dem Wort „Gemeinden“ die Angabe „nach Abs. 2“ 
eingefügt. 

18. Art. 74 wird wie folgt geändert: 

a)  Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 Halbsatz 2 werden die Wörter „der Ort und die Zeit der Auslegung 
sind ortsüblich bekanntzumachen“ durch die Wörter „die Auslegung ist orts-
üblich bekannt zu machen“ ersetzt. 

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt: 

„3Die Planfeststellungsbehörde bestimmt, in welcher Gemeinde eine andere 
Zugangsmöglichkeit nach Art. 27b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 zur Verfügung zu 
stellen ist, und legt im Benehmen mit der jeweiligen Gemeinde die Zugangs-
möglichkeit fest.“ 

cc) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

b) In Abs. 5 Satz 4 Halbsatz 1 werden nach dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder 
elektronisch“ eingefügt. 

19. Nach Art. 97 wird folgender Art. 98 eingefügt: 

„Art. 98 

Übergangsregelung für die Durchführung von Verwaltungsverfahren 

1Auf alle vor dem …[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens nach § 4] begon-
nenen, aber nicht abgeschlossenen Verwaltungsverfahren sind dieses Gesetz in 
der bis zum Ablauf des …[einzusetzen: Tag vor dem Datum des Inkrafttretens 
nach § 4] geltenden Fassung und das Planungssicherstellungsgesetz weiter anzu-
wenden. 2Dies gilt nicht für Art. 3a.“ 

 

§ 2 

Änderung des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und 
 Vollstreckungsgesetzes 

Das Bayerische Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz (VwZVG) in der 
in der Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 2010-2-I) veröffentlichten bereinigten 
Fassung, das zuletzt durch § 4 des Gesetzes vom 23. Dezember 2022 (GVBl. S. 718) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 4 Abs. 2 Satz 2 werden die Wörter „am dritten Tag“ durch die Wörter „am 
vierten Tag“ ersetzt. 
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2. Art. 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 4 wird das Wort „Steuerberatungsgesellschaften“ durch die Wörter „Be-
rufsausübungsgesellschaften im Sinne der Bundesrechtsanwaltsordnung, der 
Patentanwaltsordnung und des Steuerberatungsgesetzes“ ersetzt. 

b) In Abs. 5 Satz 2 werden nach dem Wort „Signatur“ die Wörter „oder einem qua-
lifizierten elektronischen Siegel“ eingefügt. 

c) In Abs. 7 Satz 2 werden die Wörter „am dritten Tag“ durch die Wörter „am vier-
ten Tag“ ersetzt. 

3. In Art. 6 Abs. 4 Satz 1 werden die Wörter „am dritten Tag“ durch die Wörter „am 
vierten Tag“ ersetzt. 

4. Art. 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. bei eingetragenen Personengesellschaften eine Zustellung weder unter der ein-
getragenen Anschrift noch unter einer im Handels- oder Gesellschaftsregister 
eingetragenen Anschrift einer für Zustellungen empfangsberechtigten Person 
oder einer ohne Ermittlungen bekannten anderen Anschrift innerhalb eines Mit-
gliedstaates der Europäischen Union möglich ist, oder“. 

5. In Art. 17 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „dem dritten Tag“ durch die Wörter „dem 
vierten Tag“ ersetzt. 

6. In Art. 24 Abs. 1 Nr. 2 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „ ; einer Zustellung 
dieser Ausfertigung an den Vollstreckungsschuldner bedarf es nicht, wenn es sich 
bei diesem um den Leistungspflichtigen im Sinn des Art. 23 Abs. 1 handelt.“ ersetzt.  

7. Art. 26 Abs. 7 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„1Die Vorschriften des Achten Buchs der Zivilprozessordnung über die Zwangs-
vollstreckung mit Ausnahme der §§ 883 bis 898 und der §§ 946 bis 959 sind 
entsprechend anzuwenden; für Vollstreckungsaufträge an den Gerichtsvollzie-
her ist die Verwendung der in der Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung 
eingeführten Formulare nicht verbindlich.“ 

b) In Satz 2 wird das Wort „Zivilprozeßordnung“ durch das Wort „Zivilprozessord-
nung“ ersetzt. 

8. In Art. 33 Abs. 3 wird das Wort „Zivilprozeßordnung“ durch das Wort „Zivilprozess-
ordnung“ ersetzt.  

 

§ 3 

Änderung des Bayerischen Digitalgesetzes 

Das Bayerische Digitalgesetz (BayDiG) vom 22. Juli 2022 (GVBl. S. 374, BayRS 
206-1-D), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 8. Oktober 2024 (GVBl. S. 474) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 16 Satz 1 wird nach der Angabe „Abs. 2“ die Angabe „und 3“ eingefügt. 

2. In Art. 24 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „am dritten Tag“ durch die Wörter „am 
vierten Tag“ ersetzt. 

3. Art. 31 Abs. 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) 1Eine durch Rechtsvorschrift angeordnete Schriftform wird auch ersetzt  

1. bei Übermittlung eines elektronischen Dokuments aus einem Postfach einer Be-
hörde oder einer juristischen Person des öffentlichen Rechts im Sinne von 
§ 130a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 der Zivilprozessordnung – besonderes elektroni-
sches Behördenpostfach – oder aus einem elektronischen Gerichts- und Ver-
waltungspostfach eines Gerichts oder einer Staatsanwaltschaft (elektronische 
Poststelle eines Gerichts oder einer Staatsanwaltschaft) oder 

2. durch die Verwendung von elektronischen Siegeln im Sinne des Kapitels III Ab-
schnitt 5 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014. 
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2Im Übrigen gilt Art. 3a Abs. 3 Nr. 2 BayVwVfG mit der Maßgabe, dass die Schrift-
form auch ohne eine elektronische Signatur des Erklärenden ersetzt wird.“ 

 

§ 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am …[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens] in Kraft. 

 

 

Begründung: 

A) Allgemeines 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

1. Mit dem Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) vom 20. Mai 2020 (BGBl. I 
S. 1041), das zuletzt durch Art. 3 des Fünften Gesetzes zur Änderung verwaltungs-
verfahrensrechtlicher Vorschriften sowie zur Änderung des Sechsten Buches Sozi-
algesetzbuchs vom 4. Dezember 2023 (5. VwVfÄndG, BGBl. 2023 I Nr. 344) geän-
dert worden ist, wurde sichergestellt, dass auch unter den erschwerten Bedingun-
gen während der COVID-19-Pandemie Planungs- und Genehmigungsverfahren so-
wie besondere Entscheidungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung ordnungsge-
mäß durchgeführt werden konnten. Die Regelungen des PlanSiG ermöglichten aus 
Anlass der Pandemie die digitale Durchführung notwendiger Verfahrensschritte, 
setzen für ihre Anwendung jedoch keine pandemische Lage oder konkrete Beein-
trächtigung voraus. 

Die Bundesregierung hatte geprüft, welche der Instrumente des PlanSiG sich in der 
praktischen Anwendung so bewährt haben, dass sie auch außerhalb der zu bewäl-
tigenden Ausnahmesituation sinnvoll eingesetzt werden können (vgl. Beschluss-
empfehlung und Bericht des Ausschusses für Inneres und Heimat, BT-Drs. 
19/19214, S. 6 sowie die Evaluierung des PlanSiG durch das Deutsche For-
schungsinstitut für öffentliche Verwaltung im Herbst 2022). Vor allem haben sich 
demnach digitale Instrumente im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung bewährt, 
insbesondere digitale Möglichkeiten der Bekanntmachung, der Auslegung von Do-
kumenten und der in verschiedenen Verfahrensstadien erforderlichen Erörterung. 
Diese Verfahrenserleichterungen hat der Bund mit dem 5. VwVfÄndG dauerhaft in 
das Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes (VwVfG) überführt und dabei die 
Geltungsdauer des PlanSiG für Länder, deren Verwaltungstätigkeit durch eigen-
ständige Verwaltungsverfahrensgesetze geregelt ist, letztmalig bis zum 31. Dezem-
ber 2024 verlängert. Auch für Verwaltungsverfahren nach dem Bayerischen Ver-
waltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) sollen sie nunmehr dauerhaft zur Verfü-
gung gestellt werden. 

2. Ebenfalls mit dem 5. VwVfÄndG hat der Bund als weitere Möglichkeiten des elekt-
ronischen Schriftformersatzes besondere elektronische Postfächer, insbesondere 
das besondere elektronische Anwaltspostfach, für Erklärungen gegenüber Behör-
den sowie das qualifizierte elektronische Siegel für Erklärungen von Behörden zu-
gelassen. In Bayern sind diese Möglichkeiten bereits in Art. 31 Abs. 5 Nr. 1 des 
Bayerischen Digitalgesetzes (BayDiG) normiert. Um eine Vereinheitlichung der Ver-
fahrensordnungen zwischen Bund und Ländern zu erreichen, sollen die nunmehr in 
§ 3a Abs. 3 VwVfG des Bundes normierten zusätzlichen Formen des Schriftformer-
satzes auch ins BayVwVfG überführt werden.  

3. Die Wertgrenze für zu erstattende, besondere Aufwendungen der Amtshilfe weicht 
von den Regelungen im Bund und den meisten Ländern ab. In Bayern hat die ersu-
chende Behörde der ersuchten Behörde besondere Aufwendungen auf Anforderun-
gen erst zu erstatten, wenn sie 25 € übersteigen (vgl. Art. 8 Abs. 1 Satz 2 
BayVwVfG), während die Verfahrensordnung des Bundes und der meisten anderen 
Länder erst einen Aufwendungsersatz ab 35 € vorsehen. Ziel des Gesetzentwurfs 
ist insoweit eine Angleichung der Rechtslage in Bayern. 
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4. Planungs- und Genehmigungsverfahren sollen möglichst schnell und effektiv durch-
geführt werden. Hierbei ist es hinderlich, wenn die Weiterverwendung der Ergeb-
nisse aus der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung im anschließenden Verwaltungsver-
fahren vor digitalen Hürden steht oder wenn unterschiedliche Formate die digitale 
Weiterverarbeitung erschweren. Die digitale und dadurch möglichst beschleunigte 
Durchführung des anschließenden Verwaltungsverfahrens soll daher gefördert wer-
den, indem insbesondere die Ergebnisse aus der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung 
bereits in verkehrsüblichem elektronischen Format in den behördlichen Prozess ein-
fließen können.  

Eine entsprechende Zielsetzung wurde auch am 6. November 2023 im „Pakt für 
Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleunigung zwischen Bund und 
Ländern“ vereinbart. Die Bundesregierung hat am 26. Juni 2024 dem Bundestag 
einen Gesetzentwurf zur Stärkung der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung in Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren zugeleitet (vgl. BT-Drs. 20/11980).  

5. Das Postrechtsmodernisierungsgesetz führte auch zu Änderungen des VwVfG und 
des Verwaltungszustellungsgesetzes (VwZG). Im Interesse einer stabilen Finanzie-
rung und nachhaltigeren Erbringung werden die Laufzeitvorgaben flexibilisiert. Von 
den an einem Werktag eingelieferten Sendungen müssen zukünftig 95 % am dritten 
und 99 % am vierten Werktag zugestellt werden. Auch die im Landesrecht vorge-
sehenen Fiktionen sind an die neuen Vorgaben anzupassen. 

6. Weitere Änderungen im Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungs-
gesetz (VwZVG) dienen dem Abbau bürokratischer Anforderungen bei der Verwal-
tungsvollstreckung.  

So hatte die Rechtsprechung für die Vollstreckung mittels Ausstandsverzeichnissen 
entschieden, dass gemäß § 750 Abs. 2 der Zivilprozessordnung (ZPO) dem Voll-
streckungsschuldner vor oder gleichzeitig mit Beginn der Vollstreckung eine Aus-
fertigung des Ausstandsverzeichnisses, auf dem die Vollstreckungsklausel ange-
bracht ist, zuzustellen ist (vgl. BGH, B. v. 26. Juli 2018 – I ZB 78/17, NVwZ 2019, 
253).  

Durch die Verordnung über Formulare für die Zwangsvollstreckung (Zwangsvoll-
streckungsformular-Verordnung – ZVFV) vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2368) 
wurde ferner die Verordnung über das Formular für den Vollstreckungsauftrag an 
den Gerichtsvollzieher (Gerichtsvollzieherformular-Verordnung – GVFV) vom 28. 
September 2015 (BGBl. I S. 1586) aufgehoben. Im Gegensatz zu § 1 Abs. 2 Satz 2 
GVFV enthält die Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung keine Regelung 
mehr, die die Vollstreckung öffentlich-rechtlicher Forderungen vom Anwendungs-
bereich ausnimmt. Mit Blick auf den Verweis in Art. 26 Abs. 7 VwZVG auf die Vor-
schriften des Achten Buchs der ZPO würde der Formularzwang nach Ablauf der 
durch die Zweite Verordnung zur Änderung der Zwangsvollstreckungsformular-Ver-
ordnung vom 17. Juni 2024 (BGBl. I 2024, Nr. 203) nochmals verlängerten Über-
gangsfrist in dem zum 1. September 2024 in Kraft getretenen § 6 Abs. 2 ZVFV ab 
dem 1. Oktober 2025 auch für die Vollstreckung öffentlich-rechtlicher Geldforderun-
gen durch Gerichtsvollzieher gelten, sofern nicht landesrechtlich etwas anderes be-
stimmt wird.  

7. Ziel des vorliegenden Gesetzentwurfs ist es im Übrigen, auch weitere zwischenzeit-
lich vorgenommene bundesrechtliche Änderungen des VwVfG und des VwZG in 
das bayerische Landesrecht zu übernehmen.  

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

1. Wesentliche Regelungen des PlanSiG sollen in modifizierter Form entsprechend 
den bereits erfolgten Änderungen im Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes in 
das BayVwVfG übernommen werden. Aufgrund der Erfahrungen mit dem PlanSiG 
wird die bislang zusätzlich und als Soll-Vorschrift geregelte öffentliche Bekanntma-
chung im Internet nunmehr zwingend und als Wirksamkeitsvoraussetzung vorgege-
ben. Zur Einsicht auszulegende Dokumente sind vorrangig über das Internet zu-
gänglich zu machen. Zudem werden die Onlinekonsultation sowie die Video- und 



Drucksache 19/3616 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode Seite 13 

 

Telefonkonferenz als bewährte Formate der elektronischen Ersetzung von Erörte-
rungen, mündlichen Verhandlungen und Ähnlichem aus dem PlanSiG nunmehr 
auch in das BayVwVfG überführt.  

2. Die im BayDiG bereits enthaltenen Möglichkeiten des elektronischen Schriftformer-
satzes durch Übermittlung aus besonderen elektronischen Postfächern bzw. Ver-
wendung eines qualifizierten elektronischen Siegels werden entsprechend der Re-
gelung im Bund in das BayVwVfG überführt. Die im BayDiG geregelten weiterge-
henden Möglichkeiten des Schriftformersatzes, d. h. bei Übermittlung an ein beson-
deres elektronisches Postfach (Rückkanal) bzw. durch ein fortgeschrittenes, elekt-
ronisches Siegel, sollen dort erhalten bleiben. Die Übermittlung elektronischer Do-
kumente mittels besonderer elektronischer Postfächer ist nach dem BayDiG bislang 
zudem auch dann schriftformersetzend, wenn die Erklärung nicht (einfach) elektro-
nisch signiert ist. Diese Formerleichterung soll im Anwendungsbereich des BayDiG 
weiterhin erhalten bleiben. 

3. Die Wertgrenze der zu erstattenden, besonderen Aufwendungen nach Art. 8 Abs. 1 
Satz 2 BayVwVfG wird an die Regelungen im Bund und in den meisten anderen 
Ländern angeglichen. Hierdurch wird auch ein Gleichklang zwischen Verwaltungs- 
und Sozialverfahren erreicht (vgl. § 7 SGB X).  

4. Zur Umsetzung des Ziels des „Paktes für Planungs-, Genehmigungs- und Umset-
zungsbeschleunigung“, die Möglichkeit der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung stärker 
zu nutzen und Ergebnisse einheitlich, standardisiert und maschinenlesbar zu doku-
mentieren, werden – wie auch für das VwVfG des Bundes bereits vorgesehen – die 
bestehenden Regelungen im BayVwVfG zur frühen Öffentlichkeitsbeteiligung um 
entsprechende Vorgaben ergänzt. Der Vorhabenträger soll der Behörde Inhalt und 
abschließendes Ergebnis der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung in einem verkehrs-
üblichen elektronischen Format übermitteln und der betroffenen Öffentlichkeit mit-
teilen. Für die Übermittlung an die Behörde soll auch ein maschinenlesbares Format 
verwendet werden, wenn aufseiten des Vorhabenträgers und der Behörde die tech-
nischen Voraussetzungen vorliegen und kein unverhältnismäßig hoher Aufwand 
entsteht. 

Um die Bedeutung der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung hervorzuheben, wird die 
frühe Öffentlichkeitsbeteiligung in einem eigenständigen Artikel normiert. 

5. Aufgrund der Anpassung der Laufzeitvorgaben im Postrechtsmodernisierungsge-
setz werden Folgeänderungen auch im Hinblick auf die Bekanntgabe- und Zustell-
fiktionen im BayVwVfG und VwZVG vorgenommen. Die Fiktionen in Art. 15 Satz 2, 
41 Abs. 2 Satz 1 und 2 BayVwVfG, Art. 4 Abs. 2 Satz 2, 5 Abs. 7 Satz 2, 6 Abs. 4 
Satz 1, 17 Abs. 2 Satz 1 VwZVG werden entsprechend angepasst. Zur Angleichung 
wird auch die Bekanntgabefiktion in Art. 24 Abs. 2 Satz 1 BayDiG entsprechend ge-
ändert. 

6. In Art. 24 Abs. 1 Nr. 2 VwZVG wird klargestellt, dass nach der Zustellung des Leis-
tungsbescheides gemäß Art. 23 Abs. 1 Nr. 1 VwZVG eine weitere Zustellung der 
für vollstreckbar erklärten Ausfertigung des Ausstandsverzeichnisses nicht erforder-
lich ist. Um die bewährte Praxis der formlosen Beauftragung der Gerichtsvollzieher 
im Rahmen der Verwaltungsvollstreckung beizubehalten, wird in Art. 26 Abs. 7 
Satz 1 VwZVG ausdrücklich bestimmt, dass die Formulare der Zwangsvollstre-
ckungsformular-Verordnung nicht verwendet werden müssen.  

 

B) Zwingende Notwendigkeit einer normativen Regelung; Paragrafenbremse 

Die vorgesehenen Änderungen sind erforderlich, um im Interesse der Vereinheitlichung 
des Verwaltungsverfahrensrechts Landesrecht an Änderungen im Bundesrecht anzu-
passen. 

Die Übernahme der verfahrensbeschleunigenden und -vereinfachenden Regelungen 
aus dem PlanSiG in das BayVwVfG ist überdies zwingend erforderlich, um zu verhin-
dern, dass die entsprechenden Regelungen infolge der Änderungen im Fachrecht des 
Bundes ab dem 1. Januar 2025 durch bayerische Behörden nicht mehr angewendet 
werden können.  
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C) Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 (Änderung des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes) 

Zu Nr. 1 (Art. 3a) 

Zu Buchst. a (Art. 3a Abs. 2 Satz 4 und 5) 

Aus dem unverändert bleibenden Art. 3a Abs. 2 Satz 1 und 2 BayVwVfG ergibt sich, 
dass die Funktionen der Schriftform grundsätzlich nur vollständig durch die elektroni-
sche Form erfüllt werden können, für die nach Abs. 2 Satz 2 die qualifizierte elektroni-
sche Signatur erforderlich ist. Abs. 2 Satz 4 hat weitere Möglichkeiten des Schriftfor-
mersatzes geregelt. Um diese Differenzierung auch durch die Regelungssystematik zu 
unterstreichen und der Regelung zusätzlicher Möglichkeiten des elektronischen Schrift-
formersatzes Raum zu geben, wird Satz 4 an dieser Stelle aufgehoben und mit teilweise 
verändertem Inhalt in dem neuen Abs. 3 neu gefasst. 

Satz 5 wird an dieser Stelle aufgehoben. Er wird unverändert nach Abs. 3 Nr. 1 ver-
schoben und damit unmittelbar Teil der Regelung des elektronischen Schriftformersat-
zes, deren Anforderungen durch Satz 5 näher bestimmt werden. 

Zu Buchst. b (Art. 3a Abs. 3) 

In Art. 3a Abs. 3 werden die weiteren Möglichkeiten des elektronischen Schriftformer-
satzes neben der elektronischen Form mittels qualifizierter elektronischer Signatur nach 
Abs. 2 geregelt. Mit dem neuen Abs. 3 erfolgt eine Neufassung und Erweiterung des 
aufgehobenen Abs. 2 Satz 4. Es werden systematische Klarheit geschaffen und weitere 
Möglichkeiten des elektronischen Schriftformersatzes im BayVwVfG eingeführt. Unbe-
rührt bleiben die spezielleren Regelungen zum elektronischen Schriftformersatz bei 
Identifizierung über ein Nutzerkonto und Abgabe einer Erklärung mittels Online-Formu-
lar über ein Verwaltungsportal (vgl. bspw. Art. 31 Abs. 3 BayDiG sowie die Regelung in 
§ 9a Abs. 5 des Onlinezugangsgesetzes – OZG) sowie außerhalb eines Nutzerkontos 
durch Übermittlung aus einem besonderen elektronischen Behörden- oder Gerichts-
postfach oder durch Verwendung fortgeschrittener Siegel im Sinne des Kapitels III Ab-
schnitt 5 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 (vgl. Art. 31 Abs. 5 BayDiG). 

Nr. 1 enthält unverändert die Regelung zum elektronischen Schriftformersatz aus Nr. 1 
des aufgehobenen Abs. 2 Satz 4. Es wird lediglich aus Gründen der Übersichtlichkeit 
die bereits bestehende Regelung zur notwendigen Identifizierung – der aufgehobene 
Abs. 2 Satz 5 – unverändert an Nr. 1 angefügt, da er ausschließlich eine Anforderung 
für den elektronischen Schriftformersatz nach Nr. 1 vorsieht. 

In Nr. 2 sind die neben Nr. 1 bestehenden Möglichkeiten des elektronischen Schriftfor-
mersatzes für Erklärungen gegenüber Behörden zusammengefasst, also für den soge-
nannten Hin-Kanal. Das zu übermittelnde Dokument muss in diesen Fällen mit einer 
einfachen Signatur, also mit der Namenswiedergabe des Erklärenden unterzeichnet 
werden; es muss nicht mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen werden. 

Die in Nr. 2 genannten besonderen elektronischen Postfächer werden also ausschließ-
lich für den Hin-Kanal zugelassen. Sie beruhen auf der für den elektronischen Rechts-
verkehr mit den Gerichten etablierten Infrastruktur des Elektronischen Gerichts- und 
Verwaltungspostfachs (EGVP).  

In Nr. 2 Buchst. a werden Erklärungen, die insbesondere über ein besonderes elektro-
nisches Anwaltspostfach (beA) nach § 31a der Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO) 
oder ein besonderes elektronisches Anwaltspostfach für Berufsausübungsgesellschaf-
ten nach § 31b BRAO abgegeben werden, für den Hin-Kanal als schriftformersetzend 
anerkannt. Entsprechende, auf gesetzlicher Grundlage errichtete, berufsbezogene 
elektronische Postfächer sind derzeit die besonderen elektronischen Postfächer für No-
tare (§ 78n der Bundesnotarordnung – BNotO) und für Steuerberater (§ 86d des Steu-
erberatungsgesetzes – StBerG) sowie für deren Berufsausübungsgesellschaften (§ 86e 
StBerG). 

In Nr. 2 Buchst. b werden Erklärungen von Behörden, die über ein besonderes elektro-
nisches Behördenpostfach (beBPo) nach §§ 6 ff. der Elektronischen-Rechtsverkehr-
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Verordnung (ERVV) abgegeben werden, als schriftformersetzend gegenüber Behörden 
(Hin-Kanal) anerkannt. 

In Nr. 2 Buchst. c werden Erklärungen, die über ein besonderes elektronisches Bürger- 
und Organisationspostfach (eBO) nach §§ 10 ff. ERVV abgegeben werden, als schrift-
formersetzend gegenüber Behörden (Hin-Kanal) anerkannt. 

Nr. 2 Buchst. d entspricht unverändert der Nr. 2 aus dem aufgehobenen Abs. 2 Satz 4. 

Nr. 3 enthält Möglichkeiten des Schriftformersatzes für die Behörde. 

Mit Nr. 3 Buchst. a wird als zusätzliche Möglichkeit des elektronischen Schriftformersat-
zes neben der qualifizierten elektronischen Signatur nach Abs. 2 Satz 2 das qualifizierte 
elektronische Behördensiegel zugelassen, das jedoch – anders als die qualifizierte 
elektronische Signatur – nur für Behörden zur Verfügung steht. 

Die Nutzung des qualifizierten elektronischen Siegels als Schriftformersatz für Behör-
den ist nicht verpflichtend, sondern eine zusätzliche Möglichkeit zu dem bereits im bis-
herigen Recht geregelten elektronischen Schriftformersatz durch qualifizierte elektroni-
sche Signatur nach Art. 3a Abs. 2. Die Verwendung des qualifizierten elektronischen 
Siegels verursacht voraussichtlich weniger technischen Aufwand, jedenfalls aber weni-
ger Kosten als die Nutzung der qualifizierten elektronischen Signatur. Denn die Behör-
den müssen für die qualifizierte elektronische Signatur aufgrund des Personenbezugs 
der Signatur die zum Signieren erforderliche technische Infrastruktur und die erforderli-
chen Zertifikate für jede einzelne zeichnungsberechtigte Person bereitstellen. Da das 
qualifizierte elektronische Siegel nicht personenbezogen, sondern behördenbezogen 
ist, werden voraussichtlich weniger technische Infrastruktur und auch weniger Zertifi-
kate benötigt. Insofern gibt das qualifizierte elektronische Behördensiegel den Behör-
den die Möglichkeit, auf die Bereitstellung der für die personenbezogene qualifizierte 
elektronische Signatur benötigten Infrastruktur und Zertifikate zu verzichten. Die Behör-
den müssen dann lediglich durch innerorganisatorische Maßnahmen sicherstellen, 
dass nur Berechtigte das Siegel nutzen und dass die siegelnde Person sicher festge-
stellt werden kann. 

Zur Erhaltung der schriftformersetzenden Funktion des qualifizierten elektronischen 
Siegels ist – wie auch bei der qualifizierten elektronischen Signatur – erforderlich, dass 
das schriftformbedürftige Dokument mit dem elektronischen Siegel der Behörde ver-
bunden bleibt. 

Nach bisheriger Rechtslage blieb das mit qualifiziertem elektronischen Behördensiegel 
versehene Dokument hinsichtlich der in der ZPO geregelten Beweiskraft öffentlicher 
Urkunden hinter dem mit qualifizierter elektronischer Signatur signierten Dokument zu-
rück. Gemäß § 371a Abs. 3 Satz 2 ZPO findet die Echtheitsvermutung nach § 437 ZPO 
entsprechend (nunmehr) für öffentliche elektronische Dokumente Anwendung, wenn 
„das Dokument von der Behörde mit einer qualifizierten elektronischen Signatur oder 
einem qualifizierten elektronischen Siegel oder von der mit öffentlichem Glauben ver-
sehenen Person mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen“ ist.  

Elektronische Siegel sind Daten in elektronischer Form, die anderen Daten in elektroni-
scher Form beigefügt oder logisch mit ihnen verbunden werden, um deren Ursprung 
und Unversehrtheit sicherzustellen (vgl. Art. 3 Nr. 25 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über elektronische 
Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt 
und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG, die durch die Richtlinie (EU) 2022/2555 
(ABl. L 333 vom 27.12.2022, S. 80) geändert worden ist). Ein qualifiziertes elektroni-
sches Siegel wird von einer qualifizierten elektronischen Siegelerstellungseinheit er-
stellt und beruht auf einem qualifizierten Zertifikat für elektronische Siegel, Art. 3 Nr. 27 
der Verordnung (EU) Nr. 910/2014. Das qualifizierte elektronische Siegel bestätigt Her-
kunft, Echtheit und Unverfälschtheit eines Dokuments, siehe Art. 35 Abs. 2 der Verord-
nung (EU) Nr. 910/2014: „Für ein qualifiziertes elektronisches Siegel gilt die Vermutung 
der Unversehrtheit der Daten und der Richtigkeit der Herkunftsangabe der Daten, mit 
denen das qualifizierte elektronische Siegel verbunden ist.“ 

Das qualifizierte elektronische Behördensiegel kann im Übrigen auch – wie derzeit 
schon rechtlich möglich – für nicht schriftformbedürftige Dokumente und damit unab-
hängig von der hier vorgesehenen Regelung verwendet werden. Es kann auf diese 
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Weise einen Mehrwert für die Fälschungssicherheit elektronischer Behördenerklärun-
gen, z. B. auch nicht schriftformbedürftiger Verwaltungsakte, darstellen. 

Die Verschiebung der weiteren schriftformersetzenden Varianten von Abs. 2 Satz 4 
nach Abs. 3 ändert nichts daran, dass auch diese Varianten des Schriftformersatzes, 
so wie das für die elektronische Form in Abs. 2 Satz 1 durch den klarstellenden Ein-
schub, „soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist“, ausdrücklich gere-
gelt ist, weiterhin keine abschließende Regelung des Schriftformersatzes durch das 
BayVwVfG darstellen. Dies folgt bereits im Wege eines einfachen „Erst-recht-Schlus-
ses“ aus dem Einschub in Abs. 2 Satz 1, sodass die Wiederholung dieses Einschubs 
im Regelungstext des Abs. 3 entbehrlich ist. 

Zu Buchst. c (Art. 3a Abs. 4) 

Folgeänderung 

Zu Buchst. d (Art. 3a Abs. 5) 

Abs. 5 ist – wie auch Abs. 4 – eine Ordnungsvorschrift. Art. 3a regelt allgemein die 
elektronische Kommunikation, Abs. 1 deren Zulässigkeit, die Abs. 2 und 3 die Möglich-
keiten des elektronischen Schriftformersatzes und die Abs. 4 und 5 die Rahmenbedin-
gungen für den Umgang mit elektronischen Dokumenten und Erklärungen. Die Ord-
nungsvorschrift des Abs. 5 dient dem Schutz des Erklärenden – unabhängig davon, ob 
eine schriftformbedürftige Erklärung abgegeben werden soll oder nicht. Gerade bei di-
gitalen Formularen, die nach Befüllung nicht ausschließlich auf einer Bildschirmseite 
abgebildet werden und gegebenenfalls auch inhaltlich etwas komplexer sind, sollte be-
reits bei der Konzeption entsprechender digitaler Prozesse sichergestellt werden, dass 
der Erklärende den Überblick über die von ihm abzugebenden Erklärungsinhalte behält 
und dies auch für sich nachhalten kann. 

Dem Erklärenden ist nach Satz 2 eine Kopie der abgegebenen Erklärung zur Verfügung 
zu stellen. Dies kann auf verschiedene Weise geschehen, z. B. durch eine Abrufmög-
lichkeit, durch Anbieten einer Speichermöglichkeit. Der Verpflichtung, dem Erklärenden 
eine Kopie der abgegebenen Erklärung zur Verfügung zu stellen, kann auch dadurch 
nachgekommen werden, dass er diese nur auf Verlangen, etwa durch Ankreuzen eines 
entsprechenden Buttons in dem elektronischen Formular, erhält. Verzichtet der Erklä-
rende hierauf, dann braucht ihm die Erklärung nicht zur Verfügung gestellt werden.   

Abs. 5 regelt keine Voraussetzung elektronischer Erklärungen. Daher sind die Vorga-
ben des Abs. 5 keine Wirksamkeitsvoraussetzungen elektronischer Erklärungen und 
auch keine Voraussetzung des wirksamen elektronischen Schriftformersatzes. 

Zu Nr. 2 (Art. 8 Abs. 1 Satz 2) 

Die Änderung gleicht die Wertgrenze an die Regelungen im VwVfG des Bundes und in 
den Verwaltungsverfahrensgesetzen der anderen Bundesländer an und erzielt dadurch 
auch in Bayern einen Gleichklang zwischen Verwaltungs- und Sozialverfahren (vgl. § 7 
SGB X). 

Zu Nr. 3 (Art. 12 Abs. 3) 

Bei der Änderung handelt es sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund geänder-
ter amtlicher Schreibweise.  

Zu Nr. 4 (Art. 15 Satz 2) 

Wie beim Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes vorgesehen (vgl. BT-Drs. 
20/11817, S. 111) soll auch hier im Fall, dass ein Beteiligter die Benennung eines Emp-
fangsbevollmächtigten im Inland unterlässt, die Zugangsfiktion für ein elektronisches 
Dokument auf den vierten Tag nach der Absendung verlängert werden.  

Zu Nr. 5 (Art. 25) 

Die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung wird in einem eigenständigen Art. 25a geregelt. Aus 
diesem Grund ist Art. 25 BayVwVfG redaktionell anzupassen. 

Zu Nr. 6 (Art. 25a) 

Die Änderung dient der Umsetzung des in der Besprechung des Bundeskanzlers mit 
den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder am 6. November 2023 be-
schlossenen Pakts für Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleunigung. 
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Bund und Länder haben darin unter anderem vereinbart, dass die Möglichkeit einer 
frühen Öffentlichkeitsbeteiligung stärker genutzt und durch eine Änderung des VwVfG 
die Möglichkeit geschaffen werden soll, die Ergebnisse aus einer frühen Öffentlichkeits-
beteiligung einheitlich, standardisiert und maschinenlesbar zu dokumentieren. 

Die Regelung der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung in einem eigenen Artikel unter-
streicht die Bedeutung, die diesem – dem eigentlichen Verwaltungsverfahren vorgela-
gerten – Instrument beigemessen werden soll und macht die Vorschrift deutlich sicht-
barer. Die Loslösung von den Regelungen zu allgemeinen Beratungs- und Auskunfts-
pflichten in Art. 25 Abs. 1 und 2 BayVwVfG ist auch systematisch richtig, da sich die 
Regelungen zur frühen Öffentlichkeitsbeteiligung auf eine komplexe Vorgehensweise 
beziehen. 

Abs. 1 Satz 1 führt den Begriff der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung ein und erläutert, 
für welche Vorhaben sie in Betracht kommt. Es wird klargestellt, dass die frühe Öffent-
lichkeitsbeteiligung bereits vor Antragstellung und frühzeitig vom Vorhabenträger durch-
geführt werden soll und dass die Behörde auf ihre Durchführung hinwirkt. Da die Rege-
lung für die Vorhabenträger als Soll-Vorschrift ausgestaltet ist, kann auch weiterhin Be-
sonderheiten der Praxis Rechnung getragen werden und eine frühe Öffentlichkeitsbe-
teiligung in Einzelfällen auch nach Antragstellung durchgeführt werden, wenn sich zum 
Beispiel das Erfordernis einer frühen Öffentlichkeitsbeteiligung erst nach Antragstellung 
herausstellt. Das Ziel der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung muss dabei jedoch gewahrt 
bleiben: die Optimierung des eigenen Antrags durch den Vorhabenträger und keine Er-
setzung der im anschließenden, eigentlichen Verwaltungsverfahren durchzuführenden 
Öffentlichkeitsbeteiligung. 

Abs. 1 Satz 2 stellt klar, dass die Behörde nicht auf eine frühe Öffentlichkeitsbeteiligung 
hinwirken muss, wenn eine entsprechende Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit 
bereits nach anderen Rechtsvorschriften vor Antragstellung erfolgt ist.  

Mit der Klarstellung nach Abs. 1 Satz 3 soll zum Ausdruck gebracht werden, dass es 
sich um ein spezielles Verfahren zur frühen Öffentlichkeitsbeteiligung durch den Vorha-
benträger handelt, das dem eigentlichen Verwaltungsverfahren (zum Beispiel Planfest-
stellungs- oder Genehmigungsverfahren) vorangeht und mit dem spätere Einwendun-
gen und Stellungnahmen in diesem anschließenden Verfahren nicht präkludiert werden. 

Abs. 2 beschreibt den Gegenstand der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung, auch um diese 
vom späteren Beteiligungsverfahren im Rahmen des eigentlichen Planfeststellungs- 
oder Genehmigungsverfahrens abzugrenzen: frühzeitige Unterrichtung der betroffenen 
Öffentlichkeit, Angebot der Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung. 

Abs. 3 Satz 1 befasst sich mit der Weitergabe der so gewonnenen Erkenntnisse an die 
Behörde und die betroffene Öffentlichkeit. Wesentliches Ziel der Regelung ist, dass 
diese Erkenntnisse Eingang in das Genehmigungsverfahren finden. Die Ergebnisse der 
frühen Öffentlichkeitsbeteiligung sollen bereits in verkehrsüblichem elektronischen For-
mat in den behördlichen Prozess einfließen, um die digitale und dadurch möglichst be-
schleunigte Durchführung des anschließenden Verwaltungsverfahrens zu ermöglichen. 
Der Begriff „verkehrsübliches elektronisches Format“ wird bereits in Art. 27b BayVwVfG 
verwendet und bietet sich schon deshalb an. Abs. 3 Satz 2 unterstreicht, dass für die 
Übermittlung an die Behörde auch ein maschinenlesbares Format verwendet werden 
soll, wenn aufseiten des Vorhabenträgers und der Behörde die technischen Vorausset-
zungen vorliegen und kein unverhältnismäßig hoher Aufwand entsteht; dadurch würden 
weitere Beschleunigungseffekte erzielt. 

Da die Regelungen des Art. 25a für den Vorhabenträger als Soll-Vorschriften ausge-
staltet sind und das geregelte Verfahren zudem grundsätzlich der Antragstellung und 
dem eigentlichen Verwaltungsverfahren vorangeht, kann aus der Nichtbeachtung der 
Vorschrift kein Verfahrensfehler im Hinblick auf das eigentliche Verwaltungsverfahren 
abgeleitet werden. 

Die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung soll grundsätzlich vor der Antragstellung und damit 
vor dem eigentlichen Verwaltungsverfahren erfolgen und dem Vorhabenträger zur Op-
timierung seines Antrags dienen. Bei privaten Vorhabenträgern betrifft sie damit den 
Bereich der grundsätzlichen Handlungsfreiheit, sodass zwingende Vorgaben als allge-
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meine Regelungen im BayVwVfG ausscheiden. Bei öffentlichen Vorhabenträgern da-
gegen kann der jeweils zuständige Verwaltungsträger weitergehende generelle und 
auch einzelfallbezogene Vorgaben machen. So kann er zum Beispiel im Rahmen seiner 
Regelungsbefugnisse die Durchführung der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung anordnen 
oder weitergehende Anforderungen zu deren Durchführung aufstellen, wie zum Beispiel 
zum Zeitpunkt der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung (Abs. 1 Satz 1) oder zum Format 
der Übermittlung an die Behörde (Abs. 3). 

Zu Nr. 7 (Art. 27) 

Zu Buchst. a (Art. 27 Abs. 1 Satz 3) 

Bei der Änderung handelt es sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund geänder-
ter amtlicher Schreibweise. 

Zu Buchst. b (Art. 27 Abs. 2 Satz 1) 

Redaktionelle Anpassung an das VwVfG des Bundes (Konkordanzgesetzgebung). In-
haltlich handelt es sich um eine Folgeänderung zur Aufhebung des zwischenzeitlich 
gegenstandslos gewordenen (vgl. BT-Drs. 19/26828 S. 289) § 110 des Deutschen 
Richtergesetzes (DRiG) durch das Gesetz zur Modernisierung des notariellen Berufs-
rechts und zur Änderung weiterer Vorschriften vom 25. Juni 2021 (vgl. BGBl. I, Nr. 38 
vom 2. Juli 2021, S. 2154). 

Zu Buchst. c (Fußnote 7) 

Als Folgeänderung zu Buchst. b wird auch die Fußnote 7 aufgehoben. 

Zu Nr. 8 

Folgeanpassung infolge der Neuregelung der Art. 27a ff. 

Zu Nr. 9 (Art. 27a bis 27c) 

Zu Art. 27a (Bekanntmachung im Internet) 

Zu Art. 27a Abs. 1 Satz 1 

Abweichend von der bisherigen Soll-Regelung in Art. 27a BayVwVfG ist der Inhalt einer 
öffentlichen oder ortsüblichen Bekanntmachung nach Satz 1 nunmehr zwingend auch 
auf einer Internetseite der zuständigen Behörde oder ihres Verwaltungsträgers zugäng-
lich zu machen. Damit wird die Veröffentlichung im Internet eine Wirksamkeitsvoraus-
setzung der Bekanntmachung, die ggf. zusätzlich zu den fach- oder ortsspezifisch ge-
regelten Anforderungen an das Bewirken einer öffentlichen oder ortsüblichen Bekannt-
machung hinzutritt. 

Während der COVID-19-Pandemie ist die digitale Bekanntmachung auf der Grundlage 
von § 2 PlanSiG besonders in den Fokus gerückt. Der Bund hat mit dem 5. VwVfÄndG 
diese Form der Bekanntmachung fortentwickelt. Die modifizierte Regelung soll nun-
mehr auch in das BayVwVfG übernommen werden.  

Die ortsübliche und öffentliche Bekanntmachung wird in Art. 27a Abs. 1 BayVwVfG 
nicht neu definiert, es bleibt vielmehr grundsätzlich – wie bisher auch – dem Ortsrecht 
oder dem Fachgesetzgeber überlassen, hier passend zu den jeweiligen Gegebenheiten 
die sonstigen Wirksamkeitsvoraussetzungen solcher Bekanntmachungen festzulegen. 
Den bestehenden Regelungen zum Bewirken der Bekanntmachung, wie zum Beispiel 
in Art. 72 Abs. 2 Satz 2 oder Art. 73 Abs. 6 Satz 5 BayVwVfG, wird in Art. 27a Abs. 1 
Satz 1 BayVwVfG eine weitere Bekanntmachungsvoraussetzung hinzugefügt. Muss 
zum Beispiel in einer Gemeinde auf die geplante Auslegung von Unterlagen vorab 
durch örtliche oder öffentliche Bekanntmachung hingewiesen werden, ist dieser Hin-
weis auch im Internet zugänglich zu machen. 

Zu Art. 27a Abs. 1 Satz 2 

Abs. 1 Satz 1 ermöglicht der örtlichen und fachlichen Normsetzung weiterhin eine diffe-
renzierte Beurteilung, inwieweit digitale Bekanntmachungsformen derzeit noch analog 
begleitet werden sollen, z. B. durch Veröffentlichungen in Tageszeitungen. Die entspre-
chenden Regelungen im Orts- und Fachrecht bleiben erhalten. Soweit in bestimmten 
Fällen eine Bekanntmachung nach den fachgesetzlichen oder örtlichen Vorgaben be-
reits in einem digitalen Veröffentlichungsblatt oder einem Internetportal der Behörde 
oder ihres Verwaltungsträgers veröffentlicht werden muss, kann Satz 1 einen Mehrwert 
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hinsichtlich der Anstoßfunktion generieren, ohne jedoch zu erheblichem Mehraufwand 
zu führen. In diesen Fällen ist eine Verlinkung auf das digitale Veröffentlichungsblatt der 
Behörde möglich. Hier wurde die bewährte Formulierung des bisherigen Art. 27a Abs. 1 
Satz 2 BayVwVfG übernommen, der die Zugänglichmachung „auf einer“ Internetseite 
der Behörde oder ihres Verwaltungsträgers anordnet. 

Abs. 1 Satz 2 dient der Klarstellung und betrifft die Fälle, in denen die Bekanntmachung 
zu einem bestimmten Zeitpunkt vorgeschrieben ist, z. B. „mindestens eine Woche“ vor 
dem Erörterungstermin (Art. 73 Abs. 6 Satz 2 BayVwVfG). Oft existieren dann rechtli-
che Vorgaben, auf welches Bekanntmachungsmedium für die Einhaltung vorgeschrie-
bener Fristen durch die Bekanntmachung abzustellen ist. So sieht zum Beispiel das 
BayVwVfG im Zusammenhang mit öffentlichen Bekanntmachungen vor, dass für die 
Frist auf die Veröffentlichung im „amtlichen Veröffentlichungsblatt“ abzustellen ist (z. B. 
Art. 67 Abs. 1 Satz 6, Art. 73 Abs. 6 Satz 5 BayVwVfG). Mit Blick auf die zunehmende 
Digitalisierung amtlicher Veröffentlichungsblätter enthält das BayVwVfG insoweit eine 
entwicklungsoffene Regelung. Hier stellt Abs. 1 Satz 2 die Weitergeltung der vorhande-
nen rechtlichen Festlegung klar. 

Fehlt es an einer rechtlichen Vorgabe, auf welches von mehreren Veröffentlichungsme-
dien für die Einhaltung vorgegebener Fristen durch die Bekanntmachung abzustellen 
ist, legt Abs. 1 Satz 2 fest, dass die Veröffentlichung nach Abs. 1 Satz 1 das für die Frist 
maßgebliche Bekanntmachungsmedium ist. 

Zu Art. 27a Abs. 2 

Abs. 2 sieht für die in Abs. 1 Satz 1 zwingend angeordnete Zugänglichmachung im In-
ternet eine Ausnahme für Fälle vor, in denen Probleme bestehen, diese Anforderung 
umzusetzen. Das werden voraussichtlich insbesondere technische Probleme sein bzw. 
Szenarien, in denen zum Beispiel die gesamte Verwaltung einer Stadt oder Gemeinde 
vom Internet genommen werden muss. Die Vorschrift ist als Ausnahmeregelung eng 
auszulegen. Eine unzureichende personelle Ausstattung stellt daher grundsätzlich kei-
nen Fall der hier geregelten Unmöglichkeit dar. 

Die Ausnahmevorschrift soll verhindern, dass bei Unmöglichkeit der Internetveröffentli-
chung die Bekanntmachung insgesamt nicht wirksam wird. Da Abs. 1 Satz 1 die bereits 
örtlich oder fachlich vorgegebenen Bekanntmachungsformen um die Internetveröffent-
lichung ergänzt, richtet sich beim Ausfall dieser zusätzlichen Bekanntmachungsform die 
Wirksamkeit einer Bekanntmachung im Fall des Abs. 2 wieder ausschließlich nach den 
örtlichen und fachlichen Bekanntmachungsregeln. 

Sofern Regelungen im Fachrecht oder auf Landes- oder Kommunalebene vorsehen, 
dass eine Bekanntmachung ausschließlich digital erfolgen soll, liegt es in der dortigen 
Regelungskompetenz, den Umgang mit entsprechenden Fällen auszugestalten. 

In vielen Fällen besteht die rechtliche Anforderung, dass die Bekanntmachung spätes-
tens zu einem bestimmten Zeitpunkt erfolgen muss, z. B. „mindestens eine Woche“ vor 
dem Erörterungstermin. Hier kommt es für die Einhaltung der Frist auf das Erschei-
nungsdatum des Bekanntmachungsmediums an; im Fall des Art. 73 Abs. 6 BayVwVfG 
wird zum Beispiel festgelegt, dass ausschließlich das Erscheinungsdatum des amtli-
chen Veröffentlichungsblattes maßgeblich sein soll. Insoweit ist für die Bekanntma-
chung – anders als z. B. bei der Auslegung – nicht ein Zeitraum, sondern ein punktuelles 
Ereignis maßgeblich. Für die Frage der Unmöglichkeit ist daher auf diesen Zeitpunkt 
abzustellen. 

Sofern keine Unmöglichkeit vorliegt, wird jedoch gerade die Bekanntmachung im Inter-
net regelmäßig nicht nur am maßgeblichen Erscheinungstag, sondern über einen län-
geren Bekanntmachungszeitraum – vor und nach diesem Datum – zur Verfügung ste-
hen. Im Hinblick auf die Anstoßwirkung der Bekanntmachung stellt die Internetbekannt-
machung insoweit eine deutliche Verbesserung dar. 

In Fällen der Unmöglichkeit nach Abs. 2 kann auch Abs. 1 Satz 2 nicht zur Anwendung 
kommen. 
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Zu Art. 27b (Zugänglichmachung auszulegender Dokumente) 

Art. 27b Abs. 1 ordnet in grundsätzlicher Fortführung von § 3 PlanSiG an, dass die 
durch Rechtsvorschrift angeordnete Auslegung von Dokumenten durch die Bereitstel-
lung der Dokumente auf einer Internetseite der für die Auslegung zuständigen Behörde 
oder ihres Verwaltungsträgers und durch Zugänglichmachung auf mindestens eine an-
dere Weise bewirkt wird. 

Der Schwerpunkt der Auslegung liegt hier auf der Veröffentlichung der bislang körper-
lich auszulegenden Dokumente im Internet. 

Die Bereitstellung der Dokumente muss auf einer Internetseite der für die Auslegung 
zuständigen Behörde oder ihres Verwaltungsträgers erfolgen; ein Link zu einer Seite 
des Vorhabenträgers ist daher nicht zulässig. Die Zugänglichmachung kann dabei z. B. 
auch in der Weise erfolgen, dass die Unterlagen auf einem gesetzlich vorgeschriebenen 
Portal (vgl. z. B. § 20 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung – UVPG) 
bereitgestellt werden und dass hierauf über einen Link auf der Behördenseite Zugriff 
genommen werden kann. Zulässig ist hierbei auch, dass die Gemeinden (vgl. Art. 73 
Abs. 3 BayVwVfG) z. B. auf die Seite der Anhörungsbehörde verlinken, wenn dort die 
Unterlagen bereitgestellt werden. Überdies können aber z. B. auch integrierte Portallö-
sungen durch die Behörde genutzt werden, wenn die Behörde als „Herrin des Verfah-
rens“ den maßgeblichen Zugriff zur Durchführung und Steuerung des Verfahrens be-
hält. 

Für diejenigen, die das Internet nicht nutzen (können), müssen die auszulegenden Do-
kumente zudem auf mindestens eine andere Weise zugänglich gemacht werden. Die 
Entscheidung, was im konkreten Fall die andere Zugangsmöglichkeit ist und wie viele 
es davon geben muss, obliegt der insoweit zuständigen und mit den Gegebenheiten 
des Einzelfalls vertrauten Behörde. Die andere Zugangsmöglichkeit kann durchaus – 
gerade mit Blick auf die schwere Lesbarkeit von größeren Plänen auf Bildschirmen – 
auch die herkömmliche (analoge) Auslegung der Dokumente zur Einsicht sein. Aller-
dings muss diese Auslegung dann – anders als nach bisherigem Recht – nicht zwin-
gend an allen von dem Vorhaben betroffenen Orten erfolgen. Dabei muss die andere 
Zugangsmöglichkeit nicht zwingend analog, sondern kann – ohne Internetnutzung – 
durchaus auch digital sein (z. B. Leseterminals in öffentlichen Gebäuden). Die Zugäng-
lichmachung auf einem gesetzlich vorgeschriebenen Portal ist keine andere Weise der 
Zugänglichmachung nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 2. 

Die Zurverfügungstellung nur einer einzigen anderen Zugangsmöglichkeit kann ausrei-
chen (z. B. bei punktuellen Vorhaben), muss dies jedoch nicht (z. B. bei Streckenvor-
haben). 

Auf die Übernahme des auf die andere Zugangsmöglichkeit bezogenen Kriteriums 
„leicht zu erreichend“ aus § 3 Abs. 2 Satz 2 PlanSiG wurde verzichtet. Die Frage, wann 
eine Auslegung zumutbar ist, ist von der Rechtsprechung hinreichend konkretisiert wor-
den. Dagegen hat das Kriterium „leicht zu erreichend“ wiederholt Fragen aufgeworfen; 
auch soll vermieden werden, dass durch das Kriterium eine Reduktion auf die örtlichen 
Gegebenheiten stattfindet. 

Die Dauer, für die die auszulegenden Dokumente im Internet und auf andere Weise 
zugänglich zu machen sind, ergibt sich aus dem jeweils mit der Auslegung angeordne-
ten Auslegungszeitraum. 

Abs. 1 Satz 2 sieht zu der in Abs. 1 Satz 1 angeordneten Zugänglichmachung im Inter-
net eine Ausnahme für diejenigen Fälle vor, in denen schwerwiegende, konkrete und 
einzelfallbezogene Probleme bestehen, diese Anforderung umzusetzen. Das werden 
voraussichtlich insbesondere technische Szenarien sein, in denen zum Beispiel die ge-
samte Verwaltung einer Stadt oder Gemeinde vom Internet genommen werden muss. 
Die Vorschrift ist nur für Ausnahmefälle anwendbar. Eine unzureichende personelle 
Ausstattung stellt daher grundsätzlich keinen Fall der hier geregelten Unmöglichkeit 
dar. 

Wenn der Ausnahmefall vorliegt, wird die Auslegung allein durch die „andere Zugangs-
möglichkeit“ nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bewirkt. 
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Abs. 3 regelt Anforderungen, die aus der Digitalisierung entstehen und in der Praxis 
überwiegend bereits so gehandhabt werden. 

Abs. 4 trägt dem Schutz der Geheimnisse im Sinne von Art. 30 BayVwVfG, also insbe-
sondere dem Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen Rechnung. Vergleich-
bare Regelungen existieren zum Beispiel im Hinblick auf Anlagengenehmigungen. 

Für die praktische Wirksamkeit der Regelung des Abs. 4 wird es in besonderem Maße 
auf die Umsetzung durch die vollziehenden Behörden ankommen, die insoweit verstärkt 
den Zweck einer Auslegung in den Blick nehmen müssen. Die vollziehenden Behörden 
müssen sich verstärkt der Frage widmen, ob Inhaltsbeschreibungen zum festgelegten 
Zwecke der Auslegung ausreichen, z. B. zur angemessenen Information der Öffentlich-
keit über das anstehende Vorhaben. Über den Zweck der Auslegung hinausgehende 
Informationen müssen nicht veröffentlicht werden; dies gilt erst recht, wenn der Be-
troffene (z. B. der Vorhabenträger) geltend macht, dass Geheimnisse im Sinne von 
Art. 30 enthalten sind. 

Zu Art. 27c (Erörterung mit Verfahrensbeteiligten oder der Öffentlichkeit) 

Art. 27c basiert auf den Regelungen des § 5 Abs. 2 und 5 PlanSiG. Art. 27c regelt die 
Möglichkeit, eine durch Rechtsvorschrift angeordnete Erörterung, wie insbesondere ein 
Erörterungstermin, eine mündliche Verhandlung oder eine Antragskonferenz durch di-
gitale Formate zu ersetzen. Dies umfasst auch die Möglichkeit, die genannten Aus-
tauschformate durch die digitalen Varianten teilweise zu ergänzen. Die Regelung gilt 
für durch Rechtsvorschrift angeordnete Austauschformate. Daraus folgt jedoch kein 
Verbot, Austauschformate, die im Ermessen der zuständigen Behörde stehen, digital 
zu ersetzen. Dies steht – wie bisher auch – im Verfahrensermessen der zuständigen 
Behörde, das durch die vorliegende Regelung nicht unnötig eingeschränkt werden soll. 
An dem bereits im PlanSiG geregelten Zustimmungserfordernis für die Durchführung 
einer Video- oder Telefonkonferenz wird mit Blick auf die Rechte der Teilnehmer, ins-
besondere auf deren Persönlichkeitsrecht festgehalten. Derzeit kann technisch nicht 
sichergestellt werden, dass die Rechte eines jeden Teilnehmers auch von allen anderen 
Teilnehmenden gewahrt werden. Die Evaluierung des PlanSiG hat zwar ergeben, dass 
das Zustimmungserfordernis der Verwaltung insbesondere bei größeren Teilnehmer-
kreisen Umsetzungsschwierigkeiten bereiten kann. Die Evaluierung hat aber auch ge-
zeigt, dass sich insbesondere die Videokonferenz vor allem für kleinere Teilnehmer-
kreise eignet. Es ist davon auszugehen, dass in diesen Fällen die Einholung der Einwil-
ligung weniger problematisch ist. 

Abs. 2 Satz 1 regelt die Onlinekonsultation. Weitergehende Regelungen wie in § 5 
Abs. 4 PlanSiG sind verzichtbar, da hier unmittelbar und explizit angeordnet wird, dass 
die Onlinekonsultation das analoge Austauschformat ersetzt. Die Frage, was Gegen-
stand des Austausches ist und wer zur Teilnahme berechtigt ist, ergibt sich aus den 
dem Austausch zugrundeliegenden Regelungen, also z. B. aus den Regelungen zur 
Durchführung eines Erörterungstermins. Aus diesen Regelungen ergibt sich auch, dass 
mit der Onlinekonsultation nicht das Einwendungsverfahren wiederholt wird. Die Äuße-
rungen beziehen sich in beiden Fällen auf einen unterschiedlichen Sachverhalt: Die 
Einwendungen haben die Antragsunterlagen zum Gegenstand; die Äußerungen im 
Rahmen einer Onlinekonsultation beziehen sich dagegen z. B. bei Ersetzung eines Er-
örterungstermins nach Art. 73 Abs. 6 Satz 1 BayVwVfG auf „die gegen den Plan erho-
benen Einwendungen, die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen von Vereinigun-
gen […] sowie die Stellungnahmen der Behörden zu dem Plan“. Die Bezugnahme in 
Abs. 2 Satz 1 auf die zur Teilnahme Berechtigten ergibt sich daraus, dass die hier zu 
ersetzenden Austauschformate grundsätzlich keine öffentlichen Veranstaltungen sind. 
Es ist grundsätzlich nur eine Äußerungsmöglichkeit vorgesehen. Wiederholte Äuße-
rungsmöglichkeiten werden jedoch durch die Regelung nicht unterbunden; der Umgang 
mit wiederholten Äußerungen liegt im Verfahrensermessen der zuständigen Behörde. 

Abs. 2 Satz 3 stellt klar, dass Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse auch dann zu be-
rücksichtigen sind, wenn als Grundlage des digitalen Austausches Dokumente zugäng-
lich gemacht werden. 

Abs. 3 stellt klar, dass die insbesondere für eine Videokonferenz relevanten Regelun-
gen des Art. 67 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Nr. 1 und 4 und Abs. 3 sowie Art. 68 auch hier 
gelten. 
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Zu Nr. 10 (Art. 33) 

Folgeänderung zur Änderung des Art. 3a. 

Zu Buchst. a (Art. 33 Abs. 4 Nr. 4 Buchst. b) 

Folgeänderung zur Änderung des Art. 3a. 

Zu Buchst. b (Art. 33 Abs. 5) 

Folgeänderung zur Änderung des Art. 3a. 

Zu Nr. 11 (Art. 37) 

Folgeänderung zur Änderung des Art. 3a. 

Zu Buchst. a (Art. 37 Abs. 2 Satz 3) 

Folgeänderung zur Änderung des Art. 3a. 

Zu Buchst. b (Art. 37 Abs. 3 Satz 3) 

Folgeänderung zur Änderung des Art. 3a. 

Zu Buchst. c (Art. 37 Abs. 4) 

Folgeänderung zur Änderung des Art. 3a. 

Zu Nr. 12 (Art. 41 Abs. 2 Satz 1 und 2) 

Die Regelung zur Fiktion der Bekanntgabe von postalisch übermittelten Verwaltungs-
akten muss an die neu vorgesehenen Laufzeitvorgaben für Universaldiensteanbieter in 
§ 18 des Postgesetzes (PostG) angepasst und entsprechend verlängert werden.  

Die bisherige Regelung zur Bekanntgabefiktion ging von einer regelmäßigen Postlauf-
zeit von zwei Werktagen (vgl. § 2 Nr. 3 Satz 1 der Post-Universaldienstleistungsverord-
nung – PUDLV) und einem Sicherheitszuschlag von einem Tag aus. Bei einer Verlän-
gerung der regelmäßigen Postlaufzeit auf drei Werktage (95-Prozent-Quote) ist eine 
Verlängerung von drei auf vier Tage sachgerecht. 

Wie im VwVfG des Bundes soll daher im Rahmen der Konkordanzgesetzgebung die 
Bekanntgabefiktion angepasst werden. Dies gilt nicht nur bei schriftlicher, sondern auch 
bei elektronischer Übermittlung, um den derzeit bestehenden Gleichlauf hinsichtlich des 
Zeitpunkts des Eintritts der Bekanntgabefiktion aus Praktikabilitätsgründen beizubehal-
ten. 

Zu Nr. 13 (Art. 51 Abs. 1 Nr. 3) 

Bei der Änderung handelt es sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund geänder-
ter amtlicher Schreibweise. 

Zu Nr. 14 (Art. 61 Abs. 1 Satz 2) 

Redaktionelle Anpassung an das VwVfG des Bundes (Konkordanzgesetzgebung). In-
haltlich handelt es sich um eine Folgeänderung zur Aufhebung des § 110 DRiG durch 
das Gesetz zur Modernisierung des notariellen Berufsrechts und zur Änderung weiterer 
Vorschriften vom 25. Juni 2021 (vgl. BGBl. I, Nr. 38 vom 2. Juli 2021, S. 2154).  

Zu Nr. 15 (Art. 65) 

Zu Buchst. a (Art. 65 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 1) 

Bei der Änderung handelt es sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund geänder-
ter amtlicher Schreibweise. 

Zu Buchst. b (Art. 65 Abs. 5) 

Redaktionelle Anpassung an das VwVfG des Bundes (Konkordanzgesetzgebung). In-
haltlich handelt es sich auch hier um eine Folgeänderung zur Aufhebung des § 110 
DRiG durch das Gesetz zur Modernisierung des notariellen Berufsrechts und zur Ände-
rung weiterer Vorschriften vom 25. Juni 2021 (vgl. BGBl. I, Nr. 38 vom 2. Juli 2021, 
S. 2154). 

Zu Nr. 16 (Art. 71e Satz 2) 

Die Änderung der vorhandenen Regelung dient der Klarstellung, dass im Rahmen des 
Verfahrens über eine einheitliche Stelle alle Varianten des in Art. 3a BayVwVfG gere-
gelten Schriftformersatzes möglich sind. 
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Zu Nr. 17 (Art. 73) 

Art. 73 ist aufgrund des neu eingefügten Art. 27b anzupassen. 

Zu Buchst. a (Art. 73 Abs. 2) 

In Abs. 2 wird durch den Verweis auf Art. 27b klargestellt, dass die Gemeinden die aus-
zulegenden Dokumente über ihre Internetseite zugänglich zu machen haben. 

Zu Buchst. b (Art. 73 Abs. 3) 

Zu Doppelbuchst. aa (Art. 73 Abs. 3 Satz 2) 

In Abs. 3 wird klargestellt, dass die „andere Zugangsmöglichkeit“, die nach Art. 27b 
Abs. 1 zur Verfügung zu stellen ist, nicht in allen Gemeinden geschaffen werden muss 
und dass die Entscheidung hierüber von der Anhörungsbehörde getroffen wird. Sofern 
eine Gemeinde von der Anhörungsbehörde zur Verfügungstellung einer anderen Zu-
gangsmöglichkeit bestimmt wird, ist über weitere Einzelheiten ein Benehmen mit dieser 
Gemeinde herzustellen. 

Zu Doppelbuchst. bb (Art. 73 Abs. 3 Satz 3) 

Redaktionelle Folgeänderung 

Zu Buchst. c (Art. 73 Abs. 4) 

Zu Doppelbuchst. aa (Art. 73 Abs. 4 Satz 1) 

Die Änderung dient nach der Einfügung des Abs. 3 der Klarstellung. 

Zu Doppelbuchst. bb (Art. 73 Abs. 4 Satz 2) 

Folgeänderung 

Zu Buchst. d (Art. 73 Abs. 5 Satz 1) 

Die Änderung dient nach der Einfügung des Abs. 3 der Klarstellung. 

Zu Nr. 18 (Art. 74) 

Art. 74 Abs. 4 BayVwVfG ist aufgrund des neu einzufügenden Art. 27b anzupassen. 
Zudem soll die auf Bundesebene mit Gesetz vom 29. März 2017 (Gesetz zum Abbau 
verzichtbarer Anordnungen der Schriftform im Verwaltungsrecht des Bundes; BGBl I 
S. 626) vorgenommene Änderung von § 74 Abs. 5 Satz 4 VwVfG auch im BayVwVfG 
nachvollzogen werden. 

Zu Buchst. a (Art. 74 Abs. 4) 

Zu Doppelbuchst. aa (Art. 74 Abs. 4 Satz 2) 

Der Inhalt der Bekanntmachung einer Auslegung wird nunmehr in Art. 27b Abs. 1 Satz 2 
geregelt. 

Zu Doppelbuchst. bb (Art. 74 Abs. 4 Satz 3) 

Der neue Satz 3 stellt klar, dass die Planfeststellungsbehörde die Entscheidung darüber 
trifft, in welcher Gemeinde eine andere Zugangsmöglichkeit nach Art. 27b Abs. 1 ge-
schaffen werden muss und dass über weitere Einzelheiten insoweit ein Benehmen mit 
dieser Gemeinde herzustellen ist. 

Zu Doppelbuchst. cc (Art. 74 Abs. 4 Satz 4) 

Redaktionelle Folgeänderung 

Zu Buchst. b (Art. 74 Abs. 5 Satz 4) 

Mit der Änderung wird bewirkt, dass der Planfeststellungsbeschluss von den Betroffe-
nen und von denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, künftig auch elektronisch 
angefordert werden kann. 

Zu Nr. 19 (Art. 98) 

Verfahren, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnen und noch nicht abgeschlos-
sen wurden, sind nach dem „bisherigen“ Recht zu Ende zu führen. Die neuen Möglich-
keiten des elektronischen Schriftformersatzes nach Art. 3a sollen jedoch bereits mit In-
krafttreten dieses Gesetzes genutzt werden können. 
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Zu § 2 (Änderung des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungs-
gesetzes) 

Die Bestimmungen des VwZVG müssen, soweit die (förmliche) Zustellung durch einen 
Erbringer von Postdienstleistungen erfolgt, an die neu vorgesehenen Laufzeitvorgaben 
in § 18 PostG angepasst und entsprechend verlängert werden. 

Zu Nr. 1 (Art. 4 Abs. 2 Satz 2) 

Die bisherige Frist für die Zustellungsfiktion ging von einer regelmäßigen Postlaufzeit 
von zwei Tagen (95-Prozent-Quote) und einem Sicherheitszuschlag von einem Tag 
aus. Bei einer Verlängerung der regelmäßigen Postlaufzeit auf drei Werktage (95-Pro-
zent-Quote) ist eine Anpassung der Frist für die Zustellungsfiktion von drei Tagen auf 
vier Tage sachgerecht. 

Zu Nr. 2 (Art. 5) 

Zu Buchst. a (Art. 5 Abs. 4) 

Die Änderung des Art. 5 Abs. 4 VwZVG dient der Anpassung an die am 1. August 2022 
in Kraft getretene Änderung von § 5 Abs. 4 VwZG des Bundes (vgl. BGBl. I S. 2363). 
Zukünftig soll auch im VwZVG eine vereinfachte Zustellung gegen Empfangsbekenntnis 
an Berufsausübungsgesellschaften nach der Bundesrechtsanwaltsordnung, der Pa-
tentanwaltsordnung und dem Steuerberatungsgesetz ermöglicht werden. 

Zu Buchst. b (Art. 5 Abs. 5 Satz 2) 

Nachdem ein elektronisches Siegel nach Art. 3a Abs. 3 Nr. 3 Buchst. a BayVwVfG nun 
ebenfalls als zusätzliche Möglichkeit des elektronischen Schriftformersatzes anerkannt 
wird, soll auch eine elektronische Zustellung mittels eines qualifizierten elektronischen 
Siegels der Behörde zugelassen werden. Durch Verwendung des nur behördenbezo-
genen Siegels werden der technische Aufwand und die Kosten auch bei einer elektro-
nischen Zustellung vermindert. 

Zu Buchst. c (Art. 5 Abs. 7 Satz 2) 

Die bisherige Frist für die Zustellungsfiktion ging von einer regelmäßigen Postlaufzeit 
von zwei Tagen (95-Prozent-Quote) und einem Sicherheitszuschlag von einem Tag 
aus. Bei einer Verlängerung der regelmäßigen Postlaufzeit auf drei Werktage (95-Pro-
zent-Quote) ist eine Anpassung der Frist für die Zustellungsfiktion von drei Tagen auf 
vier Tage sachgerecht. 

Zu Nr. 3 (Art. 6 Abs. 4 Satz 1) 

Die bisherige Frist für die Zustellungsfiktion ging von einer regelmäßigen Postlaufzeit 
von zwei Tagen (95-Prozent-Quote) und einem Sicherheitszuschlag von einem Tag 
aus. Bei einer Verlängerung der regelmäßigen Postlaufzeit auf drei Werktage (95-Pro-
zent-Quote) ist eine Anpassung der Frist für die Zustellungsfiktion von drei Tagen auf 
vier Tage sachgerecht. 

Zu Nr. 4 (Art. 15 Abs. 1 Satz 1) 

Bei der Einfügung der neuen Nr. 3 handelt es sich um eine Folgeänderung, die mit der 
gesetzlichen Anerkennung der Rechtsfähigkeit der Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
nach § 705 Abs. 2 BGB einhergeht. Es wird klargestellt, dass – entsprechend der zum 
1. Januar 2024 in Kraft getretenen Änderung des § 10 Abs. 1 Satz 1 VwZG des Bundes 
(vgl. BGBl. I 2021, S. 3436) eine öffentliche Zustellung auch bei rechtsfähigen Perso-
nengesellschaften unter den Voraussetzungen des Art. 15 Abs. 1 VwZVG erfolgen 
kann. 

Mit dem Gesetz zur Novellierung des Verwaltungszustellungsrechts vom 12. August 
2005 (BGBl. I S. 2354) wurde die öffentliche Zustellung im VwZG des Bundes neu ge-
regelt. Die Bestimmung, dass eine öffentliche Zustellung auch dann erfolgen kann, 
wenn der Inhaber einer Wohnung, in der zugestellt werden müsste, der inländischen 
Gerichtsbarkeit nicht unterworfen und die Zustellung in der Wohnung deshalb unaus-
führbar ist, wurde gestrichen (BT-Drs. 15/5216). Da ein praktisches Bedürfnis, an dieser 
noch im Landesrecht vorhandenen Regelung festzuhalten, nicht mehr gesehen wird, 
soll diese Vorschrift auch im VwZVG entfallen.  
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Zu Nr. 5 (Art. 17 Abs. 2 Satz 1) 

Die bisherige Frist für die Zustellungsfiktion ging von einer regelmäßigen Postlaufzeit 
von zwei Tagen (95-Prozent-Quote) und einem Sicherheitszuschlag von einem Tag 
aus. Bei einer Verlängerung der regelmäßigen Postlaufzeit auf drei Werktage (95-Pro-
zent-Quote) ist eine Anpassung der Frist für die Zustellungsfiktion von drei Tagen auf 
vier Tage sachgerecht. 

Zu Nr. 6 (Art. 24 Abs. 1 Nr. 2) 

Die Rechtsprechung hatte für die Vollstreckung mittels Ausstandsverzeichnissen ent-
schieden, dass gemäß § 750 Abs. 2 ZPO, Art. 26 Abs. 7, Art. 27 Abs. 1 Satz 1 VwZVG 
dem Vollstreckungsschuldner vor oder zu Beginn der Vollstreckung eine Ausfertigung 
des Ausstandsverzeichnisses, auf dem die Vollstreckungsklausel angebracht ist, zuzu-
stellen ist (vgl. BGH, B. v. 26. Juli 2018 – I ZB 78/17, NVwZ 2019, 253). Diese Auffas-
sung verkennt die landesrechtliche Bedeutung des Ausstandsverzeichnisses, das nicht 
Titel für die Verwaltungsvollstreckung ist, sondern lediglich internes Behördenersuchen 
mit der Bestätigung des Vorliegens der Vollstreckungsvoraussetzungen. Eine Zustel-
lung auch des Ausstandsverzeichnisses erscheint in der Verwaltungsvollstreckung 
nicht erforderlich. Durch die vorherige Zustellung des Leistungsbescheids ist der Voll-
streckungsschuldner bereits ausreichend über die Beteiligten des Vollstreckungsver-
fahrens und den vollstreckbaren Anspruch informiert und kann die Vollstreckungsvo-
raussetzungen überprüfen. Das Ausstandsverzeichnis als Zusammenstellung der offe-
nen Forderungen ggf. aus mehreren Bescheiden enthält keine zusätzlichen Informatio-
nen, die für die rechtmäßige Durchführung des formalisierten Vollstreckungsverfahrens 
relevant wären (vgl. hierzu Lika, BayVBl. 2024, 149 ff.). Um die durch die Rechtspre-
chung in der Verwaltungs- und Gerichtsvollzieherpraxis entstandene Rechtsunsicher-
heit zu beseitigen, wird ausdrücklich bestimmt, dass nach der Zustellung des Leistungs-
bescheids gemäß Art. 23 Abs. 1 Nr. 1 VwZVG die Vollstreckungsanordnung nach 
Art. 24 Abs. 1 Nr. 2 VwZVG nicht mehr zugestellt werden muss, wenn es sich bei die-
sem um den Leistungspflichtigen im Sinne des Art. 23 Abs. 1 VwZVG handelt. Soll hin-
gegen aufgrund einer titelergänzenden oder titelumschreibenden qualifizierten Klausel 
vollstreckt werden (Art. 26 Abs. 7 VwZVG in Verbindung mit § 750 Abs. 2 ZPO), ist die 
Ausfertigung des Ausstandsverzeichnisses zuzustellen, weil in diesen Fällen dem Voll-
streckungsschuldner nicht zuvor der ursprüngliche Leistungsbescheid zugestellt wor-
den ist. 

Zu Nr. 7 (Art. 26 Abs. 7) 

Zu Buchst. a (Art. 26 Abs. 7 Satz 1) 

Durch Verordnung des Bundesministeriums der Justiz über Formulare für die Zwangs-
vollstreckung (Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung – ZVFV) vom 16. Dezember 
2022 (BGBl I S. 2368) wurde die Verordnung über das Formular für den Vollstreckungs-
auftrag an den Gerichtsvollzieher (Gerichtsvollzieherformular-Verordnung – GVFV) auf-
gehoben. Die Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung enthält im Gegensatz zur Ge-
richtsvollzieherformular-Verordnung (§ 1 Abs. 2 Satz 2 GVFV) keine Regelung mehr, 
die die Vollstreckung öffentlich-rechtlicher Forderungen vom Anwendungsbereich aus-
nimmt. Für die Beitreibung öffentlich-rechtlicher Forderungen gilt der Formularzwang 
zwar grundsätzlich nicht. Sofern aber wie in Art. 26 Abs. 7 Satz 1 VwZVG die entspre-
chende Geltung des § 753 Abs. 3 ZPO angeordnet wurde, gilt der Formularzwang nach 
dem Willen des bundesrechtlichen Verordnungsgebers auch für die Beitreibung öffent-
lich-rechtlicher Forderungen (vgl. BR-Drs. 561/22, S. 61).  

Nach Ablauf der durch die Zweite Verordnung zur Änderung der Zwangsvollstreckungs-
formular-Verordnung vom 17. Juni 2024 (BGBl. I 2024, Nr. 203) nochmals verlängerten 
Übergangsfrist in dem zum 1. September 2024 in Kraft getretenen § 6 Abs. 2 ZVFV 
würde ab 1. Oktober 2025 in Bayern auch für die Verwaltungsvollstreckung der Formu-
larzwang gelten. Gerade in Massenverfahren wie der Vollstreckung von Beitrags- oder 
Gebührenforderung hätte dies erhebliche Mehrkosten und einen unnötigen Verwal-
tungsaufwand zur Folge. Um daher den Vollstreckungsbehörden auch weiterhin die 
Möglichkeit einzuräumen, den Gerichtsvollzieher in bewährter Weise formlos zu beauf-
tragen, schließt die Änderung des Art. 26 Abs. 7 Satz 1 VwZVG den Formularzwang für 
Vollstreckungsaufträge an den Gerichtsvollzieher ausdrücklich aus. 
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Zu Buchst. b (Art. 26 Abs. 7 Satz 2) 

Bei der Änderung handelt es sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund geänder-
ter amtlicher Schreibweise. 

Zu Nr. 8 (Art. 33 Abs. 3) 

Bei der Änderung handelt es sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund geänder-
ter amtlicher Schreibweise. 

 

Zu § 3 (Änderung des Bayerischen Digitalgesetzes) 

Zu Nr. 1 (Art. 16 Satz 1) 

Aufgrund der Neufassung von Art. 3a BayVwVfG ist eine Anpassung des Art. 16 Satz 1 
BayDiG erforderlich. Der Verweis in Art. 16 Satz 1 BayDiG ist auch auf Art. 3a Abs. 3 
BayVwVfG auszudehnen. 

Zu Nr. 2 (Art. 24 Abs. 2 Satz 1) 

Aufgrund der Anpassungen im BayVwVfG und VwZVG soll auch die Bekanntgabefiktion 
des Art. 24 Abs. 2 Satz 1 BayDiG zur Angleichung entsprechend geändert werden. Im 
Übrigen hat auch der Bund mit dem Gesetz zur Änderung des Onlinezugangsgesetzes 
sowie weiterer Vorschriften zur Digitalisierung der Verwaltung (BGBl. I 2024, Nr. 245; 
OZG-Änderungsgesetz – OZGÄndG) die Vorschrift des § 9 Abs. 1 Satz 4 OZG ange-
passt. 

Zu Nr. 3 (Art. 31 Abs. 5) 

Folgeänderung zur Änderung des Art. 3a BayVwVfG. 

Auch nach der Übernahme der Regelung des VwVfG des Bundes sollen die weiterge-
henden Möglichkeiten und Erleichterungen des Schriftformersatzes im BayDiG erhalten 
bleiben. Dies betrifft einerseits den Schriftformersatz bei Übermittlung aus einem be-
sonderen elektronischen Behördenpostfach oder aus einer elektronischen Poststelle 
eines Gerichts oder einer Staatsanwaltschaft, bisheriger Art. 31 Abs. 5 Nr. 1 Buchst. a 
BayDiG (Rückkanal) sowie andererseits den Schriftformersatz durch elektronische Sie-
gel, einschließlich fortgeschrittener elektronischer Siegel. Außerdem soll in den Fällen 
des Art. 3a Abs. 3 Nr. 2 BayVwVfG die Übermittlung mittels elektronischer Postfächer 
an die Behörde (Hin-Kanal) – wie bislang in Art. 31 Abs. 5 Nr. 1 Buchst. b BayDiG ge-
regelt – auch dann schriftformersetzend sein, wenn die Erklärung nicht (einfach) elekt-
ronisch signiert wird. Dies stellt Art. 31 Abs. 5 Satz 2 BayDiG sicher.  

 

Zu § 4 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. Die Änderungen sollen, nachdem das derzeit 
noch in Bayern anwendbare PlanSiG mit Ablauf des 31. Dezember 2024 außer Kraft 
treten wird und die durch das Postrechtsmodernisierungsgesetz geänderten Vorschrif-
ten über die Fiktionsfristen bei der Bekanntgabe und Zustellung in den Verfahrensord-
nungen des Bundes zum 1. Januar 2025 in Kraft treten werden, ebenfalls zu diesem 
Zeitpunkt wirksam werden.  
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 
Drs. 19/3616 

zur Änderung des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes und weiterer 
Rechtsvorschriften 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Peter Wachler 
Mitberichterstatter: Rene Dierkes 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parla-
mentsfragen und Integration federführend zugewiesen. Der Ausschuss hat 
den Gesetzentwurf federführend beraten und endberaten. 
Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Gesetzentwurf nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 16. Sitzung 
am 14. November 2024 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 

3. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 17. Sitzung 
am 5. Dezember 2024 endberaten e i n s t im m i g  Zustimmung empfohlen 
mit der Maßgabe, dass  

 in § 1 Nr. 19 im neuen Art. 98 in Satz 1 als Datum des Inkrafttretens in 
den 1. Platzhalter der „1. Januar 2025“ und in den 2. Platzhalter der 
„31. Dezember 2024“ und 

 in § 4 in den Platzhalter der „1. Januar 2025“ 

 

 eingesetzt wird. 

Petra Guttenberger 
Vorsitzende 
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Gesetzentwurf 

der Staatsregierung 

zur Änderung des Bayerischen Mediengesetzes und des Ausführungsgesetzes 
Medienstaatsverträge 

A) Problem 

Der Fünfte Staatsvertrag zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge (Fünfter Me-
dienänderungsstaatsvertrag, 5. MÄStV), der von den Regierungschefinnen und -chefs 
unterzeichnet wurde und zum 1. Oktober 2024 in Kraft treten soll, umfasst eine Modifi-
kation der Regionalfensterverpflichtung im Medienstaatsvertrag (MStV) sowie Anpas-
sungen im MStV und im Jugendmedienschutz-Staatsvertrag (JMStV) der Länder, die 
durch das Gesetz über digitale Dienste der EU (Digital Services Act, DSA) und das 
Digitale-Dienste-Gesetz (DDG) des Bundes veranlasst sind. Für die Mitgliedstaaten ist 
der DSA seit dem 17. Februar 2024 anwendbar. Das DDG des Bundes nimmt die zur 
Durchführung des DSA notwendigen Anpassungen im Bundesrecht vor und ersetzt das 
Telemediengesetz (TMG). Infolgedessen besteht auch im Landesrecht inhaltlicher so-
wie redaktioneller Anpassungsbedarf. 

Der private Rundfunk in Bayern steht unter erheblichem Druck. Dies liegt am dynamisch 
zunehmenden Wettbewerb, neuartigen Audio- und Bewegtbildangeboten, dem sich än-
dernden Nutzungsverhalten und den seit der Coronapandemie und dem Ukrainekrieg 
gegebenen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, die sich negativ auf die Kosten- und 
vor allem die Erlösseite und damit auf die Refinanzierbarkeit von privaten Medien aus-
wirken. Private Rundfunkanbieter benötigen in diesen herausfordernden Zeiten mehr 
denn je Planungs- und Investitionssicherheit, um die wirtschaftliche Tragfähigkeit ihrer 
Geschäftsmodelle zu sichern und erfolgreich in die Zukunft transformieren zu können. 

Für die privaten Hörfunkanbieter kommt zu diesen generellen Herausforderungen noch 
hinzu, dass im Jahr 2025 in Bayern alle von der Bayerischen Landeszentrale für neue 
Medien (Landeszentrale) erteilten Zuweisungen von UKW-Frequenzen auslaufen. Der 
Diskussionsprozess über die Zukunft der Hörfunkverbreitung ab dem Jahr 2025 hat zu 
Unsicherheit in der privaten Hörfunkbranche in Bayern geführt. Mit ihrer Audio-Strategie 
2025 hat die Landeszentrale mittlerweile den Weg für die weitere Verbreitung von pri-
vaten Hörfunkangeboten über UKW in Bayern bis zum Jahr 2035 vorgezeichnet. 

Es ist anerkannt, dass Lokal-TV einen besonderen Mehrwert für das Informationsge-
füge in Bayern darstellt, der auch in Zukunft erhalten bleiben soll. Nach aktueller 
Rechtslage tritt die derzeit geltende Rechtsgrundlage für die Förderung von lokalen und 
regionalen Fernsehangeboten (Lokal-TV) mit Ablauf des 31. Dezember 2024 außer 
Kraft. 

 

B) Lösung 

Der MStV enthält die Verpflichtung, in den beiden bundesweit verbreiteten reichweiten-
stärksten Fernsehvollprogrammen nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts Fens-
terprogramme zur aktuellen und authentischen Darstellung der Ereignisse des politi-
schen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens in dem jeweiligen Land aufzu-
nehmen (sog. Regionalfenster). Der Freistaat Bayern hat von der im MStV eröffneten 
Möglichkeit, die Veranstalter der beiden bundesweit verbreiteten reichweitenstärksten 
Fernsehvollprogramme zur Ausstrahlung von Regionalfenstern zu verpflichten, in sei-
nem Landesrecht Gebrauch gemacht. 
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Da die Regionalfensterverpflichtung nach allgemeinem Verständnis für die zwei reich-
weitenstärksten Sendergruppen gelten soll, wurde im 5. MÄStV eine entsprechende 
Konkretisierung vorgenommen (§ 59 Abs. 4 Satz 1 MStV). Dieser Klarstellung folgend 
wird das Bayerische Mediengesetz (BayMG) angepasst, um einen Gleichlauf mit Lan-
desrecht zu gewährleisten. Das DDG ist am 14. Mai 2024 in Kraft getreten, gleichzeitig 
trat das TMG außer Kraft. Daher sind entsprechende Verweisungen auf das bisherige 
TMG an die neue Rechtslage anzugleichen. 

Um der essenziellen Bedeutung auch des technischen Verbreitungswegs für den priva-
ten Hörfunk noch stärker gerecht zu werden und den privaten Hörfunkanbietern darüber 
hinaus weitere Planungs- und Investitionssicherheit am Medienstandort Bayern zu bie-
ten, wird im BayMG geregelt, dass das Ende der Veranstaltung von Hörfunk durch die 
Landeszentrale über einen bislang genutzten technischen Verbreitungsweg durch Ge-
setz bestimmt wird. 

Für eine Fortführung der Lokal-TV-Förderung über das Jahr 2024 hinaus muss die 
Rechtsgrundlage fortgeschrieben werden. 

Im Übrigen wird Art. 26 Abs. 2 Satz 1 BayMG redaktionell angepasst. 

 

C) Alternativen 

Keine 

 

D) Kosten 

1. Für den Staatshaushalt 

Keine. Über die Zurverfügungstellung von Haushaltsmitteln für die Bayerische Me-
dienförderung entscheidet der Gesetzgeber gesondert durch Haushaltsgesetz. 

2. Für die Kommunen 

Keine 

3. Für die Wirtschaft 

Hinsichtlich der Regionalfensterverpflichtung ergeben sich für die beiden reichwei-
tenstärksten Fernsehsendergruppen (bislang Fernsehvollprogramme) weiterhin 
Kosten. Eine Erhöhung der Finanzierungsverpflichtung ist mit der Gesetzesände-
rung nicht verbunden. 

4. Für die Bürger 

Für die Landeszentrale sind Mehrausgaben in überschaubarem Umfang durch 
Wahrnehmung von Aufsichtsbefugnissen nach dem DSA zu erwarten. Diese Kos-
ten entstehen indessen nicht durch die Vorschriften dieses Entwurfs, sondern durch 
den DSA und den 5. MÄStV. Sie werden durch den Anteil der Landeszentrale am 
Aufkommen aus dem Rundfunkbeitrag (§ 10 des Rundfunkfinanzierungsstaatsver-
trages) gedeckt. 
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Gesetzentwurf 

zur Änderung des Bayerischen Mediengesetzes und des Ausführungsgesetzes 
Medienstaatsverträge 

§ 1 

Änderung des Bayerischen Mediengesetzes 

Das Bayerische Mediengesetz (BayMG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Oktober 2003 (GVBl. S. 799, BayRS 2251-4-S), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes 
vom 24. März 2022 (GVBl. S. 70) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Dem Art. 3 Abs. 2 wird folgender Satz 5 angefügt: 

„5Das Ende der Veranstaltung von Hörfunk über einen bislang genutzten techni-
schen Verbreitungsweg wird durch Gesetz bestimmt.“ 

2. In Art. 26 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „bis 5“ durch die Angabe „bis 4“ ersetzt. 

3. In Art. 30 Satz 4 wird das Wort „Telemediengesetzes“ durch die Wörter „Digitale-
Dienste-Gesetzes“ ersetzt. 

4. In Art. 39 Abs. 2 Nr. 1 wird die Angabe „31. Dezember 2024“ durch die Angabe 
„30. Juni 2026“ ersetzt. 

 

§ 2 

Weitere Änderung des Bayerischen Mediengesetzes 

Art. 3 Abs. 3 des Bayerischen Mediengesetzes (BayMG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Oktober 2003 (GVBl. S. 799, BayRS 2251-4-S), das zuletzt 
durch § 1 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„(3) In den beiden, jeweils unterschiedlichen Unternehmen nach § 62 MStV zuzu-
rechnenden, bundesweit verbreiteten, nach Zuschaueranteilen reichweitenstärksten 
Fernsehvollprogrammen sind unabhängig von der Art ihrer Verbreitung im Rahmen der 
technischen Möglichkeiten landesweite und regionale oder lokale Fensterprogramme 
zu schalten, deren Finanzierung durch Leistungsbescheid gegenüber den Anbietern 
oder Veranstaltern der bundesweiten Programme sicherzustellen ist.“ 

 

§ 3 

Änderung des Ausführungsgesetzes Medienstaatsverträge 

Das Ausführungsgesetz Medienstaatsverträge (AGM) vom 24. Juli 2003 (GVBl. 
S. 477, 480, BayRS 2251-11-S), das zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 24. März 2022 
(GVBl. S. 70) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift wird das Wort „Telemediengesetzes“ durch die Wörter „Digitale-
Dienste-Gesetzes“ ersetzt. 

2. Art. 1 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Soweit das Digitale-Dienste-Gesetz oder Staatsverträge der Länder keine 
anderweitige Zuständigkeit vorsehen, überwacht die Landeszentrale die Einhaltung 
der Bestimmungen des Digitale-Dienste-Gesetzes mit Ausnahme der Vorschriften 
über den Datenschutz.“ 
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§ 4 

Inkrafttreten 

1Dieses Gesetz tritt am …[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens – geplant: 
baldmöglichst] in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 tritt § 2 am …[einzusetzen: Datum 
des abweichenden Inkrafttretens – voraussichtlich 1. Oktober 2024] in Kraft. 

 

 

Begründung: 

A) Allgemeines 

Das BayMG und das Ausführungsgesetz Medienstaatsverträge (AGM) werden ange-
passt an den 5. MÄStV sowie an das DDG, verkündet als Art. 1 des Gesetzes zur 
Durchführung der Verordnung (EU) 2022/2065 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 19. Oktober 2022 über einen Binnenmarkt für digitale Dienste und zur Än-
derung der Richtlinie 2000/31/EG sowie zur Durchführung der Verordnung (EU) 
2019/1150 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Förde-
rung von Fairness und Transparenz für gewerbliche Nutzer von Online-Vermittlungs-
diensten und zur Änderung weiterer Gesetze vom 6. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 149). 

Die sog. Regionalfensterverpflichtung im MStV (§ 59 Abs. 4 MStV) wurde mit dem 
5. MÄStV konkretisiert. Der MStV enthält die bisherige Verpflichtung, in den beiden bun-
desweit verbreiteten reichweitenstärksten Fernsehvollprogrammen nach Maßgabe des 
jeweiligen Landesrechts Fensterprogramme zur aktuellen und authentischen Darstel-
lung der Ereignisse des politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens in 
dem jeweiligen Land aufzunehmen. Da dies nach allgemeinem Normverständnis für die 
zwei reichweitenstärksten Sendergruppen gelten soll, wurde dies mit dem 5. MÄStV 
nun entsprechend klargestellt (§ 59 Abs. 4 Satz 1 MStV). Um einen Gleichlauf mit Lan-
desrecht zu gewährleisten, ist Art. 3 Abs. 3 BayMG – als entsprechende landesgesetz-
liche Regelung zur Regionalfensterverpflichtung in Bayern – ebenfalls anzupassen. 

Der Begriff des „Telemediums“ wird – in Übereinstimmung mit dem 5. MÄStV und an-
ders als im Bundesrecht – beibehalten. Mit dem DDG ersetzt der Gesetzgeber auf Bun-
desebene den Begriff des „Telemediums“ durch den Begriff des „digitalen Dienstes“, 
welcher als „Dienst“ nach Art. 1 Abs. 1 Buchst. b der Richtlinie (EU) 2015/1535 definiert 
wird. Die medienrechtlichen Staatsverträge der Länder verweisen demgegenüber auf 
den Begriff des „digitalen Dienstes“ bewusst nur dort, wo Schnittmengen zu den Tele-
medien bestehen. Dem liegt zugrunde, dass der medienrechtlich geprägte Telemedien-
begriff in Teilen einen anderen Anwendungsbereich hat, weshalb die von Bundes- und 
Landesrecht erfassten Dienste und Angebote nicht ohne Weiteres gleichgesetzt werden 
können. Der Begriff des „Telemediums“ setzt beispielsweise nicht voraus, dass ein 
Dienst in der Regel gegen Entgelt erbracht wird, wie es beim Begriff „digitaler Dienst“, 
der nach seiner Definition eine Dienstleistung der Informationsgesellschaft ist (§ 1 
Abs. 4 Nr. 1 DDG), der Fall ist. Insbesondere die mit den Bestimmungen der medien-
rechtlichen Staatsverträge der Länder adressierten medienspezifischen Risiken, bei-
spielsweise für Kinder und Jugendliche oder unter Gesichtspunkten der Medien- und 
Meinungsvielfalt, erfordern daher auch weiterhin einen eigenständigen Begriffsumfang. 

Die Zukunft der Hörfunkverbreitung ist von erheblicher Bedeutung für den Medienstand-
ort Bayern. Hörfunkangebote nehmen einen besonderen Stellenwert im bayerischen 
Informationsgefüge ein. Radio ist inhaltlich sehr vielfältig und erreicht eine Vielzahl von 
Menschen, weil es mit einfachen technischen Mitteln spontan verfügbar ist und in vielen 
Alltagssituationen eingeschaltet wird. Radio bedient feste Nutzungsgewohnheiten und 
genießt, nicht zuletzt wegen seiner Beständigkeit, ein sehr hohes Vertrauen. Hörfunk-
angebote sind reguliert und bieten auch deswegen eine erhöhte Verlässlichkeit. Insge-
samt haben sie eine herausragende Bedeutung für die Meinungsbildung.  

Anlässlich des Auslaufens der UKW-Frequenzzuweisungen im Jahr 2025 wurde in den 
letzten zwei Jahren äußerst kontrovers über die Zukunft der Hörfunkverbreitung in Bay-
ern diskutiert. Dieser Diskussionsprozess hat zu Unsicherheit unter den privaten Hör-
funkanbietern in Bayern geführt. Wünschenswert ist aber, dass diese in den aktuell her-
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ausfordernden Zeiten Planungs- und Investitionssicherheit erhalten, um die wirtschaft-
liche Tragfähigkeit ihrer Geschäftsmodelle zu sichern und erfolgreich in die Zukunft 
transformieren zu können. 

Mit Ablauf des 31. Dezember 2024 würde Art. 23 BayMG als die derzeit geltende 
Rechtsgrundlage für die Förderung von lokalen und regionalen Fernsehangeboten (Lo-
kal-TV) gemäß Art. 39 Abs. 2 Nr. 1 BayMG außer Kraft treten. Es ist anerkannt, dass 
Lokal-TV einen besonderen Mehrwert für das Informationsgefüge in Bayern darstellt, 
der auch in Zukunft erhalten bleiben soll. Um die Förderung von Lokal-TV auch künftig 
zu ermöglichen, muss die Rechtsgrundlage fortgeschrieben werden. 

 

B) Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu § 1 Änderung des Bayerischen Mediengesetzes 

Zu Nr. 1 

Nur mit wirtschaftlich erfolgreichen und gesunden privaten Hörfunkanbietern kann die 
einzigartige Medienvielfalt in Bayern auch weiterhin erhalten und nachhaltig gestärkt 
werden. Ein Abschalten von UKW in Bayern darf es deswegen erst geben, wenn die 
wirtschaftliche Tragfähigkeit des privaten Hörfunks dies zulässt. Mit der Handlungsemp-
fehlung „UKW-Zuweisung ab 2025“ in ihrer Audio-Strategie 2025 hat die Landeszent-
rale den Weg für die weitere Verbreitung von privaten Hörfunkangeboten über UKW bis 
zum Jahr 2035 vorgezeichnet. Der langfristige Umstieg von UKW auf DAB+ sollte mit 
der Einführung von Art. 27 Abs. 1 Satz 2 BayMG im Jahr 2022 gesetzlich flankiert wer-
den. Um den privaten Hörfunkanbietern bei ihrer digitalen Transformation bestmögliche 
Voraussetzungen zu bieten, sind Planungs- und Investitionssicherheit für die Hörfunk-
anbieter am Standort weiterhin essenziell. Gerade der konkrete technische Verbrei-
tungsweg von Hörfunk spielt dabei eine große Rolle für einen funktionierenden Hörfunk-
markt in Bayern. Vom Verbreitungsweg hängen Reichweiten und damit zusammenhän-
gende potenzielle Werbeeinnahmen ab und in der Folge auch die Tragfähigkeit des 
jeweiligen Geschäftsmodells. Deswegen wird mit der Aufnahme des Gesetzesvorbe-
halts in Art. 3 Abs. 2 BayMG klargestellt, dass das Ende der Veranstaltung von Hörfunk 
durch die Landeszentrale über einen bislang genutzten technischen Verbreitungsweg 
durch Gesetz bestimmt wird. 

Unabhängig von diesem Gesetzesvorbehalt kann jeder private Hörfunkanbieter über 
die Rückgabe ihm zugewiesener UKW-Frequenzen und damit über den Verbreitungs-
weg seiner Hörfunkprogramme entscheiden. Mit Art. 27 Abs. 1 Satz 2 BayMG hat der 
Gesetzgeber eine Richtungsentscheidung getroffen, die bei Einstellung der Nutzung in 
der Regel eine Stilllegung zur Folge hat; eine Neuzuweisung von UKW-Frequenzen soll 
hingegen den Ausnahmefall darstellen. Der Gesetzesvorbehalt gilt ausschließlich für 
die Veranstaltung von Hörfunk durch die Landeszentrale und nicht für die Veranstaltung 
durch den Bayerischen Rundfunk. 

Wie sich die private Hörfunkverbreitung in Bayern weiter, auch nach 2035, gestalten 
wird, ist zu gegebener Zeit von der Landeszentrale mit den privaten Hörfunkanbietern 
neu zu bewerten. Kommt die Bewertung zu dem Ergebnis, dass die Veranstaltung von 
Hörfunk über einen bislang genutzten technischen Verbreitungsweg durch die Landes-
zentrale beendet werden soll, ist ein entsprechender Vorschlag an den Gesetzgeber zu 
richten. 

Zu Nr. 2 

Redaktionelle Anpassung 

Zu Nr. 3 

Maßgeblicher Inhalt des Gesetzes zur Durchführung der Verordnung (EU) 2022/2065 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Oktober 2022 über einen Bin-
nenmarkt für digitale Dienste und zur Änderung der Richtlinie 2000/31/EG sowie zur 
Durchführung der Verordnung (EU) 2019/1150 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 20. Juni 2019 zur Förderung von Fairness und Transparenz für gewerbliche 
Nutzer von Online-Vermittlungsdiensten und zur Änderung weiterer Gesetze vom 
6. Mai 2024 ist das in dessen Art. 1 enthaltene DDG. Das DDG löst das bisherige TMG 
ab. Nach Art. 37 Abs. 2 des Gesetzes tritt das TMG außer Kraft. 
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In Art. 30 Satz 4 BayMG wird daher die Inbezugnahme des TMG durch die des DDG 
ersetzt. 

Zu Nr. 4 

Mit Ablauf des 31. Dezember 2024 würde Art. 23 BayMG als die derzeit geltende 
Rechtsgrundlage für die Förderung von lokalen und regionalen Fernsehangeboten (Lo-
kal-TV) gemäß Art. 39 Abs. 2 Nr. 1 BayMG außer Kraft treten. Es ist anerkannt, dass 
Lokal-TV einen besonderen Mehrwert für das Informationsgefüge in Bayern darstellt, 
der auch in Zukunft erhalten bleiben soll. Um die Förderung von Lokal-TV auch künftig 
zu ermöglichen, muss die Rechtsgrundlage fortgeschrieben werden. Eine inhaltliche 
Weiterentwicklung der Lokal-TV-Förderung ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht möglich, da 
die Ermittlungen der tatsächlichen Erkenntnisse noch andauern. Um alle relevanten 
Sachverhaltsaspekte abschließend ermitteln und angemessen würdigen zu können, 
wird die Förderung unter Zugrundelegung der bestehenden Regelungen vorerst bis 
30. Juni 2026 unverändert fortgeschrieben.  

 

Zu § 2 Weitere Änderung des Bayerischen Mediengesetzes 

Art. 3 Abs. 3 BayMG vollzieht die durch den 5. MÄStV herbeigeführte Änderung von 
§ 59 Abs. 4 Satz 1 MStV im Landesrecht nach. Darin wird eine Klarstellung im Sinne 
des bisherigen Normverständnisses des Gesetzgebers vorgenommen, sodass die 
reichweitenstärksten bundesweit verbreiteten Fernsehvollprogramme der beiden größ-
ten Veranstaltergruppen auch weiterhin jeweils gleichermaßen zur Meinungsvielfaltssi-
cherung über die Regionalfensterregelung verpflichtet werden.  

Der bisherige Art. 3 Abs. 3 Satz 2 BayMG, der auf § 59 Abs. 4 MStV verweist, wird aus 
redaktionellen Gründen gestrichen. Aufgrund seiner lediglich deklaratorischen Bedeu-
tung kann hierauf verzichtet werden. 

 

Zu § 3 Änderung des Ausführungsgesetzes Medienstaatsverträge 

Zu Nr. 1 

Im Gesetzestitel wird die Inbezugnahme des TMG durch die des DDG ersetzt. Hinsicht-
lich der Begründung kann auf die vorstehenden Ausführungen zu § 1 Nr. 3 verwiesen 
werden. 

Zu Nr. 2 

Durch das DDG werden die im Bundesrecht notwendigen Anpassungen an die Verord-
nung (EU) 2022/2065 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Okto-
ber 2022 über einen Binnenmarkt für digitale Dienste und zur Änderung der Richtli-
nie 2000/31/EG (Gesetz über digitale Dienste) (ABl. L 277 vom 27.10.2022, S. 1, L 310 
vom 01.12.2022, S. 17) (DSA) vorgenommen. Im DDG werden die nach den medien-
rechtlichen Bestimmungen der Länder benannten Stellen als zuständige Behörden be-
nannt, soweit diese Maßnahmen nach dem JMStV in der Fassung vom 14. Dezem-
ber 2021 oder konkrete Einzelmaßnahmen nach dem JMStV betreffen (§ 12 Abs. 2 
Satz 2 DDG). 

In Ausfüllung dieser Regelung soll mit dem 5. MÄStV als zuständige Behörde nach § 12 
Abs. 2 Satz 2 DDG die nach § 106 MStV zuständige Landesmedienanstalt benannt 
werden (§ 111 Abs. 3 Satz 1 MStV-E). Die Regelungen im DDG und im 5. MÄStV über 
die Zuständigkeit der Landesmedienanstalten werden wie bisher in Art. 1 Abs. 2 AGM 
im Landesrecht zugunsten der Landeszentrale nachvollzogen. 

Die Ergänzung des Wortlauts um den Einleitungssatz „Soweit das Digitale-Dienste-Ge-
setz oder Staatsverträge der Länder keine anderweitige Zuständigkeit vorsehen“ erfolgt 
vor dem Hintergrund, dass das DDG auch Bundesbehörden Zuständigkeiten zuweist, 
namentlich der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und 
Eisenbahnen sowie der Bundeszentrale für Kinder- und Jugendmedienschutz (§ 12 
Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 DDG). Zugleich werden etwaige abweichende Zuständigkeitsre-
gelungen in den medienrechtlichen Staatsverträgen der Länder abgebildet. Eine Ein-
schränkung der landesrechtlichen Zuständigkeiten der Landeszentrale gegenüber der 
bisherigen Rechtslage ist damit nicht verbunden. 
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Zuständige Behörde für die Durchsetzung von Art. 26 Abs. 3 und Art. 28 Abs. 2 
und 3 DSA sowie die Verfolgung und Ahndung der hierauf bezogenen Ordnungswidrig-
keiten ist der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (§ 12 
Abs. 3, § 33 Abs. 8 Nr. 4 DDG). 

Sofern Aufgaben der Koordinierungsstelle für digitale Dienste bei der Bundesnetzagen-
tur die Prüfung der Einhaltung der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Ver-
arbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 04.05.2016, S. 1) 
und sonstiger Vorschriften über den Datenschutz berühren, entscheidet die Koordinie-
rungsstelle für digitale Dienste im Benehmen mit der zuständigen Datenschutzauf-
sichtsbehörde (§ 19 Abs. 1 DDG). Zuständige Datenschutzaufsichtsbehörden bei Tele-
medien sind nach § 113 MStV wie bisher der Rundfunkdatenschutzbeauftragte für den 
Bayerischen Rundfunk und dessen Beteiligungsunternehmen mit Sitz in Bayern (Art. 21 
des Bayerischen Rundfunkgesetzes), der Medienbeauftragte für den Datenschutz für 
private Rundfunkanbieter (Art. 20 BayMG) und das Bayerische Landesamt für Daten-
schutzaufsicht, soweit Unternehmen, Hilfs- und Beteiligungsunternehmen der Presse 
nicht der Selbstregulierung durch den Pressekodex und der Beschwerdeordnung des 
Deutschen Presserates unterliegen (Art. 18 Abs. 1 des Bayerischen Datenschutzgeset-
zes i. V. m. § 113 Satz 3 MStV). 

 

Zu § 4 Inkrafttreten 

§ 4 Satz 1 regelt das Inkrafttreten der aufgeführten Änderungen. Diese sollen baldmög-
lichst in Kraft treten. 

Abweichend von § 4 Satz 1 regelt § 4 Satz 2 das Inkrafttreten der Änderung von Art. 3 
Abs. 3 BayMG. Diese Änderung ist vom Inkrafttreten des 5. MÄStV abhängig. Der 
5. MÄStV wurde vom 27. Februar 2024 bis zum 7. März 2024 von den Regierungsche-
finnen und -chefs der Länder unterzeichnet und dem Landtag zur Entscheidung über 
die Ratifizierung zugeleitet (Drs. 19/752). Nach Art. 3 Abs. 2 des 5. MÄStV wird dieser 
– vorbehaltlich des rechtzeitigen Eingangs aller Ratifikationsurkunden – am 1. Oktober 
2024 in Kraft treten. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft, Landesentwicklung, Energie, Medien und 
Digitalisierung 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 
Drs. 19/2590 

 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass in § 1 Nr. 4 die Angabe „30. Juni 2026“ durch 
die Angabe „31. Dezember 2028“ ersetzt wird. 

Berichterstatter: Benjamin Miskowitsch 
Mitberichterstatterin: Stephanie Schuhknecht 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Wirtschaft, Landesentwicklung, 
Energie, Medien und Digitalisierung federführend zugewiesen.  
Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 14. Sitzung am 
10. Oktober 2024 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
 SPD: Enthaltung 
mit der in I. enthaltenen Änderung Z u s t im m u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf in seiner 16. Sitzung am 14. November 2024 endberaten 
und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
 SPD: Enthaltung 
Z u s t im m u n g  zur Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses 
empfohlen mit der Maßgabe, dass als Datum des Inkrafttretens in § 4 Satz 1 
der „30. Dezember 2024“ und in § 4 Satz 2 der „17. Dezember 2024“ einge-
setzt wird. 

Stephanie Schuhknecht 
Vorsitzende 
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Gesetzentwurf 

der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, Roland Weigert, Tobias Beck, Martin 
Behringer, Dr. Martin Brunnhuber, Susann Enders, Stefan Frühbeißer, Johann 
Groß, Wolfgang Hauber, Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Marina Jakob, 
Michael Koller, Nikolaus Kraus, Josef Lausch, Christian Lindinger, Rainer 
Ludwig, Ulrike Müller, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Julian Preidl, 
Anton Rittel, Markus Saller, Martin Scharf, Werner Schießl, Gabi Schmidt, 
Roswitha Toso, Jutta Widmann, Benno Zierer, Felix Freiherr von Zobel, Thomas 
Zöller und Fraktion (FREIE WÄHLER), 

Holger Dremel, Thomas Holz, Michael Hofmann, Martin Wagle, Konrad Baur, 
Barbara Becker, Dr. Andrea Behr, Dr. Alexander Dietrich, Leo Dietz, Norbert 
Dünkel, Jürgen Eberwein, Dr. Stefan Ebner, Sebastian Friesinger, Thorsten 
Freudenberger, Alfred Grob, Petra Guttenberger, Josef Heisl, Dr. Gerhard Hopp, 
Petra Högl, Björn Jungbauer, Andreas Kaufmann, Joachim Konrad, Harald Kühn, 
Stefan Meyer, Thomas Pirner, Helmut Schnotz, Sascha Schnürer, Kerstin 
Schreyer, Werner Stieglitz, Martin Stock, Kristan Freiherr von Waldenfels, Josef 
Zellmeier und Fraktion (CSU) 

zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes 

A) Problem 

Gemäß Art. 7 Abs. 2 Satz 1 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) sind alle Personen 
beitragspflichtig, die sich in dem nach Art. 7 Abs. 1 KAG anerkannten Gebiet zu Kur- 
oder Erholungszwecken aufhalten, ohne dort ihre Hauptwohnung im Sinne des Melde-
rechts zu haben, und denen die Möglichkeit zur Benutzung der Einrichtungen und zur 
Teilnahme an den Veranstaltungen geboten ist (Kurgäste). 

Nach der Rechtsprechung des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs (BayVGH) wird 
der Kurbeitrag als Gegenleistung dafür erhoben, dass ortsfremden Besuchern eines 
Kurortes die Möglichkeit geboten wird, die in erster Linie für sie vorgehaltenen gemeind-
lichen Kur- oder Erholungseinrichtungen zu benutzen und an den angebotenen Veran-
staltungen teilzunehmen (BayVGH, Urteil vom 22.06.2007 – 4 B 05.3239). Hat ein Ein-
wohner nur eine Wohnung im Inland, so ist dies nach dem Melderecht seine alleinige 
Wohnung. Im bisherigen behördlichen Vollzug steht die alleinige Wohnung unter dem 
Gesichtspunkt der „Ortsfremdheit“ der Hauptwohnung gleich, mit der Folge des Weg-
falls der Kurbeitragspflicht auch in diesem Fall. 

Da im Melderecht nur Wohnungen im Inland Berücksichtigung finden, sind wegen der 
Anknüpfung des Art. 7 Abs. 2 Satz 1 KAG an das Melderecht Personen nicht beitrags-
pflichtig, die zwar eine Wohnung im Kurgebiet haben, deren vorwiegend benutzte Woh-
nung aber im Ausland liegt, wenn die Wohnung im Kurgebiet nach dem Melderecht die 
alleinige oder Hauptwohnung im Inland ist. 

 

B) Lösung 

Um auch diese Personengruppe in die Kurbeitragspflicht mithineinzunehmen, soll Art. 7 
Abs. 2 KAG geändert werden. Zudem soll klargestellt werden, dass Personen, die ihre 
alleinige Wohnung nach dem Melderecht im Kurgebiet haben, ohne eine vorwiegend 
benutzte Wohnung im Ausland zu haben, nicht kurbeitragspflichtig sind. 
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C) Alternativen 

Statt im Rahmen der Voraussetzungen für die Kurbeitragspflicht an das Melderecht an-
zuknüpfen, könnte die Anknüpfung auch aufgegeben werden und neue Voraussetzun-
gen für die Kurbeitragspflicht könnten definiert werden. 

Dafür, dass die Voraussetzungen für die Kurbeitragspflicht grundsätzlich weiterhin an 
das Melderecht anknüpfen, spricht aber, dass damit grundsätzlich weiterhin die bishe-
rige Rechtsprechung zur Kurbeitragspflicht anwendbar ist und dies zur Rechtssicherheit 
beiträgt. Zudem wird mit der Anknüpfung an die alleinige bzw. Hauptwohnung ein Kri-
terium verwendet, das auch für den Laien nachvollziehbar und leicht feststellbar ist. 
Lediglich in den Fällen, in denen eine vorwiegend benutzte Wohnung im Ausland liegt, 
würde das Kurbeitragsrecht eine Neuerung erfahren. Das bisher gut funktionierende 
und eingespielte System würde damit nur geringfügig geändert. Dem Landesgesetzge-
ber steht es frei, grundsätzlich an das Melderecht anzuknüpfen und zugleich für be-
stimmte Fallgruppen hiervon abzuweichen. 

 

D) Kosten 

1. Staat 

Keine 

2. Kommunen 

Die kurbeitragserhebungsberechtigten Gemeinden erhalten zukünftig das Recht, 
von dem oben genannten Personenkreis einen Kurbeitrag zu erheben. Etwaige 
Vollzugskosten kann die Gemeinde im Rahmen ihrer Beitragskalkulation berück-
sichtigen. 

3. Wirtschaft sowie Bürgerinnen und Bürger 

Von der oben genannten Personengruppe kann zukünftig ein Kurbeitrag erhoben 
werden.  
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Gesetzentwurf 

zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes 

 

§ 1 

Art. 7 Abs. 2 Satz 1 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 4. April 1993 (GVBl. S. 264, BayRS 2024-1-I), das zuletzt durch § 1 
Abs. 10 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie 
folgt gefasst: 

„1Beitragspflichtig sind alle Personen, die sich in dem nach Abs. 1 anerkannten Gebiet 
zu Kur- oder Erholungszwecken aufhalten, ohne dort ihre alleinige oder Hauptwohnung 
im Sinn des Melderechts zu haben, oder die neben einer alleinigen oder Hauptwohnung 
im Sinn des Melderechts in diesem Gebiet eine vorwiegend benutzte Wohnung im Aus-
land haben, und denen die Möglichkeit zur Benutzung der Einrichtungen und zur Teil-
nahme an den Veranstaltungen geboten ist (Kurgäste).“ 

 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am …[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens] in Kraft. 

 

 

Begründung: 

Gemäß Art. 7 Abs. 2 Satz 1 KAG sind alle Personen beitragspflichtig, die sich in dem 
nach Art. 7 Abs. 1 KAG anerkannten Gebiet zu Kur- oder Erholungszwecken aufhalten, 
ohne dort ihre Hauptwohnung im Sinne des Melderechts zu haben, und denen die Mög-
lichkeit zur Benutzung der Einrichtungen und zur Teilnahme an den Veranstaltungen 
geboten ist (Kurgäste). 

Hauptwohnung ist nach dem Melderecht grundsätzlich die Wohnung im Inland, die vor-
wiegend benutzt wird. Weitere Wohnungen im Inland sind Nebenwohnungen. Hat ein 
Einwohner nur eine Wohnung im Inland, so ist dies nach dem Melderecht seine alleinige 
Wohnung, die im Kurbeitragsrecht unter dem Gesichtspunkt der „Ortsfremdheit“ der 
Hauptwohnung gleichsteht, mit der Folge des Wegfalls der Kurbeitragspflicht auch in 
diesem Fall (so die gefestigte teleologische Auslegung des Art. 7 Abs. 2 Satz 1 KAG in 
der Vollzugspraxis). 

Da im Melderecht nur Wohnungen im Inland Berücksichtigung finden, entfällt wegen 
der Anknüpfung des Art. 7 Abs. 2 Satz 1 KAG an das Melderecht auch die Beitrags-
pflicht für Personen, die zwar eine Wohnung im Kurgebiet haben, deren vorwiegend 
benutzte Wohnung aber im Ausland liegt, soweit die Wohnung im Kurgebiet nach dem 
Melderecht die Hauptwohnung im Inland ist. 

Nach der Rechtsprechung des BayVGH wird der Kurbeitrag als Gegenleistung dafür 
erhoben, dass ortsfremden Besuchern eines Kurortes die Möglichkeit geboten wird, die 
in erster Linie für sie vorgehaltenen gemeindlichen Kur- oder Erholungseinrichtungen 
zu benutzen und an den angebotenen Veranstaltungen teilzunehmen (BayVGH, Urteil 
vom 22.06.2007 – 4 B 05.3239). 

So verhält es sich bei Personen, deren Wohnung im Kurgebiet zwar melderechtlich als 
alleinige oder Hauptwohnung gilt, die tatsächlich aber eine Wohnung im Ausland vor-
wiegend benutzen. Hier gilt die Wohnung im Kurgebiet nur deswegen als alleinige bzw. 
Hauptwohnung, weil nach dem Melderecht Wohnungen im Ausland bei der Ermittlung 
der alleinigen bzw. vorwiegend benutzten Wohnung nicht mitberücksichtigt werden. 
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Tatsächlich entspricht aber die Motivation und Interessenlage dieser Personengruppe 
beim Aufenthalt sowie die Art und Weise, wie diese Personengruppe ihren Aufenthalt 
gestaltet, der Motivation und Interessenlage sowie Art und Weise des Aufenthalts von 
„Ortsfremden“. Diese Personengruppe soll daher von der Kurbeitragspflicht erfasst wer-
den, damit die dem Art. 7 KAG zugrundeliegende Zielsetzung vollumfänglich zum Tra-
gen kommen kann. 

Um auch diese Personengruppe in die Kurbeitragspflicht mithineinzunehmen, wird 
Art. 7 Abs. 2 Satz 1 KAG geändert: 

Zwar knüpfen die Voraussetzungen der Beitragspflicht weiterhin am Melderecht an. Zu-
sätzlich wird nun aber festgelegt, dass eine Kurbeitragspflicht auch entsteht, wenn die 
Person eine Wohnung im Ausland hat, die vorwiegend benutzt wird, und die nur deshalb 
nicht als Hauptwohnung gilt, weil das Melderecht lediglich die Wohnungen im Inland 
berücksichtigt (vgl. § 21 Abs. 1 und 2 des Bundesmeldegesetzes). Zugleich wird durch 
die Änderung des Art. 7 Abs. 2 Satz 1 KAG klargestellt, dass Personen, die ihre allei-
nige Wohnung im Sinn des Melderechts im Kurgebiet haben, ohne eine vorwiegend 
benutzte Wohnung im Ausland zu haben, nicht kurbeitragspflichtig sind. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

1. Gesetzentwurf der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, Roland Wei-
gert u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Holger Dremel, Thomas Holz, Michael Hofmann u.a. und Fraktion (CSU) 

Drs. 19/2598 

zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Holger Dremel, Dr. Gerhard Hopp, Bern-
hard Seidenath u.a. und Fraktion (CSU), 
Florian Streibl, Felix Locke, Roland Weigert u.a. und Fraktion (FREIE WÄH-
LER) 

Drs. 19/2837 

zum Gesetzentwurf der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, Roland 
Weigert u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Holger Dremel, Thomas Holz, Michael Hofmann u.a. und Fraktion (CSU) 
zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes 
(Drs. 19/2598) 

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Holger Dremel, Petra Guttenberger, Jo-
sef Zellmeier u.a. und Fraktion (CSU), 
Florian Streibl, Felix Locke, Bernhard Pohl u.a. und Fraktion (FREIE WÄH-
LER) 

Drs. 19/3265 

zum Gesetzentwurf der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, Roland 
Weigert u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) Holger Dremel, Thomas Holz, Mi-
chael Hofmann u.a. und Fraktion (CSU) zur Änderung des Kommunalabga-
bengesetzes 
(Drs. 19/2598) 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen durchgeführt werden: 

1. Der Überschrift werden die Wörter „und weiterer Rechtsvorschriften“ angefügt.  

2. In § 1 wird folgende Überschrift eingefügt:  
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„Änderung des Kommunalabgabengesetzes“. 

3. Nach § 1 werden die folgenden §§ 2 bis 9 eingefügt:  

‚§ 2 

Änderung der Gemeindeordnung 

 Die Gemeindeordnung (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. August 1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch § 1 
Abs. 6 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. „98) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:  

1. Art. 91 Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

a) Der Wortlaut wird Satz 1 und die Wörter „nach den für große Kapitalge-
sellschaften geltenden Vorschriften“ werden durch die Wörter „in ent-
sprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches“ ersetzt 
und nach den Wörtern „weitergehende gesetzliche Vorschriften“ werden 
die Wörter „oder weitergehende Bestimmungen der Unternehmenssat-
zung“ eingefügt.  

b) Folgender Satz 2 wird angefügt:  

„2Die Erweiterung des Lageberichts um einen Nachhaltigkeitsbericht 
und die Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts richten sich allein nach der 
Unternehmenssatzung.“ 

2. Art. 94 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:  

a) Nr. 2 wird aufgehoben.  

b) Die bisherigen Nrn. 3 bis 5 werden die Nrn. 2 bis 4.  

3. Art. 107 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:  

„(1) Bei Eigenbetrieben und Kommunalunternehmen sollen der Jah-
resabschluss und der Lagebericht, soweit dieser aufzustellen ist, spä-
testens innerhalb von neun Monaten nach Schluss des Wirtschaftsjah-
res durch einen sachverständigen Prüfer (Abschlussprüfer) in entspre-
chender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des Handels-
gesetzbuchs geprüft sein.“  

b) In Abs. 3 Satz 1 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „ , soweit die-
ser aufzustellen ist.“ ersetzt.  

4. Dem Art. 120b wird folgender Abs. 4 angefügt:  

„(4) Soweit nach dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch 
die Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs erst ab ei-
nem bestimmten Zeitpunkt anzuwenden sind, gilt dies entsprechend auch 
bei der Anwendung des Art. 91 Abs. 1 Satz 1 und des Art. 107 Abs. 1.“  

 

§ 3 

Änderung der Landkreisordnung 

Die Landkreisordnung (LKrO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. August 1998 (GVBl. S. 826, BayRS 2020-3-1-I), die zuletzt durch § 1 
Abs. 8 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:  

1. Art. 79 Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

a) Der Wortlaut wird Satz 1 und die Wörter „nach den für große Kapitalge-
sellschaften geltenden Vorschriften“ werden durch die Wörter „in ent-
sprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches“ ersetzt 
und nach den Wörtern „weitergehende gesetzliche Vorschriften“ werden 
die Wörter „oder weitergehende Bestimmungen der Unternehmenssat-
zung“ eingefügt.  
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b) Folgender Satz 2 wird angefügt:  

„2Die Erweiterung des Lageberichts um einen Nachhaltigkeitsbericht 
und die Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts richten sich allein nach der 
Unternehmenssatzung.“  

2. Art. 82 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:  

a) Nr. 2 wird aufgehoben.  

b) Die bisherigen Nrn. 3 bis 5 werden die Nrn. 2 bis 4.  

3. Art. 93 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:  

„(1) Bei Eigenbetrieben und Kommunalunternehmen sollen der Jah-
resabschluss und der Lagebericht, soweit dieser aufzustellen ist, spä-
testens innerhalb von neun Monaten nach Schluss des Wirtschaftsjah-
res durch einen sachverständigen Prüfer (Abschlussprüfer) in entspre-
chender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des Handels-
gesetzbuchs geprüft sein.“  

b) In Abs. 3 Satz 1 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „ , soweit die-
ser aufzustellen ist.“ ersetzt.  

4. Dem Art. 106b wird folgender Abs. 3 angefügt:  

„(3) Soweit nach dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch die 
Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs erst ab einem 
bestimmten Zeitpunkt anzuwenden sind, gilt dies entsprechend auch bei 
der Anwendung des Art. 79 Abs. 1 Satz 1 und des Art. 93 Abs. 1.“ 

 

§ 4 

Änderung der Bezirksordnung 

Die Bezirksordnung (BezO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. August 1998 (GVBl. S. 850, BayRS 2020-4-2-I), die zuletzt durch § 1 
Abs. 9 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:  

1. Art. 77 Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

a) Der Wortlaut wird Satz 1 und die Wörter „nach den für große Kapitalge-
sellschaften geltenden Vorschriften“ werden durch die Wörter „in ent-
sprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches“ ersetzt 
und nach den Wörtern „weitergehende gesetzliche Vorschriften“ werden 
die Wörter „oder weitergehende Bestimmungen der Unternehmenssat-
zung“ eingefügt.  

b) Folgender Satz 2 wird angefügt:  

„2Die Erweiterung des Lageberichts um einen Nachhaltigkeitsbericht 
und die Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts richten sich allein nach der 
Unternehmenssatzung.“ 

2. Art. 80 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:  

a) Nr. 2 wird aufgehoben.  

b) Die bisherigen Nrn. 3 bis 5 werden die Nrn. 2 bis 4.  

3. Art. 89 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:  

„(1) Bei Eigenbetrieben und Kommunalunternehmen sollen der Jah-
resabschluss und der Lagebericht, soweit dieser aufzustellen ist, spä-
testens innerhalb von neun Monaten nach Schluss des Wirtschaftsjah-
res durch einen sachverständigen Prüfer (Abschlussprüfer) in entspre-
chender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des Handels-
gesetzbuchs geprüft sein.“  
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b) In Abs. 3 Satz 1 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „ , soweit die-
ser aufzustellen ist.“ ersetzt.  

4. Dem Art. 101b wird folgender Abs. 3 angefügt:  

„(3) Soweit nach dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch die 
Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs erst ab einem 
bestimmten Zeitpunkt anzuwenden sind, gilt dies entsprechend auch bei 
der Anwendung des Art. 77 Abs. 1 Satz 1 und des Art. 89 Abs. 1.“  

 

§ 5 

Änderung der Eigenbetriebsverordnung 

Die Eigenbetriebsverordnung (EBV) vom 29. Mai 1987 (GVBl. S. 195, 
BayRS 2023-7-I), die zuletzt durch § 1 Abs. 55 der Verordnung vom 26. März 
2019 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen.  

2.  In § 1 Abs. 1 wird die Angabe „GO“ durch die Wörter „der Gemeindeord-
nung – GO“ ersetzt.  

3. § 20 wird wie folgt gefasst:  

„§ 20 

Jahresabschluss 

1Für den Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres ist ein Jahresabschluss in 
entsprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuchs (Erster und Zweiter Abschnitt) aufzustellen und zu 
prüfen, soweit nach dieser Verordnung oder der Betriebssatzung keine 
weitergehenden Bestimmungen gelten. 2Art. 91 Abs. 1 Satz 2 GO und 
Art. 120b Abs. 4 GO finden entsprechende Anwendung.“ 

4. Dem § 23 wird folgender Abs. 3 angefügt:  

„(3) 1Soweit der Jahresabschluss in entsprechender Anwendung der 
Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs nicht um einen 
Anhang zu erweitern ist und auch nach der Betriebssatzung insoweit keine 
weitergehenden Bestimmungen gelten, findet Abs. 2 keine Anwendung. 
2Die entsprechende Anwendung von § 264 Abs. 1 Satz 5 Nr. 2 und § 285 
Nr. 9 Buchst. c HGB erfolgt nach Maßgabe des Abs. 1 Satz 2.“  

5. § 24 wird wie folgt geändert:  

a) Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:  

„1Für die Aufstellung und die Prüfung eines Lageberichts finden die Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs entsprechende 
Anwendung, soweit nach dieser Verordnung oder der Betriebssatzung 
keine weitergehenden Bestimmungen gelten. 2Art. 91 Abs. 1 Satz 2 GO 
und Art. 120b Abs. 4 GO finden entsprechende Anwendung.“  

b) In Satz 3 Satzteil vor Nr. 1 werden die Wörter „ist auch einzugehen“ 
durch die Wörter „ , sonst im Anhang, soweit der Jahresabschluss um 
diesen zu erweitern ist, muss auch eingegangen werden“ ersetzt.  

6. § 25 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Jahresabschluß“ die Wörter 
„sowie, soweit diese aufzustellen sind“ eingefügt.  

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Lagebericht“ die Wörter „ , so-
weit dieser aufzustellen ist,“ eingefügt.  

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:  

aa) Satz 1 wird aufgehoben.  



Drucksache 19/4021 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode Seite 5 

 

bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die Sätze 1 und 2 wie folgt 
gefasst:  

„1Bei der Abschlussprüfung nach Art. 107 GO ist auch zu prüfen, 
ob § 24 Satz 3 beachtet ist und ob, soweit ein Lagebericht aufzu-
stellen ist, sonstige Angaben im Lagebericht nicht eine falsche 
Vorstellung von der Lage des Eigenbetriebs erwecken. 2Bei der 
Beurteilung der wirtschaftlichen Verhältnisse ist die Erfolgsüber-
sicht, soweit diese aufzustellen ist, zu berücksichtigen.“ 

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Jahresabschluß“ die Wörter 
„sowie, soweit diese aufzustellen sind“ eingefügt.  

bb) In Satz 2 wird das Wort „Abschlußprüfung“ durch die Wörter „Ab-
schlussprüfung nach Art. 107 GO“ ersetzt.  

d) In Abs. 4 Satz 3 werden nach dem Wort „Lagebericht“ die Wörter „ , so-
weit dieser aufzustellen ist,“ eingefügt. 

 

§ 6 

Änderung der Verordnung über die Wirtschaftsführung der kommunalen 
Krankenhäuser 

§ 11 der Verordnung über die Wirtschaftsführung der kommunalen Kranken-
häuser (WkKV) vom 11. März 1999 (GVBl. S. 132, BayRS 2023-8-I), die durch 
§ 4 der Verordnung vom 5. Oktober 2007 (GVBl. S. 707) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:  

1. Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:  

„1Für die Aufstellung eines Lageberichts finden die Vorschriften des Dritten 
Buches des Handelsgesetzbuchs entsprechende Anwendung, soweit nicht 
nach der Betriebssatzung oder der Unternehmenssatzung weitergehende 
Bestimmungen gelten. 2Die Erweiterung des Lageberichts um einen Nach-
haltigkeitsbericht und die Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts richten sich 
allein nach der Betriebssatzung oder der Unternehmenssatzung.“  

2. In Satz 3 Satzteil vor Nr. 1 werden nach dem Wort „Lagebericht“ die Wörter 
„ , sonst im Anhang des Jahresabschlusses,“ eingefügt.  

3. Die folgenden Sätze 4 und 5 werden angefügt:  

„4Soweit nach dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch die Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs erst ab einem be-
stimmten Zeitpunkt anzuwenden sind, gilt dies entsprechend auch bei der 
Anwendung von Satz 1. 5Die Sätze 1, 2 und 4 finden keine Anwendung, so-
weit in der Krankenhaus-Buchführungsverordnung abweichende Regelun-
gen getroffen sind.“  

 

§ 7 

Änderung der Verordnung über Kommunalunternehmen 

Die Verordnung über Kommunalunternehmen (KUV) vom 19. März 1998 
(GVBl. S. 220, BayRS 2023-15-I), die zuletzt durch § 1 Abs. 56 der Verordnung 
vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. In § 1 Abs. 1 wird die Angabe „GO“ durch die Wörter „der Gemeindeordnung 
– GO“ ersetzt.  
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2. § 22 wird wie folgt gefasst:  

„§ 22 

Jahresabschluss 

1Für den Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres ist ein Jahresabschluss in 
entsprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des Han-
delsgesetzbuchs (Erster und Zweiter Abschnitt) aufzustellen und zu prüfen, 
soweit nach dieser Verordnung oder der Unternehmenssatzung keine wei-
tergehenden Bestimmungen gelten. 2Art. 91 Abs. 1 Satz 2 GO und Art. 120b 
Abs. 4 GO bleiben unberührt.“  

3. Dem § 25 wird folgender Abs. 3 angefügt:  

„(3) 1Soweit der Jahresabschluss in entsprechender Anwendung der Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs nicht um einen An-
hang zu erweitern ist und auch nach der Unternehmenssatzung insoweit 
keine weitergehenden Bestimmungen gelten, findet Abs. 2 keine Anwen-
dung. 2Die entsprechende Anwendung von § 264 Abs. 1 Satz 5 Nr. 2 und 
§ 285 Nr. 9 Buchst. c HGB erfolgt nach Maßgabe des Abs. 1 Satz 2.“  

4. § 26 wird wie folgt geändert:  

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:  

„1Für die Aufstellung und die Prüfung eines Lageberichts finden die Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs unbeschadet des 
Art. 91 Abs. 1 Satz 2 GO und des Art. 120b Abs. 4 GO entsprechende 
Anwendung, soweit nach dieser Verordnung oder der Unternehmenssat-
zung keine weitergehenden Bestimmungen gelten.“  

b) In Satz 2 Satzteil vor Nr. 1 werden die Wörter „ist auch einzugehen“ durch 
die Wörter „ , sonst im Anhang, soweit der Jahresabschluss um diesen zu 
erweitern ist, muss auch eingegangen werden“ ersetzt.  

5. § 27 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Jahresabschluß“ die Wörter „so-
wie, soweit diese aufzustellen sind“ eingefügt.  

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Lagebericht“ die Wörter „ , soweit 
dieser aufzustellen ist,“ eingefügt.  

b) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:  

„(2) 1Bei der Abschlussprüfung nach Art. 107 GO ist auch zu prüfen, 
ob § 26 Satz 2 beachtet ist und ob die sonstigen Angaben im Lagebericht, 
soweit dieser aufzustellen ist, nicht eine falsche Vorstellung von der Lage 
des Kommunalunternehmens erwecken. 2Bei der Beurteilung der wirt-
schaftlichen Verhältnisse ist die Erfolgsübersicht, soweit diese aufzustellen 
ist, zu berücksichtigen.“ 

c) In Abs. 3 Satz 3 werden nach dem Wort „Lagebericht“ die Wörter „ , soweit 
dieser aufzustellen ist,“ eingefügt.  

 

§ 8 

Änderung der Verordnung über die Wirtschaftsführung der kommunalen 
Pflegeeinrichtungen 

§ 11 der Verordnung über die Wirtschaftsführung der kommunalen Pflege-
einrichtungen (WkPV) vom 3. März 1998 (GVBl. S. 132, BayRS 861-3-I), die zu-
letzt durch § 5 der Verordnung vom 5. Oktober 2007 (GVBl. S. 707) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:  

„1Für die Aufstellung eines Lageberichts finden die Vorschriften des Dritten 
Buches des Handelsgesetzbuchs entsprechende Anwendung, soweit nicht 
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nach der Betriebssatzung oder der Unternehmenssatzung weitergehende 
Bestimmungen gelten. 2Die Erweiterung des Lageberichts um einen Nach-
haltigkeitsbericht und die Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts richten sich 
allein nach der Betriebssatzung oder der Unternehmenssatzung.“  

2. In Satz 3 Satzteil vor Nr. 1 werden nach dem Wort „Lagebericht“ die Wörter 
„ , sonst im Anhang des Jahresabschlusses,“ eingefügt.  

3. Die folgenden Sätze 4 und 5 werden angefügt:  

„4Soweit nach dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch die Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs erst ab einem be-
stimmten Zeitpunkt anzuwenden sind, gilt dies entsprechend auch bei der 
Anwendung von Satz 1. 5Die Sätze 1, 2 und 4 finden keine Anwendung, so-
weit in der Pflege-Buchführungsverordnung abweichende Regelungen ge-
troffen sind.“  

 

§ 9 

Änderung des Spielbankgesetzes 

Das Spielbankgesetz (SpielbG) vom 26. Juli 1995 (GVBl. S. 350, BayRS 
2187-1-I), das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 22. April 2022 (GVBl. 
S. 147) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Art. 7 Abs. 7 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Satz 1. 

b) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„2Art. 7a bleibt unberührt.“ 

2. Nach Art. 7 wird folgender Art. 7a eingefügt: 

„Art. 7a 

Ausgleichsabgabe 

1Sofern die Spielbankabgabe nach Art. 7 Abs. 1 unter Berücksichtigung 
der Ermäßigung um die spielbetriebsbedingte Umsatzsteuer nach Art. 7 
Abs. 8 für Zeiträume ab dem 1. Januar 2025 niedriger ist als eine fiktive 
Steuerlast bei Nichtanwendung der Steuerbefreiungen für Spielbanken nach 
Bundesrecht und nach Art. 11 (fiktive Vergleichsberechnung), ist der Diffe-
renzbetrag als Ausgleichsabgabe an den Freistaat Bayern zu entrichten. 
2Bei der fiktiven Vergleichsberechnung sind die fiktive Körperschaftsteuer 
und die Kapitalertragsteuer jeweils zuzüglich Ergänzungsabgaben sowie die 
Gewerbesteuer zu berücksichtigen. 3Die Steuerlast nach Art. 7 Abs. 1 bleibt 
hierbei außer Ansatz.“ 

3. Art. 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 2 Satz 5 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „oder gemäß 
§ 87a AO oder mittels eines durch die oberste Finanzbehörde festgeleg-
ten, sicheren Verfahrens elektronisch zu übersenden.“ ersetzt. 

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 3 werden die Wörter „eines Monats“ durch die Wörter „sechs 
Monaten“ ersetzt. 

bb) In Satz 4 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „oder gemäß 
§ 87a AO oder mittels eines durch die oberste Finanzbehörde fest-
gelegten, sicheren Verfahrens elektronisch zu übersenden.“ ersetzt. 

c) Folgender Abs. 4 wird angefügt: 

„(4) 1Das Spielbankunternehmen hat der zuständigen Finanzbehörde 
neben der Steueranmeldung zur Spielbankabgabe für das Kalenderjahr 
spätestens sechs Monate nach Ablauf des Kalenderjahres eine fiktive 
Vergleichsberechnung nach Art. 7a, aus der es die zu entrichtende Aus-
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gleichsabgabe selbst berechnet, und eine darauf basierende Jahresan-
meldung für die Ausgleichsabgabe vorzulegen. 2Die Ausgleichsabgabe 
kann nicht negativ sein. 3Die Anmeldung ist von einer zur Vertretung des 
Spielbankunternehmens berechtigten Person eigenhändig zu unter-
schreiben oder gemäß § 87a AO oder mittels eines durch die oberste Fi-
nanzbehörde festgelegten, sicheren Verfahrens elektronisch zu übersen-
den. 4Sie gilt als Steueranmeldung im Sinne des § 168 AO. 5Wenn sich 
eine zu entrichtende Ausgleichsabgabe nach Satz 1 ergibt, hat das Spiel-
bankunternehmen den Betrag innerhalb eines Monats nach Eingang der 
Steueranmeldung zu entrichten (Ausgleichsabgabenzahlung). 6Ergibt 
sich keine Abweichung von der angemeldeten Ausgleichsabgabe, gilt 
§ 167 AO entsprechend.“ 

4. Art. 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 wird das Wort „wird“ durch die Wörter „und die Ausgleichsabgabe 
werden“ ersetzt. 

b) In Abs. 2 werden nach dem Wort „Spielbankabgabe“ die Wörter „und die 
Ausgleichsabgabe“ eingefügt.‘ 

4. Der bisherige § 2 wird § 10 und wie folgt geändert: 

1. Folgende Überschrift wird eingefügt: 

„Inkrafttreten“. 

2. Der Wortlaut wird Satz 1. 

3. Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„2Abweichend von Satz 1 tritt § 9 am 1. Januar 2025 in Kraft.“ 

 

Berichterstatter: Thomas Holz 
Mitberichterstatter: Jörg Baumann 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Si-
cherheit und Sport federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Verfassung, 
Recht, Parlamentsfragen und Integration und der Ausschuss für Staatshaus-
halt und Finanzfragen haben den Gesetzentwurf mitberaten. Der Ausschuss 
für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat den Gesetzent-
wurf endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf und die Änderungsan-
träge Drs. 19/2837 und Drs. 19/3265 in seiner 15. Sitzung am 25. September 
2024 beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: kein Votum 
mit den in I. enthaltenen Änderungen Z u s t im m u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/2837 und 19/3265 hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: kein Votum 
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Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Die Änderungsanträge haben durch die Aufnahme in I. ihre Erledigung gefun-
den. 

3. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf und die Änderungsanträge Drs. 19/2837 und Drs. 19/3265 
in seiner 13. Sitzung am 10. Oktober 2024 mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu g e s t im m t .  
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/2837 und 19/3265 hat der Aus-
schuss einstimmig Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Die Änderungsanträge haben durch die Aufnahme in I. ihre Erledigung gefun-
den. 

4. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Gesetzentwurf 
und die Änderungsanträge Drs. 19/2837 und Drs. 19/3265 in seiner 38. Sit-
zung am 17. Oktober 2024 mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss e i n s t im m i g  der Be-
schlussempfehlung des federführenden Ausschusses zugestimmt mit der 
Maßgabe, dass in § 1 nach dem Wort „alleinige“ das Wort „Wohnung“ und 
nach dem Wort „alleinigen“ das Wort „Wohnung“ eingefügt wird. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/2837 und 19/3265 hat der Aus-
schuss einstimmig Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Die Änderungsanträge haben durch die Aufnahme in I. ihre Erledigung gefun-
den. 

5. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf und die Änderungsanträge Drs. 19/2837 und Drs. 19/3265 
in seiner 16. Sitzung am 14. November 2024 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses unter Berücksich-
tigung der Stellungnahme des Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen erneut zu g e s t im m t  mit der Maßgabe, dass 

1. im Einleitungssatz des neuen § 2 das Anführungszeichen zwischen der 
Angabe ,(GVBl. S.‘ und der Angabe ,98)‘ gestrichen wird, 

2. im neuen § 5 Nr. 6 Buchst. b Doppelbuchst. bb das Wort ,und‘ nach den 
Wörtern ,die Sätze 1 und 2‘ eingefügt wird und 

3. als Datum des Inkrafttretens im neuen § 10 Satz 1 der „17. Dezember 
2024“ eingefügt wird. 

 

Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/3265 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
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 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefun-
den. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/2837 hat der Ausschuss einstim-
mig Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefun-
den. 

Florian Siekmann 
Stellvertretender Vorsitzender 
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Holger Dremel, Dr. Gerhard Hopp, Bernhard Seidenath, 
Prof. Dr. Winfried Bausback, Tanja Schorer-Dremel, Martin Wagle, Dr. Andrea 
Behr, Alex Dorow, Norbert Dünkel, Jürgen Eberwein, Karl Freller, Thorsten 
Freudenberger, Sebastian Friesinger, Alfred Grob, Josef Heisl, Thomas Holz, 
Andreas Kaufmann, Stefan Meyer, Martin Mittag, Helmut Schnotz, Sascha 
Schnürer, Martin Stock, Carolina Trautner, Peter Wachler und Fraktion (CSU), 

Florian Streibl, Felix Locke, Roland Weigert, Tobias Beck, Martin Behringer, 
Dr. Martin Brunnhuber, Susann Enders, Stefan Frühbeißer, Johann Groß, 
Wolfgang Hauber, Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Marina Jakob, Michael 
Koller, Nikolaus Kraus, Josef Lausch, Christian Lindinger, Rainer Ludwig, Ulrike 
Müller, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Julian Preidl, Anton Rittel, 
Markus Saller, Martin Scharf, Werner Schießl, Gabi Schmidt, Roswitha Toso, Jutta 
Widmann, Benno Zierer, Felix Freiherr von Zobel, Thomas Zöller und Fraktion 
(FREIE WÄHLER) 

zum Gesetzentwurf der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, Roland Wei-
gert u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), Holger Dremel, Thomas Holz, Michael 
Hofmann u. a. und Fraktion (CSU) zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes 
(Drs. 19/2598) 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. Der Überschrift werden die Wörter „und weiterer Rechtsvorschriften“ angefügt.  

2. In § 1 wird folgende Überschrift eingefügt:  

„Änderung des Kommunalabgabengesetzes“. 

3. Nach § 1 werden die folgenden §§ 2 bis 8 eingefügt:  

‚§ 2 

Änderung der Gemeindeordnung 

Die Gemeindeordnung (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Au-
gust 1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch § 1 Abs. 6 der Ver-
ordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. „98) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:  

1. Art. 91 Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

a) Der Wortlaut wird Satz 1 und die Wörter „nach den für große Kapitalgesell-
schaften geltenden Vorschriften“ werden durch die Wörter „in entsprechen-
der Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches“ ersetzt und nach den 
Wörtern „weitergehende gesetzliche Vorschriften“ werden die Wörter „oder 
weitergehende Bestimmungen der Unternehmenssatzung“ eingefügt.  

b) Folgender Satz 2 wird angefügt:  

„2Die Erweiterung des Lageberichts um einen Nachhaltigkeitsbericht und die 
Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts richten sich allein nach der Unterneh-
menssatzung.“ 
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2. Art. 94 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:  

a) Nr. 2 wird aufgehoben.  

b) Die bisherigen Nrn. 3 bis 5 werden die Nrn. 2 bis 4.  

3. Art. 107 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:  

„(1) Bei Eigenbetrieben und Kommunalunternehmen sollen der Jahres-
abschluss und der Lagebericht, soweit dieser aufzustellen ist, spätestens 
innerhalb von neun Monaten nach Schluss des Wirtschaftsjahres durch ei-
nen sachverständigen Prüfer (Abschlussprüfer) in entsprechender Anwen-
dung der Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs geprüft 
sein.“  

b) In Abs. 3 Satz 1 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „ , soweit dieser 
aufzustellen ist.“ ersetzt.  

4. Dem Art. 120b wird folgender Abs. 4 angefügt:  

„(4) Soweit nach dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch die Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs erst ab einem bestimm-
ten Zeitpunkt anzuwenden sind, gilt dies entsprechend auch bei der Anwendung 
des Art. 91 Abs. 1 Satz 1 und des Art. 107 Abs. 1.“  

 

§ 3 

Änderung der Landkreisordnung 

Die Landkreisordnung (LKrO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Au-
gust 1998 (GVBl. S. 826, BayRS 2020-3-1-I), die zuletzt durch § 1 Abs. 8 der Ver-
ordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:  

1. Art. 79 Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

a) Der Wortlaut wird Satz 1 und die Wörter „nach den für große Kapitalgesell-
schaften geltenden Vorschriften“ werden durch die Wörter „in entsprechen-
der Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches“ ersetzt und nach den 
Wörtern „weitergehende gesetzliche Vorschriften“ werden die Wörter „oder 
weitergehende Bestimmungen der Unternehmenssatzung“ eingefügt.  

b) Folgender Satz 2 wird angefügt:  

„2Die Erweiterung des Lageberichts um einen Nachhaltigkeitsbericht und die 
Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts richten sich allein nach der Unterneh-
menssatzung.“  

2. Art. 82 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:  

a) Nr. 2 wird aufgehoben.  

b) Die bisherigen Nrn. 3 bis 5 werden die Nrn. 2 bis 4.  

3. Art. 93 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:  

„(1) Bei Eigenbetrieben und Kommunalunternehmen sollen der Jahres-
abschluss und der Lagebericht, soweit dieser aufzustellen ist, spätestens 
innerhalb von neun Monaten nach Schluss des Wirtschaftsjahres durch ei-
nen sachverständigen Prüfer (Abschlussprüfer) in entsprechender Anwen-
dung der Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs geprüft 
sein.“  

b) In Abs. 3 Satz 1 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „ , soweit dieser 
aufzustellen ist.“ ersetzt.  

4. Dem Art. 106b wird folgender Abs. 3 angefügt:  
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„(3) Soweit nach dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch die Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs erst ab einem bestimm-
ten Zeitpunkt anzuwenden sind, gilt dies entsprechend auch bei der Anwendung 
des Art. 79 Abs. 1 Satz 1 und des Art. 93 Abs. 1.“ 

 

§ 4 

Änderung der Bezirksordnung 

Die Bezirksordnung (BezO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Au-
gust 1998 (GVBl. S. 850, BayRS 2020-4-2-I), die zuletzt durch § 1 Abs. 9 der Ver-
ordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:  

1. Art. 77 Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

a) Der Wortlaut wird Satz 1 und die Wörter „nach den für große Kapitalgesell-
schaften geltenden Vorschriften“ werden durch die Wörter „in entsprechen-
der Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches“ ersetzt und nach den 
Wörtern „weitergehende gesetzliche Vorschriften“ werden die Wörter „oder 
weitergehende Bestimmungen der Unternehmenssatzung“ eingefügt.  

b) Folgender Satz 2 wird angefügt:  

„2Die Erweiterung des Lageberichts um einen Nachhaltigkeitsbericht und die 
Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts richten sich allein nach der Unterneh-
menssatzung.“ 

2. Art. 80 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:  

a) Nr. 2 wird aufgehoben.  

b) Die bisherigen Nrn. 3 bis 5 werden die Nrn. 2 bis 4.  

3. Art. 89 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:  

„(1) Bei Eigenbetrieben und Kommunalunternehmen sollen der Jahres-
abschluss und der Lagebericht, soweit dieser aufzustellen ist, spätestens 
innerhalb von neun Monaten nach Schluss des Wirtschaftsjahres durch ei-
nen sachverständigen Prüfer (Abschlussprüfer) in entsprechender Anwen-
dung der Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs geprüft 
sein.“  

b) In Abs. 3 Satz 1 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „ , soweit dieser 
aufzustellen ist.“ ersetzt.  

4. Dem Art. 101b wird folgender Abs. 3 angefügt:  

„(3) Soweit nach dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch die Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs erst ab einem bestimm-
ten Zeitpunkt anzuwenden sind, gilt dies entsprechend auch bei der Anwendung 
des Art. 77 Abs. 1 Satz 1 und des Art. 89 Abs. 1.“  

 

§ 5 

Änderung der Eigenbetriebsverordnung 

Die Eigenbetriebsverordnung (EBV) vom 29. Mai 1987 (GVBl. S. 195, BayRS 
2023-7-I), die zuletzt durch § 1 Abs. 55 der Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. 
S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen.  

2. In § 1 Abs. 1 wird die Angabe „GO“ durch die Wörter „der Gemeindeordnung – 
GO“ ersetzt.  

3. § 20 wird wie folgt gefasst:  
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„§ 20 

Jahresabschluss 

1Für den Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres ist ein Jahresabschluss in 
entsprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des Handels-
gesetzbuchs (Erster und Zweiter Abschnitt) aufzustellen und zu prüfen, soweit 
nach dieser Verordnung oder der Betriebssatzung keine weitergehenden Best-
immungen gelten. 2Art. 91 Abs. 1 Satz 2 GO und Art. 120b Abs. 4 GO finden 
entsprechende Anwendung.“ 

4. Dem § 23 wird folgender Abs. 3 angefügt:  

„(3) 1Soweit der Jahresabschluss in entsprechender Anwendung der Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs nicht um einen Anhang 
zu erweitern ist und auch nach der Betriebssatzung insoweit keine weitergehen-
den Bestimmungen gelten, findet Abs. 2 keine Anwendung. 2Die entsprechende 
Anwendung von § 264 Abs. 1 Satz 5 Nr. 2 und § 285 Nr. 9 Buchst. c HGB er-
folgt nach Maßgabe des Abs. 1 Satz 2.“  

5. § 24 wird wie folgt geändert:  

a) Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:  

„1Für die Aufstellung und die Prüfung eines Lageberichts finden die Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs entsprechende An-
wendung, soweit nach dieser Verordnung oder der Betriebssatzung keine 
weitergehenden Bestimmungen gelten. 2Art. 91 Abs. 1 Satz 2 GO und 
Art. 120b Abs. 4 GO finden entsprechende Anwendung.“  

b) In Satz 3 Satzteil vor Nr. 1 werden die Wörter „ist auch einzugehen“ durch 
die Wörter „ , sonst im Anhang, soweit der Jahresabschluss um diesen zu 
erweitern ist, muss auch eingegangen werden“ ersetzt.  

6. § 25 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Jahresabschluß“ die Wörter „sowie, 
soweit diese aufzustellen sind“ eingefügt.  

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Lagebericht“ die Wörter „ , soweit die-
ser aufzustellen ist,“ eingefügt.  

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:  

aa) Satz 1 wird aufgehoben.  

bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die Sätze 1 und 2 wie folgt gefasst:  

„1Bei der Abschlussprüfung nach Art. 107 GO ist auch zu prüfen, ob § 24 
Satz 3 beachtet ist und ob, soweit ein Lagebericht aufzustellen ist, sons-
tige Angaben im Lagebericht nicht eine falsche Vorstellung von der Lage 
des Eigenbetriebs erwecken. 2Bei der Beurteilung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse ist die Erfolgsübersicht, soweit diese aufzustellen ist, zu 
berücksichtigen.“ 

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Jahresabschluß“ die Wörter „sowie, 
soweit diese aufzustellen sind“ eingefügt.  

bb) In Satz 2 wird das Wort „Abschlußprüfung“ durch die Wörter „Abschluss-
prüfung nach Art. 107 GO“ ersetzt.  

d) In Abs. 4 Satz 3 werden nach dem Wort „Lagebericht“ die Wörter „ , soweit 
dieser aufzustellen ist,“ eingefügt. 
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§ 6 

Änderung der Verordnung über die Wirtschaftsführung der kommunalen 
Krankenhäuser 

§ 11 der Verordnung über die Wirtschaftsführung der kommunalen Krankenhäu-
ser (WkKV) vom 11. März 1999 (GVBl. S. 132, BayRS 2023-8-I), die durch § 4 der 
Verordnung vom 5. Oktober 2007 (GVBl. S. 707) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:  

1. Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:  

„1Für die Aufstellung eines Lageberichts finden die Vorschriften des Dritten Bu-
ches des Handelsgesetzbuchs entsprechende Anwendung, soweit nicht nach 
der Betriebssatzung oder der Unternehmenssatzung weitergehende Bestim-
mungen gelten. 2Die Erweiterung des Lageberichts um einen Nachhaltigkeits-
bericht und die Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts richten sich allein nach der 
Betriebssatzung oder der Unternehmenssatzung.“  

2. In Satz 3 Satzteil vor Nr. 1 werden nach dem Wort „Lagebericht“ die Wörter 
„ , sonst im Anhang des Jahresabschlusses,“ eingefügt.  

3. Die folgenden Sätze 4 und 5 werden angefügt:  

„4Soweit nach dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch die Vorschrif-
ten des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs erst ab einem bestimmten 
Zeitpunkt anzuwenden sind, gilt dies entsprechend auch bei der Anwendung 
von Satz 1. 5Die Sätze 1, 2 und 4 finden keine Anwendung, soweit in der Kran-
kenhaus-Buchführungsverordnung abweichende Regelungen getroffen sind.“  

 

§ 7 

Änderung der Verordnung über Kommunalunternehmen 

Die Verordnung über Kommunalunternehmen (KUV) vom 19. März 1998 (GVBl. 
S. 220, BayRS 2023-15-I), die zuletzt durch § 1 Abs. 56 der Verordnung vom 
26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. In § 1 Abs. 1 wird die Angabe „GO“ durch die Wörter „der Gemeindeordnung – 
GO“ ersetzt.  

2. § 22 wird wie folgt gefasst:  

„§ 22 

Jahresabschluss 

1Für den Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres ist ein Jahresabschluss in 
entsprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des Handels-
gesetzbuchs (Erster und Zweiter Abschnitt) aufzustellen und zu prüfen, soweit 
nach dieser Verordnung oder der Unternehmenssatzung keine weitergehenden 
Bestimmungen gelten. 2Art. 91 Abs. 1 Satz 2 GO und Art. 120b Abs. 4 GO blei-
ben unberührt.“  

3. Dem § 25 wird folgender Abs. 3 angefügt:  

„(3) 1Soweit der Jahresabschluss in entsprechender Anwendung der Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs nicht um einen Anhang 
zu erweitern ist und auch nach der Unternehmenssatzung insoweit keine wei-
tergehenden Bestimmungen gelten, findet Abs. 2 keine Anwendung. 2Die ent-
sprechende Anwendung von § 264 Abs. 1 Satz 5 Nr. 2 und § 285 Nr. 9 
Buchst. c HGB erfolgt nach Maßgabe des Abs. 1 Satz 2.“  

4. § 26 wird wie folgt geändert:  

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:  

„1Für die Aufstellung und die Prüfung eines Lageberichts finden die Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs unbeschadet des 
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Art. 91 Abs. 1 Satz 2 GO und des Art. 120b Abs. 4 GO entsprechende An-
wendung, soweit nach dieser Verordnung oder der Unternehmenssatzung 
keine weitergehenden Bestimmungen gelten.“  

b) In Satz 2 Satzteil vor Nr. 1 werden die Wörter „ist auch einzugehen“ durch 
die Wörter „ , sonst im Anhang, soweit der Jahresabschluss um diesen zu 
erweitern ist, muss auch eingegangen werden“ ersetzt.  

5. § 27 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Jahresabschluß“ die Wörter „sowie, 
soweit diese aufzustellen sind“ eingefügt.  

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Lagebericht“ die Wörter „ , soweit die-
ser aufzustellen ist,“ eingefügt.  

b) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:  

„(2) 1Bei der Abschlussprüfung nach Art. 107 GO ist auch zu prüfen, ob 
§ 26 Satz 2 beachtet ist und ob die sonstigen Angaben im Lagebericht, so-
weit dieser aufzustellen ist, nicht eine falsche Vorstellung von der Lage des 
Kommunalunternehmens erwecken. 2Bei der Beurteilung der wirtschaftli-
chen Verhältnisse ist die Erfolgsübersicht, soweit diese aufzustellen ist, zu 
berücksichtigen.“ 

c) In Abs. 3 Satz 3 werden nach dem Wort „Lagebericht“ die Wörter „ , soweit 
dieser aufzustellen ist,“ eingefügt.  

 

§ 8 

Änderung der Verordnung über die Wirtschaftsführung der kommunalen 
Pflegeeinrichtungen 

§ 11 der Verordnung über die Wirtschaftsführung der kommunalen Pflegeein-
richtungen (WkPV) vom 3. März 1998 (GVBl. S. 132, BayRS 861-3-I), die zuletzt 
durch § 5 der Verordnung vom 5. Oktober 2007 (GVBl. S. 707) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:  

1. Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:  

„1Für die Aufstellung eines Lageberichts finden die Vorschriften des Dritten Bu-
ches des Handelsgesetzbuchs entsprechende Anwendung, soweit nicht nach 
der Betriebssatzung oder der Unternehmenssatzung weitergehende Bestim-
mungen gelten. 2Die Erweiterung des Lageberichts um einen Nachhaltigkeits-
bericht und die Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts richten sich allein nach der 
Betriebssatzung oder der Unternehmenssatzung.“  

2. In Satz 3 Satzteil vor Nr. 1 werden nach dem Wort „Lagebericht“ die Wörter 
„ , sonst im Anhang des Jahresabschlusses,“ eingefügt.  

3. Die folgenden Sätze 4 und 5 werden angefügt:  

„4Soweit nach dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch die Vorschrif-
ten des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs erst ab einem bestimmten 
Zeitpunkt anzuwenden sind, gilt dies entsprechend auch bei der Anwendung 
von Satz 1. 5Die Sätze 1, 2 und 4 finden keine Anwendung, soweit in der Pflege-
Buchführungsverordnung abweichende Regelungen getroffen sind.“‘  

4. Der bisherige § 2 wird § 9 und folgende Überschrift wird eingefügt:  

„Inkrafttreten“. 
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Begründung:  

Allgemeines:  

Mit dem Änderungsantrag wird der Jahresabschluss kommunaler Unternehmen entlas-
tet, indem die Aufstellung und Prüfung von Jahresabschlüssen nach dem kommunalen 
Unternehmensrecht weitgehend an die für privat getragene Unternehmen geltenden 
Vorschriften angeglichen wird. Die Kommunalgesetze (Gemeindeordnung – GO, Land-
kreisordnung – LKrO, Bezirksordnung – BezO) und bestimmte landesrechtliche Verord-
nungen verweisen bisher für die Aufstellung und Prüfung von Jahresabschlüssen kom-
munaler Unternehmen auf die für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften 
des Handelsgesetzbuchs (HGB). Daher müssen bisher der Jahresabschluss und der 
Lagebericht von Eigenbetrieben, Kommunalunternehmen und Unternehmen in Privat-
rechtsform nach den für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des HGB 
aufgestellt und geprüft werden. Für privat getragene Unternehmen sieht das Dritte Buch 
des HGB demgegenüber größenabhängige Erleichterungen bei der Aufstellung und 
Prüfung des Jahresabschlusses vor, die zugunsten von mittelgroßen (§ 267 
Abs. 2 HGB) und kleinen Kapitalgesellschaften (§ 267 Abs. 1 HGB) bzw. Kleinstkapital-
gesellschaften (§ 267a HGB) zur Anwendung kommen können. Für kommunale Unter-
nehmen sind diese größenabhängigen Erleichterungen bisher nicht anwendbar, da die 
kommunalrechtlichen Bestimmungen insoweit pauschal auf die handelsrechtlichen Vor-
schriften für große Kapitalgesellschaften verweisen. Daher muss der Jahresabschluss 
eines kommunalen Unternehmens auch dann nach den handelsrechtlichen Vorschriften 
für große Kapitalgesellschaften aufgestellt und geprüft werden, wenn das jeweilige Un-
ternehmen nicht die entsprechenden Voraussetzungen für große Kapitalgesellschaften 
aufweist.  

Mit diesem Änderungsantrag werden diese Vorgaben im kommunalen Unternehmens-
recht durch eine Verweisung allgemein auf die Vorschriften des Dritten Buches des 
HGB ersetzt. Es gelten daher künftig weitgehend dieselben – von der jeweiligen Unter-
nehmensgröße abhängigen – Regelungen für die Aufstellung und Prüfung von Jahres-
abschlüssen wie für privat getragene Unternehmen. Hierdurch wird bei zahlreichen 
kommunalen Unternehmen eine erhebliche Entlastung bewirkt, da ein Großteil der kom-
munal getragenen Unternehmen nicht die Voraussetzungen einer großen Kapitalgesell-
schaft im Sinne des § 267 Abs. 3 HGB entsprechend aufweisen wird. Die kommunalen 
Unternehmensträger können gleichwohl freiwillig strengere Bestimmungen zur Aufstel-
lung und Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts im jeweiligen Gesell-
schaftsvertrag oder in der jeweiligen Betriebs- bzw. Unternehmenssatzung vorsehen.  

Zugleich wird die Pflicht kommunaler Unternehmen zur sogenannten Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung auf das europarechtlich geforderte Maß begrenzt. Nach Art. 19a der durch 
die Corporate Sustainability Reporting Directive („CSRD“, Richtlinie (EU) 2022/2464) ge-
änderten Richtlinie 2013/34/EU sind in den Lagebericht von großen Unternehmen so-
wie von kleinen und mittelgroßen kapitalmarktorientierten Unternehmen Angaben zur 
Nachhaltigkeitsberichterstattung aufzunehmen. Kleine oder mittelgroße nicht kapital-
marktorientierte Unternehmen sind von der Pflicht zur Nachhaltigkeitsberichterstattung 
nicht betroffen. Diese europarechtliche Vorgabe wurde noch nicht im Bundesrecht um-
gesetzt. Das Bundesministerium der Justiz hat am 22. März 2024 einen Referentenent-
wurf für ein „Gesetz zur Umsetzung der EU-Richtlinie (EU) 2022/2464 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Änderung der Verord-
nung (EU) Nr. 537/2014 und der Richtlinien 2004/109/EG, 2006/43/EG und 2013/34/EU 
hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen“ veröffentlicht, mit 
dem die europarechtlichen Vorgaben zur Nachhaltigkeitsberichterstattung im Dritten 
Buch des HGB umgesetzt werden sollen. Ausgehend hiervon wären ohne eine Anpas-
sung des kommunalen Unternehmensrechts in Bayern künftig alle kommunalen Unter-
nehmen zur Nachhaltigkeitsberichterstattung verpflichtet. Damit läge eine Überimple-
mentierung europäischer Gesetzgebung vor (sog. „Gold-Plating“). Die mit der Nachhal-
tigkeitsberichterstattung verbundenen Berichterstattungspflichten würden in vielen Fäl-
len nur unter unverhältnismäßigem Administrations- bzw. Kostenaufwand zu bewältigen 
sein. Durch die vorliegende Änderung werden kommunale Unternehmen in Privat-
rechtsform, die die Voraussetzungen für (nicht kapitalmarktorientierte) mittelgroße oder 
kleine Kapitalgesellschaften bzw. Kleinstkapitalgesellschaften (§ 267 Abs. 1, Abs. 2, 
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§ 267a HGB) aufweisen, auch vor diesem Hintergrund erheblich entlastet. Für Eigen-
betriebe und für Kommunalunternehmen sieht das Gesetz eine Ausnahmevorschrift 
hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung vor.  

Die mit dieser Änderung zugleich vorgenommene Änderung von landesrechtlichen Ver-
ordnungen steht in einem sachlichen Zusammenhang mit den Änderungen in den Kom-
munalgesetzen und dient insoweit deren Umsetzung. Da sich die Änderung landes-
rechtlicher Verordnungen auf die Anpassung der Vorschriften für die Aufstellung und 
Prüfung des Jahresabschlusses kommunaler Unternehmen beschränkt, hält sie sich 
zulässigerweise im Rahmen des Sachbereichs, der die vorliegende Änderung der Kom-
munalgesetze betrifft (vgl. hierzu Beschluss des Zweiten Senats des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 13. September 2005 – 2 BvF 2/03, BVerfGE 114, 196/238).  
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Zu den Vorschriften im Einzelnen:  

Zu § 2 (Änderung der Gemeindeordnung)  

Zu Nr. 1 (Art. 91 Abs. 1 GO)  

Nach dem bisherigen Art. 91 Abs. 1 GO werden der Jahresabschluss und der Lagebe-
richt von Kommunalunternehmen nach den für große Kapitalgesellschaften geltenden 
Vorschriften des HGB aufgestellt und geprüft, sofern nicht weitergehende gesetzliche 
Vorschriften gelten oder andere gesetzliche Vorschriften entgegenstehen. Diese Pflicht 
gilt ungeachtet der Größe des jeweiligen Kommunalunternehmens. Durch den neuen 
Art. 91 Abs. 1 Satz 1 GO wird diese Vorgabe durch eine allgemeine Verweisung auf die 
Vorschriften des Dritten Buches des HGB ersetzt. Damit gelten für Kommunalunterneh-
men grundsätzlich dieselben von der jeweiligen Unternehmensgröße abhängigen Best-
immungen zur Aufstellung und Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
wie für privat getragene Unternehmen. Zugleich wird klargestellt, dass in der Unterneh-
menssatzung weitergehende, das heißt strengere Vorgaben zur Aufstellung und Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts festgelegt werden können.  

Der neue Satz 2 bestimmt, dass sich die Erweiterung des Lageberichts um einen Nach-
haltigkeitsbericht und dessen Prüfung allein nach der Unternehmenssatzung richten. 
Europarechtlich ist die Pflicht zur Einführung einer Nachhaltigkeitsberichterstattung nur 
für bestimmte Unternehmen vorgeschrieben; sie gilt in Deutschland gemäß Art. 19a und 
Art. 1 Abs. 1, Abs. 3 der Richtlinie 2013/34/EU (i. V. m. Anhang I und Anhang II) in der 
durch die CSRD geänderten Fassung nur für bestimmte Aktiengesellschaften, Kom-
manditgesellschaften auf Aktien, Gesellschaften mit beschränkter Haftung und ggf. of-
fene Handelsgesellschaften, Kommanditgesellschaften sowie für bestimmte Versiche-
rungsunternehmen und Kreditinstitute. Für Kommunalunternehmen (Anstalten des öf-
fentlichen Rechts) ist es daher nicht notwendig, eine Pflicht zur Aufstellung und Prüfung 
eines Nachhaltigkeitsberichts zu normieren. Satz 2 legt daher fest, dass sich eine Pflicht 
zur Erweiterung des Lageberichts um einen Nachhaltigkeitsbericht sowie zu dessen 
Prüfung allein aus Bestimmungen in der jeweiligen Unternehmenssatzung eines Kom-
munalunternehmens ergibt. 

Zu Nr. 2 (Art. 94 Abs. 1 Satz 1 GO)  

Nach dem bisherigen Art. 94 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 GO hat eine Gemeinde, der Anteile an 
einem Unternehmen in dem in § 53 des Haushaltsgrundsätzegesetzes (HGrG) bezeich-
neten Umfang gehören, dafür Sorge zu tragen, dass der Jahresabschluss und der La-
gebericht nach den für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des HGB 
aufgestellt und geprüft werden, sofern nicht weitergehende gesetzliche Vorschriften gel-
ten oder andere gesetzliche Vorschriften entgegenstehen. Diese Pflicht gilt ungeachtet 
der Größe des jeweiligen Unternehmens in Privatrechtsform. Diese Vorgabe wird er-
satzlos aufgehoben. Die Aufstellung und die Prüfung des Jahresabschlusses und ge-
gebenenfalls des Lageberichts von kommunalen Unternehmen in Privatrechtsform er-
folgt daher künftig unmittelbar nach den hierfür jeweils geltenden bundesrechtlichen 
Vorschriften (insbesondere HGB und Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch – 
EGHGB). Dies gilt auch für die Pflicht zur Erweiterung des Lageberichts um einen Nach-
haltigkeitsbericht und dessen Prüfung. Im jeweiligen Gesellschaftsvertrag kann die Ge-
meinde freiwillig weitergehende Bestimmungen für die Aufstellung und Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts festlegen.  

Zu Nr. 3 (Art. 107 GO)  

Nach dem bisherigen Art. 107 Abs. 1 GO sollen der Jahresabschluss und der Lagebe-
richt eines Eigenbetriebs und eines Kommunalunternehmens spätestens innerhalb von 
neun Monaten nach Schluss des Wirtschaftsjahres durch einen sachverständigen Prü-
fer (Abschlussprüfer) geprüft sein. Diese Pflicht gilt ungeachtet der Größe des jeweili-
gen Eigenbetriebs bzw. Kommunalunternehmens. Die Neufassung des Art. 107 
Abs. 1 GO sieht im Vergleich zur bisherigen Rechtslage vor, dass die Prüfung des Jah-
resabschlusses eines Eigenbetriebs oder eines Kommunalunternehmens in entspre-
chender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des HGB und damit größen-
abhängig innerhalb der neunmonatigen Frist erfolgen soll. Dementsprechend stellen 
Art. 107 Abs. 1 und Abs. 3 GO hinsichtlich des Lageberichts jeweils durch den Teilsatz 
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„ , soweit dieser aufzustellen ist“ künftig klar, dass Eigenbetriebe und Kommunalunter-
nehmen künftig nicht mehr in jedem Fall einen Lagebericht aufzustellen haben.  

Zu Nr. 4 (Art. 120b Abs. 4 GO)  

Der neu eingefügte Abs. 4 beinhaltet eine Sonderregelung für die Normverweise in 
Art. 91 Abs. 1 GO und Art. 107 Abs. 1 GO auf die Vorschriften des Dritten Buches des 
HGB. Soweit diese Vorschriften des HGB erst ab einem bestimmten Zeitpunkt nach 
dem EGHGB anzuwenden sind, bedarf es insoweit auch für das kommunale Unterneh-
mensrecht einer entsprechenden Übergangsregelung. Anderenfalls müssten kommu-
nale Unternehmen die betreffenden Vorschriften des HGB bereits zu einem Zeitpunkt 
(entsprechend) anwenden, an dem die Vorschriften noch nicht für privat getragene Un-
ternehmen gelten würden. Um auch insoweit einen Gleichlauf zu privat getragenen Un-
ternehmen zu erreichen, erklärt Art. 120b Abs. 4 GO die jeweils im EGHGB geregelten 
Zeitpunkte auch bei der Anwendung des Art. 91 Abs. 1 Satz 1 GO und des Art. 107 
Abs. 1 GO für entsprechend anwendbar.  

 

Zu § 3 (Änderung der Landkreisordnung)  

Zu Nr. 1 (Art. 79 Abs. 1 LKrO)  

Es wird auf die Begründung zu Art. 91 Abs. 1 GO verwiesen.  

Zu Nr. 2 (Art. 82 Abs. 1 Satz 1 LKrO)  

Es wird auf die Begründung zu Art. 94 Abs. 1 Satz 1 GO verwiesen. 

Zu Nr. 3 (Art. 93 LKrO)  

Es wird auf die Begründung zu Art. 107 GO verwiesen.  

Zu Nr. 4 (Art.106b Abs. 3 LKrO)  

Es wird auf die Begründung zu Art. 120b Abs. 4 GO verwiesen.  

 

Zu § 4 (Änderung der Bezirksordnung)  

Zu Nr. 1 (Art. 77 Abs. 1 BezO)  

Es wird auf die Begründung zu Art. 91 Abs. 1 GO verwiesen.  

Zu Nr. 2 (Art. 80 Abs. 1 Satz 1 BezO)  

Es wird auf die Begründung zu Art. 94 Abs. 1 Satz 1 GO verwiesen.  

Zu Nr. 3 (Art. 89 BezO)  

Es wird auf die Begründung zu Art. 107 GO verwiesen.  

Zu Nr. 4 (Art. 101b Abs. 3 BezO)  

Es wird auf die Begründung zu Art. 120b Abs. 4 GO verwiesen.  

 

Zu § 5 (Änderung der Eigenbetriebsverordnung)  

Zu Nr. 3 (§ 20 EBV)  

Bisher bestimmt § 20 der Eigenbetriebsverordnung (EBV) die Pflicht zur Aufstellung ei-
nes Jahresabschlusses nach den für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschrif-
ten des HGB. Diese Pflicht gilt ungeachtet der Größe des jeweiligen Eigenbetriebs. 
Durch den neuen § 20 Satz 1 EBV wird diese Vorgabe durch eine allgemeine Verwei-
sung auf die Vorschriften des Dritten Buches des HGB ersetzt. Danach wird der Jah-
resabschluss eines Eigenbetriebs künftig in entsprechender Anwendung der größenab-
hängigen Vorschriften des Dritten Buches des HGB aufgestellt und geprüft, soweit in 
der EBV oder in der jeweiligen Betriebssatzung keine weitergehenden, das heißt stren-
geren Bestimmungen festgelegt sind. Die Vorschrift verweist dabei klarstellend auf den 
Ersten und Zweiten Abschnitt des Dritten Buches des HGB. Damit gelten für Eigenbe-
triebe grundsätzlich dieselben von der jeweiligen Unternehmensgröße abhängigen 
Bestimmungen zur Aufstellung und Prüfung des Jahresabschlusses wie für privat ge-
tragene Unternehmen. Im Übrigen gilt Art. 107 GO (bzw. die entsprechenden Bestim-
mungen in der LKrO und BezO, vgl. auch § 1 Abs. 2 EBV).  
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Nach § 20 Satz 2 EBV finden die gesetzlichen Bestimmungen der Art. 91 Abs. 1 
Satz 2 GO und Art. 120b Abs. 4 GO entsprechende Anwendung. Durch den Normver-
weis auf die Übergangsregelung des Art. 120b Abs. 4 GO sind auch bei der Anwendung 
des § 20 Satz 1 EBV die Vorschriften des Dritten Buches des HGB erst ab dem jeweils 
nach dem EGHGB maßgeblichen Zeitpunkt entsprechend anzuwenden.  

Zu Nr. 4 (§ 23 Abs. 3 EBV)  

Es wird auf die Begründung zu § 25 Abs. 3 der Verordnung über Kommunalunterneh-
men (KUV) Bezug genommen, die hier entsprechend gilt. 

Zu Nr. 5 (§ 24 EBV)  

Bisher bestimmt § 24 Satz 1 EBV, dass Eigenbetriebe gleichzeitig mit dem Jahresab-
schluss einen Lagebericht aufzustellen haben. Diese Pflicht gilt ungeachtet der Größe 
des jeweiligen Eigenbetriebs. Durch die Neufassung des § 24 Satz 1 EBV finden künftig 
die größenabhängigen Vorschriften des Dritten Buches des HGB für die Aufstellung und 
Prüfung eines Lageberichts entsprechende Anwendung, soweit nach der EBV oder 
nach der jeweiligen Betriebssatzung keine weitergehenden, das heißt strengeren Best-
immungen gelten. Im Übrigen gilt Art. 107 GO (bzw. die entsprechenden Bestimmun-
gen in der LKrO und BezO, vgl. auch § 1 Abs. 2 EBV). Eines ausdrücklichen Verweises 
auf § 289 Abs. 2 HGB (wie bisher in § 24 Satz 2 EBV) bedarf es daher nicht mehr.  

Nach der durch die CSRD geänderte Richtlinie 2013/34/EU ist eine Pflicht von Eigen-
betrieben (Sondervermögen ohne eigene Rechtspersönlichkeit) zur Aufstellung und 
Prüfung eines Nachhaltigkeitsberichts europarechtlich nicht vorgeschrieben; insoweit 
wird auf die Begründung zu Art. 91 Abs. 1 Satz 2 GO Bezug genommen. Der neue § 24 
Satz 2 EBV erklärt daher Art. 91 Abs. 1 Satz 2 GO und auch Art. 120b Abs. 4 GO für 
die Aufstellung eines Lageberichts von Eigenbetrieben für entsprechend anwendbar. 
Eine Pflicht zur Erweiterung des Lageberichts um einen Nachhaltigkeitsbericht sowie 
zu dessen Prüfung ergibt sich danach allein aus Bestimmungen in der jeweiligen Be-
triebssatzung eines Eigenbetriebs. Durch den Verweis auf die Übergangsregelung in 
Art. 120b Abs. 4 GO sind auch bei der Anwendung des § 24 Satz 1 EBV die Vorschrif-
ten des Dritten Buches des HGB erst ab dem jeweils nach dem EGHGB maßgeblichen 
Zeitpunkt entsprechend anzuwenden.  

§ 24 Satz 3 EBV schreibt bisher vor, dass im Lagebericht auf bestimmte Sachverhalte 
einzugehen ist. Wenn in entsprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Bu-
ches des HGB ein Lagebericht nicht aufzustellen ist und auch die Betriebssatzung in-
soweit keine weitergehenden Bestimmungen festlegt, muss auf die in § 24 Satz 3 Nr. 1 
bis 7 EBV genannten Sachverhalte im Anhang zum Jahresabschluss eingegangen wer-
den. Dies wird durch den neu eingefügten Teilsatz geregelt. Falls weder ein Lagebericht 
aufgestellt werden muss noch der Jahresabschluss um einen Anhang zu erweitern ist, 
muss auf die in § 24 Satz 3 EBV genannten Sachverhalte künftig nicht mehr eingegan-
gen werden.  

Zu Nr. 6 (§ 25 EBV)  

§ 25 Abs. 2 Satz 1 EBV bestimmt bisher, dass der Jahresabschluss eines Eigenbe-
triebs nach den hierfür geltenden gesetzlichen Vorschriften zu prüfen ist. Die Prüfung 
des Jahresabschlusses eines Eigenbetriebs richtet sich künftig nach dem neu gefass-
ten Art. 107 GO, weshalb es der Regelung in § 25 Abs. 2 Satz 1 EBV nicht mehr bedarf. 
Sie wird daher aufgehoben. Im neuen Satz 1, der im Wesentlichen dem bisherigen 
Satz 2 entspricht, wird ein klarstellender Verweis auf die Vorschrift des Art. 107 GO 
aufgenommen.  

Im Übrigen handelt sich um Folgeänderungen zu den Änderungen in den §§ 20 und 
24 EBV und Art. 107 Abs. 1 GO. Durch die Änderung des Wortlauts wird insbesondere 
klargestellt, dass künftig nicht mehr in jedem Fall ein Lagebericht aufzustellen ist bzw. 
der Jahresabschluss um einen Anhang mit Anlagennachweis zu erweitern ist.  

 

Zu § 6 (§ 11 WkKV)  

Nach dem bisherigen § 11 Satz 1 der Verordnung über die Wirtschaftsführung der kom-
munalen Krankenhäuser (WkKV) haben kommunale Krankenhäuser im Sinne des 
§ 1 WkKV (Regiebetriebe, Eigenbetriebe und selbständige Kommunalunternehmen 
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des öffentlichen Rechts) gleichzeitig mit dem Jahresabschluss einen Lagebericht auf-
zustellen. Diese Pflicht gilt ungeachtet der Größe des jeweiligen Krankenhauses. Durch 
die Neufassung des Satzes 1 wird diese Vorgabe durch eine allgemeine Verweisung 
auf die größenabhängigen Vorschriften des Dritten Buches des HGB ersetzt. Eines aus-
drücklichen Verweises auf § 289 Abs. 2 HGB (wie bisher in § 11 Satz 2 WkKV) bedarf 
es daher nicht mehr. In der Betriebs- oder der Unternehmenssatzung können weiterge-
hende, das heißt strengere Vorgaben zur Aufstellung des Lageberichts festgelegt wer-
den.  

Der neue Satz 2 bestimmt, dass sich die Erweiterung des Lageberichts um einen Nach-
haltigkeitsbericht und dessen Prüfung allein nach der Betriebs- oder der Unternehmens-
satzung richten. Hierzu wird auf die Begründung zu Art. 91 Abs. 1 Satz 2 GO verwiesen, 
die hier entsprechend gilt, da sich der Anwendungsbereich der WkKV auf kommunale 
Krankenhäuser in den Rechtsformen von Kommunalunternehmen, Regie- und Eigen-
betrieben beschränkt, vgl. auch § 1 Abs. 2 Satz 2 WkKV.  

Der bisherige Satz 3 schreibt vor, dass im Lagebericht auf bestimmte Sachverhalte ein-
zugehen ist. Wenn in entsprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches 
des HGB ein Lagebericht nicht aufzustellen ist und auch die Betriebs- oder Unterneh-
menssatzung insoweit keine weitergehenden Bestimmungen festlegt, muss auf die in 
§ 11 Satz 3 Nr. 1 bis 4 WkKV genannten Sachverhalte im Anhang zum Jahresabschluss 
eingegangen werden. Dies wird durch den neu eingefügten Teilsatz geregelt. Falls we-
der ein Lagebericht aufgestellt werden muss noch der Jahresabschluss um einen An-
hang zu erweitern ist, muss auf die in § 11 Satz 3 WkKV genannten Sachverhalte künf-
tig nicht mehr eingegangen werden.  

Hinsichtlich des neu angefügten Satzes 4 wird auf die Begründung zu § 120b 
Abs. 4 GO Bezug genommen, die hier entsprechend gilt. Nach dem neuen Satz 5 sind 
§ 11 Satz 1, 2 und 4 WkKV nicht anzuwenden, soweit in der durch den Bund erlassenen 
Verordnung über die Rechnungs- und Buchführungspflichten von Krankenhäusern 
(Krankenhaus-Buchführungsverordnung – KHBV) abweichende Regelungen getroffen 
sind. Derzeit sieht die KHBV zum Lagebericht keine besonderen Regelungen vor. Für 
den Fall, dass der Bund künftig die KHBV um Regelungen zum Lagebericht und zur 
Erweiterung des Lageberichts um einen Nachhaltigkeitsbericht ergänzen sollte, wird 
klargestellt, dass die bundesrechtlichen Regelungen insoweit Vorrang haben.  

 

Zu § 7 (Änderung der Verordnung über Kommunalunternehmen)  

Zu Nr. 2 (§ 22 KUV)  

Die Neufassung von § 22 der KUV erfolgt flankierend zur Änderung der Art. 91 Abs. 1 
GO und Art. 107 GO (und zur Änderung der entsprechenden Bestimmungen in der 
LKrO und BezO, vgl. § 1 Abs. 2 KUV). Bisher normiert § 22 KUV die Pflicht zur Aufstel-
lung eines Jahresabschlusses nach den für große Kapitalgesellschaften geltenden Vor-
schriften des HGB. Diese Pflicht gilt ungeachtet der Größe des jeweiligen Kommunal-
unternehmens. Der neu gefasste § 22 Satz 1 KUV bestimmt, dass der Jahresabschluss 
eines Kommunalunternehmens künftig in entsprechender Anwendung der größenab-
hängigen Vorschriften des Dritten Buches des HGB aufgestellt und geprüft wird, soweit 
in der KUV oder in der jeweiligen Unternehmenssatzung keine weitergehenden, das 
heißt strengeren Bestimmungen festgelegt sind. Die Vorschrift verweist dabei klarstel-
lend auf den Ersten und Zweiten Abschnitt des Dritten Buches des HGB. In § 22 Satz 2 
KUV wird klargestellt, dass die gesetzlichen Sondervorschriften der Art. 91 Abs. 1 
Satz 2 GO und Art. 120b Abs. 4 GO unberührt bleiben. 

Zu Nr. 3 (§ 25 Abs. 3 KUV)  

Infolge der Änderungen in Art. 91 Abs. 1 Satz 1 GO, Art. 79 Abs. 1 Satz 1 LKrO, Art. 77 
Abs. 1 Satz 1 BezO und § 22 Satz 1 KUV sind für die Aufstellung und den Umfang des 
Jahresabschlusses grundsätzlich die Vorschriften des Dritten Buches des HGB ent-
sprechend anwendbar. Nach den handelsrechtlichen Bestimmungen braucht der Jah-
resabschluss unter bestimmten Voraussetzungen nicht um einen Anhang erweitert zu 
werden. Für diesen Fall trifft der neue § 25 Abs. 3 KUV einzelne Sonderregelungen.  
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Zu Nr. 4 (§ 26 KUV)  

Die Neufassung des § 26 Satz 1 KUV erfolgt flankierend zur Änderung der Art. 91 
Abs. 1 GO und Art. 107 GO (und zur Änderung der entsprechenden Bestimmungen in 
der LKrO und BezO, vgl. auch § 1 Abs. 2 KUV). Künftig sind die größenabhängigen 
Vorschriften des Dritten Buches des HGB für die Aufstellung und Prüfung eines Lage-
berichts entsprechend anwendbar, soweit nach der KUV oder nach der jeweiligen Un-
ternehmenssatzung keine weitergehenden, das heißt strengeren Bestimmungen gel-
ten. Eines ausdrücklichen Verweises auf § 289 Abs. 2 HGB (wie bisher in § 26 Satz 1 
KUV) bedarf es daher nicht mehr. Zugleich wird klargestellt, dass dies unbeschadet der 
gesetzlichen Sondervorschriften der Art. 91 Abs. 1 Satz 2 GO und Art. 120b GO gilt. 
Daraus folgt insbesondere, dass sich die Pflicht zur Erweiterung des Lageberichts um 
einen Nachhaltigkeitsbericht und dessen Prüfung allein aus Bestimmungen der Unter-
nehmenssatzung ergibt.  

§ 26 Satz 2 KUV schreibt bisher vor, dass im Lagebericht auf bestimmte Sachverhalte 
einzugehen ist. Wenn in entsprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Bu-
ches des HGB ein Lagebericht nicht aufzustellen ist und auch die Unternehmenssat-
zung insoweit keine weitergehenden Bestimmungen festlegt, muss auf die in § 26 
Satz 2 Nr. 1 bis 7 KUV genannten Sachverhalte im Anhang zum Jahresabschluss ein-
gegangen werden. Dies wird durch den neu eingefügten Teilsatz geregelt. Falls weder 
ein Lagebericht aufgestellt werden muss noch der Jahresabschluss um einen Anhang 
zu erweitern ist, muss auf die in § 26 Satz 2 KUV genannten Sachverhalte künftig nicht 
mehr eingegangen werden.  

Zu Nr. 5 (§ 27 KUV)  

Es handelt sich um Folgeänderungen zu den Änderungen in Art. 91 Abs. 1 Satz 1 GO, 
Art. 79 Abs. 1 Satz 1 LKrO, Art. 77 Abs. 1 Satz 1 BezO und §§ 22, 26 KUV. Insbeson-
dere wird klargestellt, dass künftig nicht mehr in jedem Fall ein Lagebericht aufzustellen 
ist.  

 

Zu § 8 (§ 11 WkPV)  

Es wird auf die Begründung zu § 6 (Änderung des § 11 WkKV) verwiesen, die hier ent-
sprechend gilt.  

 

Zu § 9 (Inkrafttreten)  

Nach der bisherigen Rechtslage im kommunalen Unternehmensrecht werden der Jah-
resabschluss und der Lagebericht von Kommunalunternehmen nach den für große Ka-
pitalgesellschaften geltenden Vorschriften des HGB aufgestellt und geprüft. Art. 5 
Abs. 2 Buchst. b der CSRD sieht vor, dass die Mitgliedstaaten die Pflicht zur Nachhal-
tigkeitsberichterstattung für große Unternehmen, die nicht unter Art. 5 Abs. 2 Buchst. a 
der CSRD fallen, für am oder nach dem 1. Januar 2025 beginnende Geschäftsjahre 
umzusetzen haben. Dementsprechend sieht der Referentenentwurf des BMJ eine 
Pflicht zur Nachhaltigkeitsberichterstattung großer Kapitalgesellschaften, die nicht ka-
pitalmarktorientiert sind (und im Jahresdurchschnitt nicht mehr als 500 Arbeitnehmer 
beschäftigen), für nach dem 31. Dezember 2024 beginnende Geschäftsjahre vor. Die 
hier vorgesehenen Änderungen müssen daher spätestens am 1. Januar 2025 in Kraft 
treten, damit die kommunalen Unternehmen für das nach dem 31. Dezember 2024 be-
ginnende Geschäftsjahr von der Pflicht zur Aufstellung eines Nachhaltigkeitsberichts 
entlastet werden, soweit sie nicht nach bundes- bzw. landesrechtlichen Vorschriften o-
der nach freiwillig auferlegten weitergehenden Bestimmungen (Betriebssatzung, Unter-
nehmenssatzung, Gesellschaftsvertrag) zur Nachhaltigkeitsberichterstattung verpflich-
tet sind.  
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

1. Gesetzentwurf der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, Roland Wei-
gert u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Holger Dremel, Thomas Holz, Michael Hofmann u.a. und Fraktion (CSU) 

Drs. 19/2598 

zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Holger Dremel, Dr. Gerhard Hopp, Bern-
hard Seidenath u.a. und Fraktion (CSU), 
Florian Streibl, Felix Locke, Roland Weigert u.a. und Fraktion (FREIE WÄH-
LER) 

Drs. 19/2837 

zum Gesetzentwurf der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, Roland 
Weigert u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Holger Dremel, Thomas Holz, Michael Hofmann u.a. und Fraktion (CSU) 
zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes 
(Drs. 19/2598) 

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Holger Dremel, Petra Guttenberger, Jo-
sef Zellmeier u.a. und Fraktion (CSU), 
Florian Streibl, Felix Locke, Bernhard Pohl u.a. und Fraktion (FREIE WÄH-
LER) 

Drs. 19/3265 

zum Gesetzentwurf der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, Roland 
Weigert u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) Holger Dremel, Thomas Holz, Mi-
chael Hofmann u.a. und Fraktion (CSU) zur Änderung des Kommunalabga-
bengesetzes 
(Drs. 19/2598) 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen durchgeführt werden: 

1. Der Überschrift werden die Wörter „und weiterer Rechtsvorschriften“ angefügt.  

2. In § 1 wird folgende Überschrift eingefügt:  
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„Änderung des Kommunalabgabengesetzes“. 

3. Nach § 1 werden die folgenden §§ 2 bis 9 eingefügt:  

‚§ 2 

Änderung der Gemeindeordnung 

 Die Gemeindeordnung (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. August 1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch § 1 
Abs. 6 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. „98) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:  

1. Art. 91 Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

a) Der Wortlaut wird Satz 1 und die Wörter „nach den für große Kapitalge-
sellschaften geltenden Vorschriften“ werden durch die Wörter „in ent-
sprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches“ ersetzt 
und nach den Wörtern „weitergehende gesetzliche Vorschriften“ werden 
die Wörter „oder weitergehende Bestimmungen der Unternehmenssat-
zung“ eingefügt.  

b) Folgender Satz 2 wird angefügt:  

„2Die Erweiterung des Lageberichts um einen Nachhaltigkeitsbericht 
und die Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts richten sich allein nach der 
Unternehmenssatzung.“ 

2. Art. 94 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:  

a) Nr. 2 wird aufgehoben.  

b) Die bisherigen Nrn. 3 bis 5 werden die Nrn. 2 bis 4.  

3. Art. 107 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:  

„(1) Bei Eigenbetrieben und Kommunalunternehmen sollen der Jah-
resabschluss und der Lagebericht, soweit dieser aufzustellen ist, spä-
testens innerhalb von neun Monaten nach Schluss des Wirtschaftsjah-
res durch einen sachverständigen Prüfer (Abschlussprüfer) in entspre-
chender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des Handels-
gesetzbuchs geprüft sein.“  

b) In Abs. 3 Satz 1 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „ , soweit die-
ser aufzustellen ist.“ ersetzt.  

4. Dem Art. 120b wird folgender Abs. 4 angefügt:  

„(4) Soweit nach dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch 
die Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs erst ab ei-
nem bestimmten Zeitpunkt anzuwenden sind, gilt dies entsprechend auch 
bei der Anwendung des Art. 91 Abs. 1 Satz 1 und des Art. 107 Abs. 1.“  

 

§ 3 

Änderung der Landkreisordnung 

Die Landkreisordnung (LKrO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. August 1998 (GVBl. S. 826, BayRS 2020-3-1-I), die zuletzt durch § 1 
Abs. 8 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:  

1. Art. 79 Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

a) Der Wortlaut wird Satz 1 und die Wörter „nach den für große Kapitalge-
sellschaften geltenden Vorschriften“ werden durch die Wörter „in ent-
sprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches“ ersetzt 
und nach den Wörtern „weitergehende gesetzliche Vorschriften“ werden 
die Wörter „oder weitergehende Bestimmungen der Unternehmenssat-
zung“ eingefügt.  
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b) Folgender Satz 2 wird angefügt:  

„2Die Erweiterung des Lageberichts um einen Nachhaltigkeitsbericht 
und die Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts richten sich allein nach der 
Unternehmenssatzung.“  

2. Art. 82 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:  

a) Nr. 2 wird aufgehoben.  

b) Die bisherigen Nrn. 3 bis 5 werden die Nrn. 2 bis 4.  

3. Art. 93 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:  

„(1) Bei Eigenbetrieben und Kommunalunternehmen sollen der Jah-
resabschluss und der Lagebericht, soweit dieser aufzustellen ist, spä-
testens innerhalb von neun Monaten nach Schluss des Wirtschaftsjah-
res durch einen sachverständigen Prüfer (Abschlussprüfer) in entspre-
chender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des Handels-
gesetzbuchs geprüft sein.“  

b) In Abs. 3 Satz 1 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „ , soweit die-
ser aufzustellen ist.“ ersetzt.  

4. Dem Art. 106b wird folgender Abs. 3 angefügt:  

„(3) Soweit nach dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch die 
Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs erst ab einem 
bestimmten Zeitpunkt anzuwenden sind, gilt dies entsprechend auch bei 
der Anwendung des Art. 79 Abs. 1 Satz 1 und des Art. 93 Abs. 1.“ 

 

§ 4 

Änderung der Bezirksordnung 

Die Bezirksordnung (BezO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. August 1998 (GVBl. S. 850, BayRS 2020-4-2-I), die zuletzt durch § 1 
Abs. 9 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:  

1. Art. 77 Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

a) Der Wortlaut wird Satz 1 und die Wörter „nach den für große Kapitalge-
sellschaften geltenden Vorschriften“ werden durch die Wörter „in ent-
sprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches“ ersetzt 
und nach den Wörtern „weitergehende gesetzliche Vorschriften“ werden 
die Wörter „oder weitergehende Bestimmungen der Unternehmenssat-
zung“ eingefügt.  

b) Folgender Satz 2 wird angefügt:  

„2Die Erweiterung des Lageberichts um einen Nachhaltigkeitsbericht 
und die Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts richten sich allein nach der 
Unternehmenssatzung.“ 

2. Art. 80 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:  

a) Nr. 2 wird aufgehoben.  

b) Die bisherigen Nrn. 3 bis 5 werden die Nrn. 2 bis 4.  

3. Art. 89 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:  

„(1) Bei Eigenbetrieben und Kommunalunternehmen sollen der Jah-
resabschluss und der Lagebericht, soweit dieser aufzustellen ist, spä-
testens innerhalb von neun Monaten nach Schluss des Wirtschaftsjah-
res durch einen sachverständigen Prüfer (Abschlussprüfer) in entspre-
chender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des Handels-
gesetzbuchs geprüft sein.“  
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b) In Abs. 3 Satz 1 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „ , soweit die-
ser aufzustellen ist.“ ersetzt.  

4. Dem Art. 101b wird folgender Abs. 3 angefügt:  

„(3) Soweit nach dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch die 
Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs erst ab einem 
bestimmten Zeitpunkt anzuwenden sind, gilt dies entsprechend auch bei 
der Anwendung des Art. 77 Abs. 1 Satz 1 und des Art. 89 Abs. 1.“  

 

§ 5 

Änderung der Eigenbetriebsverordnung 

Die Eigenbetriebsverordnung (EBV) vom 29. Mai 1987 (GVBl. S. 195, 
BayRS 2023-7-I), die zuletzt durch § 1 Abs. 55 der Verordnung vom 26. März 
2019 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen.  

2.  In § 1 Abs. 1 wird die Angabe „GO“ durch die Wörter „der Gemeindeord-
nung – GO“ ersetzt.  

3. § 20 wird wie folgt gefasst:  

„§ 20 

Jahresabschluss 

1Für den Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres ist ein Jahresabschluss in 
entsprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuchs (Erster und Zweiter Abschnitt) aufzustellen und zu 
prüfen, soweit nach dieser Verordnung oder der Betriebssatzung keine 
weitergehenden Bestimmungen gelten. 2Art. 91 Abs. 1 Satz 2 GO und 
Art. 120b Abs. 4 GO finden entsprechende Anwendung.“ 

4. Dem § 23 wird folgender Abs. 3 angefügt:  

„(3) 1Soweit der Jahresabschluss in entsprechender Anwendung der 
Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs nicht um einen 
Anhang zu erweitern ist und auch nach der Betriebssatzung insoweit keine 
weitergehenden Bestimmungen gelten, findet Abs. 2 keine Anwendung. 
2Die entsprechende Anwendung von § 264 Abs. 1 Satz 5 Nr. 2 und § 285 
Nr. 9 Buchst. c HGB erfolgt nach Maßgabe des Abs. 1 Satz 2.“  

5. § 24 wird wie folgt geändert:  

a) Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:  

„1Für die Aufstellung und die Prüfung eines Lageberichts finden die Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs entsprechende 
Anwendung, soweit nach dieser Verordnung oder der Betriebssatzung 
keine weitergehenden Bestimmungen gelten. 2Art. 91 Abs. 1 Satz 2 GO 
und Art. 120b Abs. 4 GO finden entsprechende Anwendung.“  

b) In Satz 3 Satzteil vor Nr. 1 werden die Wörter „ist auch einzugehen“ 
durch die Wörter „ , sonst im Anhang, soweit der Jahresabschluss um 
diesen zu erweitern ist, muss auch eingegangen werden“ ersetzt.  

6. § 25 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Jahresabschluß“ die Wörter 
„sowie, soweit diese aufzustellen sind“ eingefügt.  

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Lagebericht“ die Wörter „ , so-
weit dieser aufzustellen ist,“ eingefügt.  

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:  

aa) Satz 1 wird aufgehoben.  
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bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die Sätze 1 und 2 wie folgt 
gefasst:  

„1Bei der Abschlussprüfung nach Art. 107 GO ist auch zu prüfen, 
ob § 24 Satz 3 beachtet ist und ob, soweit ein Lagebericht aufzu-
stellen ist, sonstige Angaben im Lagebericht nicht eine falsche 
Vorstellung von der Lage des Eigenbetriebs erwecken. 2Bei der 
Beurteilung der wirtschaftlichen Verhältnisse ist die Erfolgsüber-
sicht, soweit diese aufzustellen ist, zu berücksichtigen.“ 

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Jahresabschluß“ die Wörter 
„sowie, soweit diese aufzustellen sind“ eingefügt.  

bb) In Satz 2 wird das Wort „Abschlußprüfung“ durch die Wörter „Ab-
schlussprüfung nach Art. 107 GO“ ersetzt.  

d) In Abs. 4 Satz 3 werden nach dem Wort „Lagebericht“ die Wörter „ , so-
weit dieser aufzustellen ist,“ eingefügt. 

 

§ 6 

Änderung der Verordnung über die Wirtschaftsführung der kommunalen 
Krankenhäuser 

§ 11 der Verordnung über die Wirtschaftsführung der kommunalen Kranken-
häuser (WkKV) vom 11. März 1999 (GVBl. S. 132, BayRS 2023-8-I), die durch 
§ 4 der Verordnung vom 5. Oktober 2007 (GVBl. S. 707) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:  

1. Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:  

„1Für die Aufstellung eines Lageberichts finden die Vorschriften des Dritten 
Buches des Handelsgesetzbuchs entsprechende Anwendung, soweit nicht 
nach der Betriebssatzung oder der Unternehmenssatzung weitergehende 
Bestimmungen gelten. 2Die Erweiterung des Lageberichts um einen Nach-
haltigkeitsbericht und die Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts richten sich 
allein nach der Betriebssatzung oder der Unternehmenssatzung.“  

2. In Satz 3 Satzteil vor Nr. 1 werden nach dem Wort „Lagebericht“ die Wörter 
„ , sonst im Anhang des Jahresabschlusses,“ eingefügt.  

3. Die folgenden Sätze 4 und 5 werden angefügt:  

„4Soweit nach dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch die Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs erst ab einem be-
stimmten Zeitpunkt anzuwenden sind, gilt dies entsprechend auch bei der 
Anwendung von Satz 1. 5Die Sätze 1, 2 und 4 finden keine Anwendung, so-
weit in der Krankenhaus-Buchführungsverordnung abweichende Regelun-
gen getroffen sind.“  

 

§ 7 

Änderung der Verordnung über Kommunalunternehmen 

Die Verordnung über Kommunalunternehmen (KUV) vom 19. März 1998 
(GVBl. S. 220, BayRS 2023-15-I), die zuletzt durch § 1 Abs. 56 der Verordnung 
vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. In § 1 Abs. 1 wird die Angabe „GO“ durch die Wörter „der Gemeindeordnung 
– GO“ ersetzt.  
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2. § 22 wird wie folgt gefasst:  

„§ 22 

Jahresabschluss 

1Für den Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres ist ein Jahresabschluss in 
entsprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des Han-
delsgesetzbuchs (Erster und Zweiter Abschnitt) aufzustellen und zu prüfen, 
soweit nach dieser Verordnung oder der Unternehmenssatzung keine wei-
tergehenden Bestimmungen gelten. 2Art. 91 Abs. 1 Satz 2 GO und Art. 120b 
Abs. 4 GO bleiben unberührt.“  

3. Dem § 25 wird folgender Abs. 3 angefügt:  

„(3) 1Soweit der Jahresabschluss in entsprechender Anwendung der Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs nicht um einen An-
hang zu erweitern ist und auch nach der Unternehmenssatzung insoweit 
keine weitergehenden Bestimmungen gelten, findet Abs. 2 keine Anwen-
dung. 2Die entsprechende Anwendung von § 264 Abs. 1 Satz 5 Nr. 2 und 
§ 285 Nr. 9 Buchst. c HGB erfolgt nach Maßgabe des Abs. 1 Satz 2.“  

4. § 26 wird wie folgt geändert:  

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:  

„1Für die Aufstellung und die Prüfung eines Lageberichts finden die Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs unbeschadet des 
Art. 91 Abs. 1 Satz 2 GO und des Art. 120b Abs. 4 GO entsprechende 
Anwendung, soweit nach dieser Verordnung oder der Unternehmenssat-
zung keine weitergehenden Bestimmungen gelten.“  

b) In Satz 2 Satzteil vor Nr. 1 werden die Wörter „ist auch einzugehen“ durch 
die Wörter „ , sonst im Anhang, soweit der Jahresabschluss um diesen zu 
erweitern ist, muss auch eingegangen werden“ ersetzt.  

5. § 27 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Jahresabschluß“ die Wörter „so-
wie, soweit diese aufzustellen sind“ eingefügt.  

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Lagebericht“ die Wörter „ , soweit 
dieser aufzustellen ist,“ eingefügt.  

b) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:  

„(2) 1Bei der Abschlussprüfung nach Art. 107 GO ist auch zu prüfen, 
ob § 26 Satz 2 beachtet ist und ob die sonstigen Angaben im Lagebericht, 
soweit dieser aufzustellen ist, nicht eine falsche Vorstellung von der Lage 
des Kommunalunternehmens erwecken. 2Bei der Beurteilung der wirt-
schaftlichen Verhältnisse ist die Erfolgsübersicht, soweit diese aufzustellen 
ist, zu berücksichtigen.“ 

c) In Abs. 3 Satz 3 werden nach dem Wort „Lagebericht“ die Wörter „ , soweit 
dieser aufzustellen ist,“ eingefügt.  

 

§ 8 

Änderung der Verordnung über die Wirtschaftsführung der kommunalen 
Pflegeeinrichtungen 

§ 11 der Verordnung über die Wirtschaftsführung der kommunalen Pflege-
einrichtungen (WkPV) vom 3. März 1998 (GVBl. S. 132, BayRS 861-3-I), die zu-
letzt durch § 5 der Verordnung vom 5. Oktober 2007 (GVBl. S. 707) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:  

„1Für die Aufstellung eines Lageberichts finden die Vorschriften des Dritten 
Buches des Handelsgesetzbuchs entsprechende Anwendung, soweit nicht 
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nach der Betriebssatzung oder der Unternehmenssatzung weitergehende 
Bestimmungen gelten. 2Die Erweiterung des Lageberichts um einen Nach-
haltigkeitsbericht und die Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts richten sich 
allein nach der Betriebssatzung oder der Unternehmenssatzung.“  

2. In Satz 3 Satzteil vor Nr. 1 werden nach dem Wort „Lagebericht“ die Wörter 
„ , sonst im Anhang des Jahresabschlusses,“ eingefügt.  

3. Die folgenden Sätze 4 und 5 werden angefügt:  

„4Soweit nach dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch die Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs erst ab einem be-
stimmten Zeitpunkt anzuwenden sind, gilt dies entsprechend auch bei der 
Anwendung von Satz 1. 5Die Sätze 1, 2 und 4 finden keine Anwendung, so-
weit in der Pflege-Buchführungsverordnung abweichende Regelungen ge-
troffen sind.“  

 

§ 9 

Änderung des Spielbankgesetzes 

Das Spielbankgesetz (SpielbG) vom 26. Juli 1995 (GVBl. S. 350, BayRS 
2187-1-I), das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 22. April 2022 (GVBl. 
S. 147) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Art. 7 Abs. 7 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Satz 1. 

b) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„2Art. 7a bleibt unberührt.“ 

2. Nach Art. 7 wird folgender Art. 7a eingefügt: 

„Art. 7a 

Ausgleichsabgabe 

1Sofern die Spielbankabgabe nach Art. 7 Abs. 1 unter Berücksichtigung 
der Ermäßigung um die spielbetriebsbedingte Umsatzsteuer nach Art. 7 
Abs. 8 für Zeiträume ab dem 1. Januar 2025 niedriger ist als eine fiktive 
Steuerlast bei Nichtanwendung der Steuerbefreiungen für Spielbanken nach 
Bundesrecht und nach Art. 11 (fiktive Vergleichsberechnung), ist der Diffe-
renzbetrag als Ausgleichsabgabe an den Freistaat Bayern zu entrichten. 
2Bei der fiktiven Vergleichsberechnung sind die fiktive Körperschaftsteuer 
und die Kapitalertragsteuer jeweils zuzüglich Ergänzungsabgaben sowie die 
Gewerbesteuer zu berücksichtigen. 3Die Steuerlast nach Art. 7 Abs. 1 bleibt 
hierbei außer Ansatz.“ 

3. Art. 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 2 Satz 5 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „oder gemäß 
§ 87a AO oder mittels eines durch die oberste Finanzbehörde festgeleg-
ten, sicheren Verfahrens elektronisch zu übersenden.“ ersetzt. 

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 3 werden die Wörter „eines Monats“ durch die Wörter „sechs 
Monaten“ ersetzt. 

bb) In Satz 4 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „oder gemäß 
§ 87a AO oder mittels eines durch die oberste Finanzbehörde fest-
gelegten, sicheren Verfahrens elektronisch zu übersenden.“ ersetzt. 

c) Folgender Abs. 4 wird angefügt: 

„(4) 1Das Spielbankunternehmen hat der zuständigen Finanzbehörde 
neben der Steueranmeldung zur Spielbankabgabe für das Kalenderjahr 
spätestens sechs Monate nach Ablauf des Kalenderjahres eine fiktive 
Vergleichsberechnung nach Art. 7a, aus der es die zu entrichtende Aus-
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gleichsabgabe selbst berechnet, und eine darauf basierende Jahresan-
meldung für die Ausgleichsabgabe vorzulegen. 2Die Ausgleichsabgabe 
kann nicht negativ sein. 3Die Anmeldung ist von einer zur Vertretung des 
Spielbankunternehmens berechtigten Person eigenhändig zu unter-
schreiben oder gemäß § 87a AO oder mittels eines durch die oberste Fi-
nanzbehörde festgelegten, sicheren Verfahrens elektronisch zu übersen-
den. 4Sie gilt als Steueranmeldung im Sinne des § 168 AO. 5Wenn sich 
eine zu entrichtende Ausgleichsabgabe nach Satz 1 ergibt, hat das Spiel-
bankunternehmen den Betrag innerhalb eines Monats nach Eingang der 
Steueranmeldung zu entrichten (Ausgleichsabgabenzahlung). 6Ergibt 
sich keine Abweichung von der angemeldeten Ausgleichsabgabe, gilt 
§ 167 AO entsprechend.“ 

4. Art. 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 wird das Wort „wird“ durch die Wörter „und die Ausgleichsabgabe 
werden“ ersetzt. 

b) In Abs. 2 werden nach dem Wort „Spielbankabgabe“ die Wörter „und die 
Ausgleichsabgabe“ eingefügt.‘ 

4. Der bisherige § 2 wird § 10 und wie folgt geändert: 

1. Folgende Überschrift wird eingefügt: 

„Inkrafttreten“. 

2. Der Wortlaut wird Satz 1. 

3. Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„2Abweichend von Satz 1 tritt § 9 am 1. Januar 2025 in Kraft.“ 

 

Berichterstatter: Thomas Holz 
Mitberichterstatter: Jörg Baumann 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Si-
cherheit und Sport federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Verfassung, 
Recht, Parlamentsfragen und Integration und der Ausschuss für Staatshaus-
halt und Finanzfragen haben den Gesetzentwurf mitberaten. Der Ausschuss 
für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat den Gesetzent-
wurf endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf und die Änderungsan-
träge Drs. 19/2837 und Drs. 19/3265 in seiner 15. Sitzung am 25. September 
2024 beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: kein Votum 
mit den in I. enthaltenen Änderungen Z u s t im m u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/2837 und 19/3265 hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: kein Votum 
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Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Die Änderungsanträge haben durch die Aufnahme in I. ihre Erledigung gefun-
den. 

3. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf und die Änderungsanträge Drs. 19/2837 und Drs. 19/3265 
in seiner 13. Sitzung am 10. Oktober 2024 mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu g e s t im m t .  
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/2837 und 19/3265 hat der Aus-
schuss einstimmig Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Die Änderungsanträge haben durch die Aufnahme in I. ihre Erledigung gefun-
den. 

4. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Gesetzentwurf 
und die Änderungsanträge Drs. 19/2837 und Drs. 19/3265 in seiner 38. Sit-
zung am 17. Oktober 2024 mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss e i n s t im m i g  der Be-
schlussempfehlung des federführenden Ausschusses zugestimmt mit der 
Maßgabe, dass in § 1 nach dem Wort „alleinige“ das Wort „Wohnung“ und 
nach dem Wort „alleinigen“ das Wort „Wohnung“ eingefügt wird. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/2837 und 19/3265 hat der Aus-
schuss einstimmig Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Die Änderungsanträge haben durch die Aufnahme in I. ihre Erledigung gefun-
den. 

5. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf und die Änderungsanträge Drs. 19/2837 und Drs. 19/3265 
in seiner 16. Sitzung am 14. November 2024 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses unter Berücksich-
tigung der Stellungnahme des Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen erneut zu g e s t im m t  mit der Maßgabe, dass 

1. im Einleitungssatz des neuen § 2 das Anführungszeichen zwischen der 
Angabe ,(GVBl. S.‘ und der Angabe ,98)‘ gestrichen wird, 

2. im neuen § 5 Nr. 6 Buchst. b Doppelbuchst. bb das Wort ,und‘ nach den 
Wörtern ,die Sätze 1 und 2‘ eingefügt wird und 

3. als Datum des Inkrafttretens im neuen § 10 Satz 1 der „17. Dezember 
2024“ eingefügt wird. 

 

Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/3265 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
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 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefun-
den. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/2837 hat der Ausschuss einstim-
mig Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefun-
den. 

Florian Siekmann 
Stellvertretender Vorsitzender 
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Holger Dremel, Petra Guttenberger, Josef Zellmeier, Alfred 
Grob, Thomas Holz, Michael Hofmann, Martin Wagle, Daniel Artmann, Konrad 
Baur, Barbara Becker, Dr. Andrea Behr, Maximilian Böltl, Dr. Alexander Dietrich, 
Leo Dietz, Norbert Dünkel, Jürgen Eberwein, Dr. Stefan Ebner, Kristan Freiherr 
von Waldenfels, Thorsten Freudenberger, Sebastian Friesinger, Martina 
Gießübel, Patrick Grossmann, Josef Heisl, Dr. Gerhard Hopp, Petra Högl, Björn 
Jungbauer, Andreas Kaufmann, Manuel Knoll, Joachim Konrad, Harald Kühn, 
Stefan Meyer, Dr. Stephan Oetzinger, Thomas Pirner, Jenny Schack, Andreas 
Schalk, Martin Stock, Helmut Schnotz, Sascha Schnürer, Werner Stieglitz, Kerstin 
Schreyer, Karl Straub, Peter Tomaschko, Peter Wachler und Fraktion (CSU), 

Florian Streibl, Felix Locke, Bernhard Pohl, Tobias Beck, Martin Behringer, 
Dr. Martin Brunnhuber, Susann Enders, Stefan Frühbeißer, Johann Groß, 
Wolfgang Hauber, Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Marina Jakob, Michael 
Koller, Nikolaus Kraus, Josef Lausch, Christian Lindinger, Rainer Ludwig, Ulrike 
Müller, Prof. Dr. Michael Piazolo, Julian Preidl, Anton Rittel, Markus Saller, Martin 
Scharf, Werner Schießl, Gabi Schmidt, Roswitha Toso, Roland Weigert, Jutta 
Widmann, Benno Zierer, Felix Freiherr von Zobel, Thomas Zöller und Fraktion 
(FREIE WÄHLER) 

zum Gesetzentwurf der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, Roland Wei-
gert u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Holger Dremel, Thomas Holz, Michael Hofmann u.a. und Fraktion (CSU) 
zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes 
(Drs. 19/2598) 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. Der Überschrift werden die Wörter „und weiterer Rechtsvorschriften“ angefügt.  

2. In § 1 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Änderung des Kommunalabgabengesetzes“. 

3. Nach § 1 wird folgender § 2 eingefügt: 

‚§ 2 

Änderung des Spielbankgesetzes 

Das Spielbankgesetz (SpielbG) vom 26. Juli 1995 (GVBl. S. 350, BayRS 2187-
1-I), das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 22. April 2022 (GVBl. S. 147) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Art. 7 Abs. 7 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Satz 1. 

b) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„2Art. 7a bleibt unberührt.“ 
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2. Nach Art. 7 wird folgender Art. 7a eingefügt: 

„Art. 7a 

Ausgleichsabgabe 

1Sofern die Spielbankabgabe nach Art. 7 Abs. 1 unter Berücksichtigung der 
Ermäßigung um die spielbetriebsbedingte Umsatzsteuer nach Art. 7 Abs. 8 für 
Zeiträume ab dem 1. Januar 2025 niedriger ist als eine fiktive Steuerlast bei 
Nichtanwendung der Steuerbefreiungen für Spielbanken nach Bundesrecht und 
nach Art. 11 (fiktive Vergleichsberechnung), ist der Differenzbetrag als Aus-
gleichsabgabe an den Freistaat Bayern zu entrichten. 2Bei der fiktiven Ver-
gleichsberechnung sind die fiktive Körperschaftsteuer und die Kapitalertrag-
steuer jeweils zuzüglich Ergänzungsabgaben sowie die Gewerbesteuer zu be-
rücksichtigen. 3Die Steuerlast nach Art. 7 Abs. 1 bleibt hierbei außer Ansatz.“ 

3. Art. 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 2 Satz 5 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „oder gemäß 
§ 87a AO oder mittels eines durch die oberste Finanzbehörde festgelegten, 
sicheren Verfahrens elektronisch zu übersenden.“ ersetzt. 

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 3 werden die Wörter „eines Monats“ durch die Wörter „sechs 
Monaten“ ersetzt. 

bb) In Satz 4 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „oder gemäß 
§ 87a AO oder mittels eines durch die oberste Finanzbehörde festge-
legten, sicheren Verfahrens elektronisch zu übersenden.“ ersetzt. 

c) Folgender Abs. 4 wird angefügt: 

„(4) 1Das Spielbankunternehmen hat der zuständigen Finanzbehörde 
neben der Steueranmeldung zur Spielbankabgabe für das Kalenderjahr 
spätestens sechs Monate nach Ablauf des Kalenderjahres eine fiktive Ver-
gleichsberechnung nach Art. 7a, aus der es die zu entrichtende Ausgleichs-
abgabe selbst berechnet, und eine darauf basierende Jahresanmeldung für 
die Ausgleichsabgabe vorzulegen. 2Die Ausgleichsabgabe kann nicht nega-
tiv sein. 3Die Anmeldung ist von einer zur Vertretung des Spielbankunter-
nehmens berechtigten Person eigenhändig zu unterschreiben oder gemäß 
§ 87a AO oder mittels eines durch die oberste Finanzbehörde festgelegten, 
sicheren Verfahrens elektronisch zu übersenden. 4Sie gilt als Steueranmel-
dung im Sinne des § 168 AO. 5Wenn sich eine zu entrichtende Ausgleichs-
abgabe nach Satz 1 ergibt, hat das Spielbankunternehmen den Betrag in-
nerhalb eines Monats nach Eingang der Steueranmeldung zu entrichten 
(Ausgleichsabgabenzahlung). 6Ergibt sich keine Abweichung von der ange-
meldeten Ausgleichsabgabe, gilt § 167 AO entsprechend.“ 

4. Art. 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 wird das Wort „wird“ durch die Wörter „und die Ausgleichsabgabe 
werden“ ersetzt. 

b) In Abs. 2 werden nach dem Wort „Spielbankabgabe“ die Wörter „und die 
Ausgleichsabgabe“ eingefügt.‘ 

4. Der bisherige § 2 wird § 3 und wie folgt geändert: 

a) Folgende Überschrift wird eingefügt: 

„Inkrafttreten“. 

b) Der Wortlaut wird Satz 1. 

c) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„2Abweichend von Satz 1 tritt § 2 am 1. Januar 2025 in Kraft.“ 
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Begründung: 

A) Allgemeiner Teil 

Nach Art. 2 Abs. 2 des Spielbankgesetzes (SpielbG) darf nur dem Freistaat Bayern für 
einen Staatsbetrieb die Erlaubnis zum Betrieb einer Spielbank in Bayern erteilt werden. 
Gemäß der Spielbankerlaubnis des Staatsministeriums des Innern, für Sport und In-
tegration ist der Freistaat Bayern, vertreten durch die Staatliche Lotterie- und Spielbank-
verwaltung, der Spielbankunternehmer. In Bayern werden von der Staatlichen Lotterie- 
und Spielbankverwaltung insgesamt neun Spielbanken (mit einer Monopolstellung) be-
trieben. 

Die vorgesehenen Gesetzesänderungen erfolgen in Umsetzung des Beschlusses der 
Europäischen Kommission vom 20. Juni 2024 „Zu den Maßnahmen Staatliche Beihilfen 
SA.44944 (2019/C ex 2016/FC) und SA.53552 (2019/C ex 2019/FC) – Steuerliche Be-
handlung von Spielbankunternehmern und mutmaßlicher Garantie für Spielbankunter-
nehmer (Wirtschaftlichkeitsgarantie) – Deutschland“ [C (2024) 4183 final]. Die Europä-
ische Kommission stellt darin fest, dass Spielbankunternehmen durch die besonderen 
Steuervorschriften (Spielbankabgabe) ein potenzieller Vorteil gegenüber Spielhallenbe-
treibern, die nach den regulären Steuervorschriften (Ertragsteuern zzgl. der Ergän-
zungsabgaben (Solidaritätszuschlag) und Gewerbesteuer) besteuert werden, entste-
hen kann. Durch die Gesetzesänderung soll sichergestellt werden, dass ein in einem 
Kalenderjahr tatsächlich entstehender bzw. entstandener Vorteil durch die besonderen 
Steuerreglungen für Spielbankunternehmen im Vergleich zu den regulären Steuervor-
schriften durch eine Ausgleichsabgabe bereinigt wird. Durch die Gesetzesänderung soll 
demnach eine mögliche steuerliche Besserstellung der Spielbankunternehmer gegen-
über anderen Marktteilnehmern ausgeschlossen werden. 

Die Änderungen des Spielbankgesetzes zur Umsetzung des KOM-Beschlusses haben 
keinen Einfluss auf den Gemeindeanteil. 

Durch die Einführung eines Ausgleichsmechanismus entsteht sowohl auf Seiten der 
Staatlichen Lotterie- und Spielbankverwaltung (Spielbankunternehmer) als auch auf der 
Seite der Steuerverwaltung ein erhöhter Verwaltungsaufwand, der jedoch aufgrund der 
Vorgaben der KOM nicht vermieden werden kann. Eine Bezifferung der Kosten ist nicht 
möglich. Die Umsetzung erfolgt im Rahmen der verfügbaren Stellen und Ausgabemittel. 

Zur Umsetzung des Beschlusses der KOM muss das Spielbankgesetz mit Inkrafttreten 
zum 1. Januar 2025 angepasst werden. 

Die Gesetzgebungskompetenz folgt aus Art. 105 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes 
(GG). Der Bund hat von seiner konkurrierenden Gesetzgebungszuständigkeit keinen 
Gebrauch gemacht. 

Das Aufkommen an der Abgabe von Spielbanken steht dem Freistaat Bayern zu 
(Art. 106 Abs. 2 Nr. 5 GG). 

 

B) Besonderer Teil 

Zu § 2 (Änderung des Spielbankgesetzes) 

Zu Nr. 1 (Änderung Art. 7 SpielbG) 

Durch die Ergänzung wird klargestellt, dass auch im Falle einer Herabsetzung der Spiel-
bankabgabe zur Vermeidung unbilliger Härten in begründeten Einzelfällen durch das 
Staatsministerium der Finanzen und für Heimat eine Ausgleichsabgabe anfallen kann. 

Zu Nr. 2 (Neuer Art. 7a SpielbG) 

Um den Anforderungen der Europäischen Kommission Rechnung zu tragen, wird mit 
dem neuen Art. 7a SpielbG ab dem 1. Januar 2025 ein Ausgleichsmechanismus einge-
führt. Dieser stellt sicher, dass die steuerliche Belastung nach den Vorschriften des 
Spielbankgesetzes beginnend mit dem Kalenderjahr 2025, mindestens der steuerlichen 
Belastung nach den regulären Steuervorschriften entspricht. 

In Bayern dürfen Spielbanken nach Art. 2 Abs. 2 SpielbG nur vom Freistaat Bayern be-
trieben werden. Bei der fiktiven Besteuerung sind daher die für Betriebe gewerblicher 
Art geltenden Vorschriften anzuwenden. 
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Der neue Art. 7a SpielbG beschreibt die künftig von dem Spielbankunternehmen je Ka-
lenderjahr durchzuführende fiktive Vergleichsberechnung zur Feststellung, ob eine Aus-
gleichsabgabe zu entrichten ist. Betrachtungszeitraum ist das abgelaufene Kalender-
jahr. Der fiktiven Vergleichsberechnung ist das (konsolidierte) Ergebnis des Spiel-
bankunternehmens zugrunde zu legen. Bei der Ermittlung der fiktiven Steuerlast sind 
grundsätzlich die Vorschriften der einschlägigen Steuergesetze zu beachten. 

Eine Ausgleichsabgabe ist nur in dem Fall zu entrichten, in dem die fiktive Besteuerung 
nach den regulären Steuervorschriften (insbesondere Körperschaftsteuer und Kapital-
ertragsteuer jeweils zzgl. Ergänzungsabgaben (Solidaritätszuschlag) und Gewerbe-
steuer) die Besteuerung nach den besonderen Steuervorschriften (Spielbankabgabe) 
übersteigt. 

Zur fiktiven Besteuerung der Anteilseignerebene (Freistaat Bayern) mit Kapitalertrag-
steuer wird auf § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b des Einkommensteuergesetzes (EStG) 
i. V. m. § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7c EStG i. V. m. § 43a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG in der 
jeweils geltenden Fassung verwiesen. Auf § 4 Satz 1 des Solidaritätszuschlaggesetzes 
(SolzG) in der jeweils geltenden Fassung wird hingewiesen. Diese sind ebenfalls in die 
fiktive Vergleichsberechnung mit einzubeziehen. Mit der Besteuerung sind Körper-
schaftsteuer und Solidaritätszuschlag abgegolten (§ 32 Abs. 1 i. V. m. § 2 Nr. 2 des 
Körperschaftsteuergesetzes und § 1 Abs. 3 SolzG in der jeweils geltenden Fassung). 

Bezüglich der Umsatzsteuer genügt eine rein nachrichtliche Mitteilung in der fiktiven 
Vergleichsberechnung, da die spielbetriebsbedingten Umsätze gemäß Art. 7 Abs. 8 
SpielbG auch nach den besonderen Steuervorschriften der Umsatzbesteuerung nach 
dem Umsatzsteuergesetz unterliegen. 

Bei der Gewerbesteuer sind die Vorschriften über die Gewerbesteuerzerlegung anzu-
wenden und die fiktive Gewerbesteuer unter Berücksichtigung der Hebesätze der be-
teiligten Sitzgemeinden zu ermitteln. 

In Bayern darf gemäß Art. 3 Abs. 3 Satz 1 des Kommunalabgabengesetzes eine Ver-
gnügungsteuer nicht erhoben werden. Daher ist diese auch nicht in die fiktive Ver-
gleichsberechnung einzubeziehen. 

Zu Nr. 3 (Änderung Art. 9 SpielbG) 

Zu Buchst. a und b Doppelbuchst. bb (Änderung Art. 9 Abs. 2 Satz 5 und Abs. 3 Satz 4 
SpielbG) 

Durch die Ergänzungen wird klargestellt, dass alternativ zur eigenhändigen Unterschrift 
der Steueranmeldungen die elektronische Abgabe über ELSTER (als sonstige Nach-
richt) oder mittels eines durch die oberste Finanzbehörde festgelegten, sicheren Ver-
fahrens zulässig ist. 

Zu Buchst. b Doppelbuchst. aa (Änderung Art. 9 Abs. 3 Satz 3 SpielbG) 

Die Frist zur Vorlage der Jahresanmeldung zur Spielbankabgabe wird auf den 30. Juni 
eines Kalenderjahres verschoben, um einen Gleichlauf mit der Jahresanmeldung für 
die Ausgleichsabgabe zu erreichen und ausreichend Zeit für deren Erstellung einzuräu-
men. 

Zu Buchst. c (Neuer Abs. 4 des Art. 9 SpielbG) 

Es werden die Anmeldemodalitäten der Ausgleichsabgabe geregelt. Die Jahresanmel-
dung für die Ausgleichsabgabe kann Null Euro betragen. Eine negative Jahresanmel-
dung für die Ausgleichsabgabe ist nicht möglich. 

Außerdem wird (wie zu Buchst. a und b Doppelbuchst. bb) klargestellt, dass alternativ 
zur eigenhändigen Unterschrift der Steueranmeldungen die elektronische Abgabe über 
ELSTER (als sonstige Nachricht) oder mittels eines durch die oberste Finanzbehörde 
festgelegten, sicheren Verfahrens zulässig ist. 

Zu Nr. 4 (Änderung Art. 10 SpielbG) 

Es wird die Ausgleichsabgabe mit aufgeführt. Hierbei handelt es sich um eine Folgeän-
derung zu Nr. 2 (Einführung einer Ausgleichsabgabe mit Art. 7a SpielbG-E). 
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Zu Nr. 4 (Änderung § 3) 

Zu Satz 2 

Die Änderung des Spielbankgesetzes tritt aufgrund Art. 2 Abs. 5 des Beschlusses der 
KOM vom 20. Juni 2024 [C (2024) 4183 final] am 1. Januar 2025 in Kraft. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

1. Gesetzentwurf der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, Roland Wei-
gert u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Holger Dremel, Thomas Holz, Michael Hofmann u.a. und Fraktion (CSU) 

Drs. 19/2598 

zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Holger Dremel, Dr. Gerhard Hopp, Bern-
hard Seidenath u.a. und Fraktion (CSU), 
Florian Streibl, Felix Locke, Roland Weigert u.a. und Fraktion (FREIE WÄH-
LER) 

Drs. 19/2837 

zum Gesetzentwurf der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, Roland 
Weigert u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Holger Dremel, Thomas Holz, Michael Hofmann u.a. und Fraktion (CSU) 
zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes 
(Drs. 19/2598) 

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Holger Dremel, Petra Guttenberger, Jo-
sef Zellmeier u.a. und Fraktion (CSU), 
Florian Streibl, Felix Locke, Bernhard Pohl u.a. und Fraktion (FREIE WÄH-
LER) 

Drs. 19/3265 

zum Gesetzentwurf der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, Roland 
Weigert u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) Holger Dremel, Thomas Holz, Mi-
chael Hofmann u.a. und Fraktion (CSU) zur Änderung des Kommunalabga-
bengesetzes 
(Drs. 19/2598) 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen durchgeführt werden: 

1. Der Überschrift werden die Wörter „und weiterer Rechtsvorschriften“ angefügt.  

2. In § 1 wird folgende Überschrift eingefügt:  
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„Änderung des Kommunalabgabengesetzes“. 

3. Nach § 1 werden die folgenden §§ 2 bis 9 eingefügt:  

‚§ 2 

Änderung der Gemeindeordnung 

 Die Gemeindeordnung (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. August 1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch § 1 
Abs. 6 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. „98) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:  

1. Art. 91 Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

a) Der Wortlaut wird Satz 1 und die Wörter „nach den für große Kapitalge-
sellschaften geltenden Vorschriften“ werden durch die Wörter „in ent-
sprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches“ ersetzt 
und nach den Wörtern „weitergehende gesetzliche Vorschriften“ werden 
die Wörter „oder weitergehende Bestimmungen der Unternehmenssat-
zung“ eingefügt.  

b) Folgender Satz 2 wird angefügt:  

„2Die Erweiterung des Lageberichts um einen Nachhaltigkeitsbericht 
und die Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts richten sich allein nach der 
Unternehmenssatzung.“ 

2. Art. 94 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:  

a) Nr. 2 wird aufgehoben.  

b) Die bisherigen Nrn. 3 bis 5 werden die Nrn. 2 bis 4.  

3. Art. 107 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:  

„(1) Bei Eigenbetrieben und Kommunalunternehmen sollen der Jah-
resabschluss und der Lagebericht, soweit dieser aufzustellen ist, spä-
testens innerhalb von neun Monaten nach Schluss des Wirtschaftsjah-
res durch einen sachverständigen Prüfer (Abschlussprüfer) in entspre-
chender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des Handels-
gesetzbuchs geprüft sein.“  

b) In Abs. 3 Satz 1 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „ , soweit die-
ser aufzustellen ist.“ ersetzt.  

4. Dem Art. 120b wird folgender Abs. 4 angefügt:  

„(4) Soweit nach dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch 
die Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs erst ab ei-
nem bestimmten Zeitpunkt anzuwenden sind, gilt dies entsprechend auch 
bei der Anwendung des Art. 91 Abs. 1 Satz 1 und des Art. 107 Abs. 1.“  

 

§ 3 

Änderung der Landkreisordnung 

Die Landkreisordnung (LKrO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. August 1998 (GVBl. S. 826, BayRS 2020-3-1-I), die zuletzt durch § 1 
Abs. 8 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:  

1. Art. 79 Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

a) Der Wortlaut wird Satz 1 und die Wörter „nach den für große Kapitalge-
sellschaften geltenden Vorschriften“ werden durch die Wörter „in ent-
sprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches“ ersetzt 
und nach den Wörtern „weitergehende gesetzliche Vorschriften“ werden 
die Wörter „oder weitergehende Bestimmungen der Unternehmenssat-
zung“ eingefügt.  
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b) Folgender Satz 2 wird angefügt:  

„2Die Erweiterung des Lageberichts um einen Nachhaltigkeitsbericht 
und die Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts richten sich allein nach der 
Unternehmenssatzung.“  

2. Art. 82 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:  

a) Nr. 2 wird aufgehoben.  

b) Die bisherigen Nrn. 3 bis 5 werden die Nrn. 2 bis 4.  

3. Art. 93 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:  

„(1) Bei Eigenbetrieben und Kommunalunternehmen sollen der Jah-
resabschluss und der Lagebericht, soweit dieser aufzustellen ist, spä-
testens innerhalb von neun Monaten nach Schluss des Wirtschaftsjah-
res durch einen sachverständigen Prüfer (Abschlussprüfer) in entspre-
chender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des Handels-
gesetzbuchs geprüft sein.“  

b) In Abs. 3 Satz 1 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „ , soweit die-
ser aufzustellen ist.“ ersetzt.  

4. Dem Art. 106b wird folgender Abs. 3 angefügt:  

„(3) Soweit nach dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch die 
Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs erst ab einem 
bestimmten Zeitpunkt anzuwenden sind, gilt dies entsprechend auch bei 
der Anwendung des Art. 79 Abs. 1 Satz 1 und des Art. 93 Abs. 1.“ 

 

§ 4 

Änderung der Bezirksordnung 

Die Bezirksordnung (BezO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. August 1998 (GVBl. S. 850, BayRS 2020-4-2-I), die zuletzt durch § 1 
Abs. 9 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:  

1. Art. 77 Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

a) Der Wortlaut wird Satz 1 und die Wörter „nach den für große Kapitalge-
sellschaften geltenden Vorschriften“ werden durch die Wörter „in ent-
sprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches“ ersetzt 
und nach den Wörtern „weitergehende gesetzliche Vorschriften“ werden 
die Wörter „oder weitergehende Bestimmungen der Unternehmenssat-
zung“ eingefügt.  

b) Folgender Satz 2 wird angefügt:  

„2Die Erweiterung des Lageberichts um einen Nachhaltigkeitsbericht 
und die Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts richten sich allein nach der 
Unternehmenssatzung.“ 

2. Art. 80 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:  

a) Nr. 2 wird aufgehoben.  

b) Die bisherigen Nrn. 3 bis 5 werden die Nrn. 2 bis 4.  

3. Art. 89 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:  

„(1) Bei Eigenbetrieben und Kommunalunternehmen sollen der Jah-
resabschluss und der Lagebericht, soweit dieser aufzustellen ist, spä-
testens innerhalb von neun Monaten nach Schluss des Wirtschaftsjah-
res durch einen sachverständigen Prüfer (Abschlussprüfer) in entspre-
chender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des Handels-
gesetzbuchs geprüft sein.“  
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b) In Abs. 3 Satz 1 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „ , soweit die-
ser aufzustellen ist.“ ersetzt.  

4. Dem Art. 101b wird folgender Abs. 3 angefügt:  

„(3) Soweit nach dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch die 
Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs erst ab einem 
bestimmten Zeitpunkt anzuwenden sind, gilt dies entsprechend auch bei 
der Anwendung des Art. 77 Abs. 1 Satz 1 und des Art. 89 Abs. 1.“  

 

§ 5 

Änderung der Eigenbetriebsverordnung 

Die Eigenbetriebsverordnung (EBV) vom 29. Mai 1987 (GVBl. S. 195, 
BayRS 2023-7-I), die zuletzt durch § 1 Abs. 55 der Verordnung vom 26. März 
2019 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen.  

2.  In § 1 Abs. 1 wird die Angabe „GO“ durch die Wörter „der Gemeindeord-
nung – GO“ ersetzt.  

3. § 20 wird wie folgt gefasst:  

„§ 20 

Jahresabschluss 

1Für den Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres ist ein Jahresabschluss in 
entsprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuchs (Erster und Zweiter Abschnitt) aufzustellen und zu 
prüfen, soweit nach dieser Verordnung oder der Betriebssatzung keine 
weitergehenden Bestimmungen gelten. 2Art. 91 Abs. 1 Satz 2 GO und 
Art. 120b Abs. 4 GO finden entsprechende Anwendung.“ 

4. Dem § 23 wird folgender Abs. 3 angefügt:  

„(3) 1Soweit der Jahresabschluss in entsprechender Anwendung der 
Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs nicht um einen 
Anhang zu erweitern ist und auch nach der Betriebssatzung insoweit keine 
weitergehenden Bestimmungen gelten, findet Abs. 2 keine Anwendung. 
2Die entsprechende Anwendung von § 264 Abs. 1 Satz 5 Nr. 2 und § 285 
Nr. 9 Buchst. c HGB erfolgt nach Maßgabe des Abs. 1 Satz 2.“  

5. § 24 wird wie folgt geändert:  

a) Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:  

„1Für die Aufstellung und die Prüfung eines Lageberichts finden die Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs entsprechende 
Anwendung, soweit nach dieser Verordnung oder der Betriebssatzung 
keine weitergehenden Bestimmungen gelten. 2Art. 91 Abs. 1 Satz 2 GO 
und Art. 120b Abs. 4 GO finden entsprechende Anwendung.“  

b) In Satz 3 Satzteil vor Nr. 1 werden die Wörter „ist auch einzugehen“ 
durch die Wörter „ , sonst im Anhang, soweit der Jahresabschluss um 
diesen zu erweitern ist, muss auch eingegangen werden“ ersetzt.  

6. § 25 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Jahresabschluß“ die Wörter 
„sowie, soweit diese aufzustellen sind“ eingefügt.  

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Lagebericht“ die Wörter „ , so-
weit dieser aufzustellen ist,“ eingefügt.  

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:  

aa) Satz 1 wird aufgehoben.  
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bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die Sätze 1 und 2 wie folgt 
gefasst:  

„1Bei der Abschlussprüfung nach Art. 107 GO ist auch zu prüfen, 
ob § 24 Satz 3 beachtet ist und ob, soweit ein Lagebericht aufzu-
stellen ist, sonstige Angaben im Lagebericht nicht eine falsche 
Vorstellung von der Lage des Eigenbetriebs erwecken. 2Bei der 
Beurteilung der wirtschaftlichen Verhältnisse ist die Erfolgsüber-
sicht, soweit diese aufzustellen ist, zu berücksichtigen.“ 

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Jahresabschluß“ die Wörter 
„sowie, soweit diese aufzustellen sind“ eingefügt.  

bb) In Satz 2 wird das Wort „Abschlußprüfung“ durch die Wörter „Ab-
schlussprüfung nach Art. 107 GO“ ersetzt.  

d) In Abs. 4 Satz 3 werden nach dem Wort „Lagebericht“ die Wörter „ , so-
weit dieser aufzustellen ist,“ eingefügt. 

 

§ 6 

Änderung der Verordnung über die Wirtschaftsführung der kommunalen 
Krankenhäuser 

§ 11 der Verordnung über die Wirtschaftsführung der kommunalen Kranken-
häuser (WkKV) vom 11. März 1999 (GVBl. S. 132, BayRS 2023-8-I), die durch 
§ 4 der Verordnung vom 5. Oktober 2007 (GVBl. S. 707) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:  

1. Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:  

„1Für die Aufstellung eines Lageberichts finden die Vorschriften des Dritten 
Buches des Handelsgesetzbuchs entsprechende Anwendung, soweit nicht 
nach der Betriebssatzung oder der Unternehmenssatzung weitergehende 
Bestimmungen gelten. 2Die Erweiterung des Lageberichts um einen Nach-
haltigkeitsbericht und die Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts richten sich 
allein nach der Betriebssatzung oder der Unternehmenssatzung.“  

2. In Satz 3 Satzteil vor Nr. 1 werden nach dem Wort „Lagebericht“ die Wörter 
„ , sonst im Anhang des Jahresabschlusses,“ eingefügt.  

3. Die folgenden Sätze 4 und 5 werden angefügt:  

„4Soweit nach dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch die Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs erst ab einem be-
stimmten Zeitpunkt anzuwenden sind, gilt dies entsprechend auch bei der 
Anwendung von Satz 1. 5Die Sätze 1, 2 und 4 finden keine Anwendung, so-
weit in der Krankenhaus-Buchführungsverordnung abweichende Regelun-
gen getroffen sind.“  

 

§ 7 

Änderung der Verordnung über Kommunalunternehmen 

Die Verordnung über Kommunalunternehmen (KUV) vom 19. März 1998 
(GVBl. S. 220, BayRS 2023-15-I), die zuletzt durch § 1 Abs. 56 der Verordnung 
vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. In § 1 Abs. 1 wird die Angabe „GO“ durch die Wörter „der Gemeindeordnung 
– GO“ ersetzt.  
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2. § 22 wird wie folgt gefasst:  

„§ 22 

Jahresabschluss 

1Für den Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres ist ein Jahresabschluss in 
entsprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des Han-
delsgesetzbuchs (Erster und Zweiter Abschnitt) aufzustellen und zu prüfen, 
soweit nach dieser Verordnung oder der Unternehmenssatzung keine wei-
tergehenden Bestimmungen gelten. 2Art. 91 Abs. 1 Satz 2 GO und Art. 120b 
Abs. 4 GO bleiben unberührt.“  

3. Dem § 25 wird folgender Abs. 3 angefügt:  

„(3) 1Soweit der Jahresabschluss in entsprechender Anwendung der Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs nicht um einen An-
hang zu erweitern ist und auch nach der Unternehmenssatzung insoweit 
keine weitergehenden Bestimmungen gelten, findet Abs. 2 keine Anwen-
dung. 2Die entsprechende Anwendung von § 264 Abs. 1 Satz 5 Nr. 2 und 
§ 285 Nr. 9 Buchst. c HGB erfolgt nach Maßgabe des Abs. 1 Satz 2.“  

4. § 26 wird wie folgt geändert:  

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:  

„1Für die Aufstellung und die Prüfung eines Lageberichts finden die Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs unbeschadet des 
Art. 91 Abs. 1 Satz 2 GO und des Art. 120b Abs. 4 GO entsprechende 
Anwendung, soweit nach dieser Verordnung oder der Unternehmenssat-
zung keine weitergehenden Bestimmungen gelten.“  

b) In Satz 2 Satzteil vor Nr. 1 werden die Wörter „ist auch einzugehen“ durch 
die Wörter „ , sonst im Anhang, soweit der Jahresabschluss um diesen zu 
erweitern ist, muss auch eingegangen werden“ ersetzt.  

5. § 27 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Jahresabschluß“ die Wörter „so-
wie, soweit diese aufzustellen sind“ eingefügt.  

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Lagebericht“ die Wörter „ , soweit 
dieser aufzustellen ist,“ eingefügt.  

b) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:  

„(2) 1Bei der Abschlussprüfung nach Art. 107 GO ist auch zu prüfen, 
ob § 26 Satz 2 beachtet ist und ob die sonstigen Angaben im Lagebericht, 
soweit dieser aufzustellen ist, nicht eine falsche Vorstellung von der Lage 
des Kommunalunternehmens erwecken. 2Bei der Beurteilung der wirt-
schaftlichen Verhältnisse ist die Erfolgsübersicht, soweit diese aufzustellen 
ist, zu berücksichtigen.“ 

c) In Abs. 3 Satz 3 werden nach dem Wort „Lagebericht“ die Wörter „ , soweit 
dieser aufzustellen ist,“ eingefügt.  

 

§ 8 

Änderung der Verordnung über die Wirtschaftsführung der kommunalen 
Pflegeeinrichtungen 

§ 11 der Verordnung über die Wirtschaftsführung der kommunalen Pflege-
einrichtungen (WkPV) vom 3. März 1998 (GVBl. S. 132, BayRS 861-3-I), die zu-
letzt durch § 5 der Verordnung vom 5. Oktober 2007 (GVBl. S. 707) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:  

„1Für die Aufstellung eines Lageberichts finden die Vorschriften des Dritten 
Buches des Handelsgesetzbuchs entsprechende Anwendung, soweit nicht 
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nach der Betriebssatzung oder der Unternehmenssatzung weitergehende 
Bestimmungen gelten. 2Die Erweiterung des Lageberichts um einen Nach-
haltigkeitsbericht und die Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts richten sich 
allein nach der Betriebssatzung oder der Unternehmenssatzung.“  

2. In Satz 3 Satzteil vor Nr. 1 werden nach dem Wort „Lagebericht“ die Wörter 
„ , sonst im Anhang des Jahresabschlusses,“ eingefügt.  

3. Die folgenden Sätze 4 und 5 werden angefügt:  

„4Soweit nach dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch die Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs erst ab einem be-
stimmten Zeitpunkt anzuwenden sind, gilt dies entsprechend auch bei der 
Anwendung von Satz 1. 5Die Sätze 1, 2 und 4 finden keine Anwendung, so-
weit in der Pflege-Buchführungsverordnung abweichende Regelungen ge-
troffen sind.“  

 

§ 9 

Änderung des Spielbankgesetzes 

Das Spielbankgesetz (SpielbG) vom 26. Juli 1995 (GVBl. S. 350, BayRS 
2187-1-I), das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 22. April 2022 (GVBl. 
S. 147) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Art. 7 Abs. 7 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Satz 1. 

b) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„2Art. 7a bleibt unberührt.“ 

2. Nach Art. 7 wird folgender Art. 7a eingefügt: 

„Art. 7a 

Ausgleichsabgabe 

1Sofern die Spielbankabgabe nach Art. 7 Abs. 1 unter Berücksichtigung 
der Ermäßigung um die spielbetriebsbedingte Umsatzsteuer nach Art. 7 
Abs. 8 für Zeiträume ab dem 1. Januar 2025 niedriger ist als eine fiktive 
Steuerlast bei Nichtanwendung der Steuerbefreiungen für Spielbanken nach 
Bundesrecht und nach Art. 11 (fiktive Vergleichsberechnung), ist der Diffe-
renzbetrag als Ausgleichsabgabe an den Freistaat Bayern zu entrichten. 
2Bei der fiktiven Vergleichsberechnung sind die fiktive Körperschaftsteuer 
und die Kapitalertragsteuer jeweils zuzüglich Ergänzungsabgaben sowie die 
Gewerbesteuer zu berücksichtigen. 3Die Steuerlast nach Art. 7 Abs. 1 bleibt 
hierbei außer Ansatz.“ 

3. Art. 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 2 Satz 5 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „oder gemäß 
§ 87a AO oder mittels eines durch die oberste Finanzbehörde festgeleg-
ten, sicheren Verfahrens elektronisch zu übersenden.“ ersetzt. 

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 3 werden die Wörter „eines Monats“ durch die Wörter „sechs 
Monaten“ ersetzt. 

bb) In Satz 4 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „oder gemäß 
§ 87a AO oder mittels eines durch die oberste Finanzbehörde fest-
gelegten, sicheren Verfahrens elektronisch zu übersenden.“ ersetzt. 

c) Folgender Abs. 4 wird angefügt: 

„(4) 1Das Spielbankunternehmen hat der zuständigen Finanzbehörde 
neben der Steueranmeldung zur Spielbankabgabe für das Kalenderjahr 
spätestens sechs Monate nach Ablauf des Kalenderjahres eine fiktive 
Vergleichsberechnung nach Art. 7a, aus der es die zu entrichtende Aus-
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gleichsabgabe selbst berechnet, und eine darauf basierende Jahresan-
meldung für die Ausgleichsabgabe vorzulegen. 2Die Ausgleichsabgabe 
kann nicht negativ sein. 3Die Anmeldung ist von einer zur Vertretung des 
Spielbankunternehmens berechtigten Person eigenhändig zu unter-
schreiben oder gemäß § 87a AO oder mittels eines durch die oberste Fi-
nanzbehörde festgelegten, sicheren Verfahrens elektronisch zu übersen-
den. 4Sie gilt als Steueranmeldung im Sinne des § 168 AO. 5Wenn sich 
eine zu entrichtende Ausgleichsabgabe nach Satz 1 ergibt, hat das Spiel-
bankunternehmen den Betrag innerhalb eines Monats nach Eingang der 
Steueranmeldung zu entrichten (Ausgleichsabgabenzahlung). 6Ergibt 
sich keine Abweichung von der angemeldeten Ausgleichsabgabe, gilt 
§ 167 AO entsprechend.“ 

4. Art. 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 wird das Wort „wird“ durch die Wörter „und die Ausgleichsabgabe 
werden“ ersetzt. 

b) In Abs. 2 werden nach dem Wort „Spielbankabgabe“ die Wörter „und die 
Ausgleichsabgabe“ eingefügt.‘ 

4. Der bisherige § 2 wird § 10 und wie folgt geändert: 

1. Folgende Überschrift wird eingefügt: 

„Inkrafttreten“. 

2. Der Wortlaut wird Satz 1. 

3. Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„2Abweichend von Satz 1 tritt § 9 am 1. Januar 2025 in Kraft.“ 

 

Berichterstatter: Thomas Holz 
Mitberichterstatter: Jörg Baumann 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Si-
cherheit und Sport federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Verfassung, 
Recht, Parlamentsfragen und Integration und der Ausschuss für Staatshaus-
halt und Finanzfragen haben den Gesetzentwurf mitberaten. Der Ausschuss 
für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat den Gesetzent-
wurf endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf und die Änderungsan-
träge Drs. 19/2837 und Drs. 19/3265 in seiner 15. Sitzung am 25. September 
2024 beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: kein Votum 
mit den in I. enthaltenen Änderungen Z u s t im m u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/2837 und 19/3265 hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: kein Votum 
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Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Die Änderungsanträge haben durch die Aufnahme in I. ihre Erledigung gefun-
den. 

3. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf und die Änderungsanträge Drs. 19/2837 und Drs. 19/3265 
in seiner 13. Sitzung am 10. Oktober 2024 mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu g e s t im m t .  
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/2837 und 19/3265 hat der Aus-
schuss einstimmig Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Die Änderungsanträge haben durch die Aufnahme in I. ihre Erledigung gefun-
den. 

4. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Gesetzentwurf 
und die Änderungsanträge Drs. 19/2837 und Drs. 19/3265 in seiner 38. Sit-
zung am 17. Oktober 2024 mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss e i n s t im m i g  der Be-
schlussempfehlung des federführenden Ausschusses zugestimmt mit der 
Maßgabe, dass in § 1 nach dem Wort „alleinige“ das Wort „Wohnung“ und 
nach dem Wort „alleinigen“ das Wort „Wohnung“ eingefügt wird. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/2837 und 19/3265 hat der Aus-
schuss einstimmig Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Die Änderungsanträge haben durch die Aufnahme in I. ihre Erledigung gefun-
den. 

5. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf und die Änderungsanträge Drs. 19/2837 und Drs. 19/3265 
in seiner 16. Sitzung am 14. November 2024 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses unter Berücksich-
tigung der Stellungnahme des Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen erneut zu g e s t im m t  mit der Maßgabe, dass 

1. im Einleitungssatz des neuen § 2 das Anführungszeichen zwischen der 
Angabe ,(GVBl. S.‘ und der Angabe ,98)‘ gestrichen wird, 

2. im neuen § 5 Nr. 6 Buchst. b Doppelbuchst. bb das Wort ,und‘ nach den 
Wörtern ,die Sätze 1 und 2‘ eingefügt wird und 

3. als Datum des Inkrafttretens im neuen § 10 Satz 1 der „17. Dezember 
2024“ eingefügt wird. 

 

Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/3265 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
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 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefun-
den. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/2837 hat der Ausschuss einstim-
mig Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefun-
den. 

Florian Siekmann 
Stellvertretender Vorsitzender 
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Gesetzentwurf 

der Staatsregierung 

zur Erleichterung des Ehrenamts 

A) Problem 

Das Ehrenamt ist in vielen Lebensbereichen unverzichtbar für ein lebendiges soziales 
Miteinander und fördert den Zusammenhalt in Staat und Gesellschaft. Ohne den Ein-
satz Ehrenamtlicher wären viele Leistungen der sozialen Fürsorge, etwa bei der Kin-
derbetreuung oder für Hilfsbedürftige, so nicht möglich. Die Kultur und Brauchtums-
pflege sowie der Sport sind auf ihren Einsatz ebenso angewiesen wie die Aufrechter-
haltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung auf den Einsatz der zahlreichen ehren-
amtlichen Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren oder in den Rettungsdiensten. Die 
Bayerische Verfassung verpflichtet Staat und Kommunen daher, den Einsatz des Eh-
renamts für das Gemeinwohl zu fördern. Ehrenamtliches Engagement wird aber oftmals 
durch bürokratische Hürden erschwert. Solche Hürden im Rahmen des Möglichen ab-
zubauen, fördert das Ehrenamt und mehrt seinen Nutzen für das Gemeinwohl. 

 

B) Lösung 

Mit dem Gesetz zur Erleichterung des Ehrenamts werden alle bayerischen Behörden 
verpflichtet, bei ihrer Verwaltungstätigkeit zu berücksichtigen, dass der ehrenamtliche 
Einsatz für das Gemeinwohl zu fördern ist. Durch die Aufnahme dieser Verpflichtung in 
das Bayerische Verwaltungsverfahrensgesetz soll der Bedeutung ehrenamtlicher Betä-
tigung bei der Ausgestaltung und Durchführung von Verwaltungsverfahren möglichst 
umfassend Rechnung getragen werden. 

Um dem Verfahrensgrundsatz „Vertrauen bekommt, wer Vertrauen verdient“ einen 
rechtlichen Rahmen zu geben, sollen ferner ehrenamtliche Veranstaltungen für das Ge-
meinwohl durch eine Regelung im Landesstraf- und Verordnungsgesetz unter bestimm-
ten Voraussetzungen von Anzeige- und Genehmigungspflichten freigestellt werden.  

Außerdem wird den Angehörigen der gemeindlichen Sicherheitsbehörden die Möglich-
keit gegeben, bei Einsatz- und Übungsstellen sowie bei Veranstaltungen die nötige Ver-
kehrsregelung zu übernehmen und so Polizei und Freiwillige Feuerwehr zu entlasten. 
Zugleich werden die entsprechenden Befugnisse zur Sicherung von Veranstaltungen in 
einfach gelagerten Fällen und bei übersichtlichen Verkehrsverhältnissen auf von den 
Gemeinden hierfür beauftragte, ehrenamtlich tätige Personen übertragen. 

Die bisherige Einschränkung ehrenamtlicher Tätigkeit für Mitglieder der Staatsregierung 
wird gestrichen. 

 

C) Alternativen 

Keine 

 

D) Kosten 

Durch die vorgesehenen kostenrechtlichen Änderungen können im Einzelfall geringe 
Kostenmindereinnahmen für Staat und Kommunen entstehen. Im Übrigen fallen keine 
Kosten an. 
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Gesetzentwurf 

zur Erleichterung des Ehrenamts 

 

§ 1 

Änderung des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 

Der Siebte Teil des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) in 
der in der Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 2010-1-I) veröffentlichten bereinigten 
Fassung, das zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 23. Dezember 2022 (GVBl. S. 718) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Der Überschrift des Abschnitts I werden die Wörter „im Verwaltungsverfahren“ an-
gefügt. 

2. Art. 81 wird wie folgt geändert: 

a) Der Überschrift werden die Wörter „im Verwaltungsverfahren“ angefügt. 

b) Im Wortlaut wird die Angabe „87“ durch die Angabe „86“ ersetzt. 

3. Nach Abschnitt I wird folgender Abschnitt Ia eingefügt: 

„Abschnitt Ia 

Ehrenamtliche Tätigkeit und Verwaltungsverfahren 

Art. 87 

Berücksichtigung des ehrenamtlichen Einsatzes für das Gemeinwohl 

1Die Behörden haben bei ihrer Verwaltungstätigkeit zu berücksichtigen, dass 
der ehrenamtliche Einsatz für das Gemeinwohl zu fördern ist. 2Das gilt insbesondere 
für eine einfache, zweckmäßige und zügige Durchführung von Verwaltungsverfah-
ren sowie bei der Ausübung von Ermessen.“ 

 

§ 2 

Änderung des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes 

Der Dritte Teil des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes (LStVG) in der in der 
Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 2011-2-I) veröffentlichten bereinigten Fassung, 
das zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 23. Juli 2024 (GVBl. S. 247) und durch § 2 des 
Gesetzes vom 23. Juli 2024 (GVBl. S. 254) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift des Abschnitts 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Abschnitt 

Ehrenamtliche Veranstaltungen“. 

2. Vor Art. 16 wird folgender Art. 12 eingefügt: 

„Art. 12 

Ehrenamtliche Veranstaltungen für das Gemeinwohl 

(1) Werden Veranstaltungen, die nach Landes- oder Ortsrecht anzuzeigen sind, 
ehrenamtlich für das Gemeinwohl durchgeführt, genügt für regelmäßig wiederkeh-
rende, gleichartige Veranstaltungen eine einmalige Anzeige. 

(2) Wer ehrenamtlich für das Gemeinwohl wiederholt und ohne Beanstandun-
gen Veranstaltungen durchgeführt hat, die nach Landes- oder Ortsrecht genehmi-
gungspflichtig sind, kann künftige Veranstaltungen nach Maßgabe der bisherigen 
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Genehmigung durchführen, wenn hierüber die jeweils zuständige Behörde rechtzei-
tig unterrichtet wird und diese nichts anderes bestimmt. 

(3) Anordnungen im Einzelfall nach diesem Gesetz oder anderen Rechtsvor-
schriften bleiben unberührt.“ 

3. Nach Art. 12 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„2. Abschnitt 

Schutz der Gesundheit und Reinlichkeit“. 

4. Die bisherigen Abschnitte 2 bis 4 werden die Abschnitte 3 bis 5. 

 

§ 3 

Änderung des Bayerischen Ministergesetzes 

Art. 3 Abs. 2 des Bayerischen Ministergesetzes (BayMinG) in der in der Bayeri-
schen Rechtssammlung (BayRS 1102-1-F) veröffentlichten bereinigten Fassung, das 
zuletzt durch § 10 des Gesetzes vom 8. Juli 2024 (GVBl. S. 170) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. Satz 2 wird aufgehoben. 

2. Satz 3 wird Satz 2. 

 

§ 4 

Änderung des Gesetzes über Zuständigkeiten im Verkehrswesen 

Art. 7a des Gesetzes über Zuständigkeiten im Verkehrswesen (ZustGVerk) vom 
28. Juni 1990 (GVBl. S. 220, BayRS 9210-1-I/B), das zuletzt durch § 4 des Gesetzes 
vom 23. Juli 2024 (GVBl. S. 247) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„Art. 7a 

Verkehrssicherung durch nichtpolizeiliche Kräfte 

1Es dürfen vorbehaltlich anderer Entscheidungen der Straßenverkehrs- und Stra-
ßenbaubehörden sowie der Polizei 

1. zur Sicherung von Einsatz- und Übungsstellen sowie von Veranstaltungen 

a) die dafür eingesetzten Kräfte der Feuerwehr und des Technischen Hilfswerks oder 

b) die dafür allgemein oder im Einzelfall beauftragten Bediensteten gemeindlicher 
Sicherheitsbehörden, die Gewähr für eine ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung 
bieten, 

2. zur Sicherung von Veranstaltungen, bei denen nach Bewertung der Gemeinde ein 
einfach gelagerter Fall und übersichtliche Verkehrsverhältnisse zu erwarten sind, 
die von der Gemeinde allgemein oder im Einzelfall beauftragten Personen, die Ge-
währ für eine ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung bieten, 

die Befugnisse der Polizei nach § 36 Abs. 1 sowie § 44 Abs. 2 StVO und der Straßen-
verkehrsbehörde nach § 45 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 5 StVO ausüben und die nötigen 
Verkehrszeichen und -einrichtungen an Stelle der Baulastträger oder Eigentümer der 
Straße nach § 45 Abs. 5 Satz 1 StVO aufstellen. 2Satz 1 gilt für Übungsstellen auf Stra-
ßen des überörtlichen Verkehrs nur, wenn sie zuvor mit den Straßenverkehrs- und Stra-
ßenbaubehörden sowie der Polizei einvernehmlich abgestimmt wurden.“ 

 

§ 5 

Änderung des Kostengesetzes 

In Art. 16 Abs. 2 Satz 1 des Kostengesetzes (KG) vom 20. Februar 1998 (GVBl. 
S. 43, BayRS 2013-1-1-F), das zuletzt durch Art. 10 des Gesetzes vom 21. April 2023 
(GVBl. S. 128) geändert worden ist, werden nach dem Wort „wäre“ die Wörter „oder sie 
notwendig für eine Veranstaltung anfallen, die ehrenamtlich für das Gemeinwohl durch-
geführt wird“ eingefügt. 
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§ 6 

Änderung des Bayerischen Feuerwehrgesetzes 

Das Bayerische Feuerwehrgesetz (BayFwG) in der in der Bayerischen Rechts-
sammlung (BayRS 215-3-1-I) veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch 
§ 2 des Gesetzes vom 24. Juli 2020 (GVBl. S. 350) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen. 

2. In Art. 28 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „sind“ die Wörter „ ; von der Fest-
setzung der Kosten kann ganz oder teilweise abgesehen werden, wenn sie notwen-
dig für eine Veranstaltung anfallen, die ehrenamtlich für das Gemeinwohl durchge-
führt wird“ eingefügt. 

 

§ 7 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am …[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens] in Kraft. 

 

 

Begründung: 

A) Allgemeiner Teil 

Das Ehrenamt hat in Bayern eine lange Tradition. 41 % aller Bürgerinnen und Bürger 
über 14 Jahre engagieren sich in Bayern ehrenamtlich – im Rettungsdienst, in der Feu-
erwehr, im sozialen, gesellschaftlichen, sportlichen und kulturellen Bereich und in un-
terschiedlichsten Vereinen. Ehrenamtliche leisten in vielen Lebensbereichen einen un-
verzichtbaren Beitrag im Interesse des Gemeinwohls und sind eine Stütze für das Mit-
einander und den Zusammenhalt in Staat und Gesellschaft. Die Bayerische Verfassung 
(BV) bestimmt deshalb in Art. 121 Satz 2 ausdrücklich, dass Staat und Kommunen den 
ehrenamtlichen Einsatz für das Gemeinwohl fördern. 

In der Praxis stößt ehrenamtliches Engagement aber oftmals auf bürokratische Hürden. 
Es dient dem Ehrenamt und fördert seinen gesellschaftlichen Nutzen, wenn solche Hür-
den abgebaut werden.  

Vor diesem Hintergrund sollen im Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetz 
(BayVwVfG) mit Aufnahme eines Art. 87 BayVwVfG alle Behörden verpflichtet werden, 
bei ihrer Verwaltungstätigkeit (vgl. Art. 1 BayVwVfG) zu berücksichtigen, dass der eh-
renamtliche Einsatz für das Gemeinwohl zu fördern ist. 

Ferner soll im Landesstraf- und Verordnungsgesetz (LStVG) eine Regelung geschaffen 
werden, die von Anzeige- und Genehmigungspflichten für wiederkehrende, ehrenamt-
lich durchgeführte Veranstaltungen befreit. Viele Veranstaltungen, insbesondere im so-
zialen, sportlichen und kulturellen Bereich, werden regelmäßig wiederkehrend durchge-
führt. Jeweils erneut für sie zu erfüllende Anzeige- und Genehmigungspflichten verur-
sachen einen zusätzlichen bürokratischen Aufwand für das gemeinnützige ehrenamtli-
che Engagement und werden zunehmend als Belastung empfunden. Aus diesem 
Grund soll nach einem neu einzufügenden Art. 12 LStVG für anzeigepflichtige regelmä-
ßig wiederkehrende ehrenamtliche Veranstaltungen eine einmalige Anzeige genügen 
und bei Genehmigungspflichten eine Durchführung nach Maßgabe der bisherigen Ge-
nehmigung ermöglicht werden.  

Die bisherige Einschränkung ehrenamtlicher Tätigkeit für Mitglieder der Staatsregierung 
wird gestrichen. 

Außerdem wird den Angehörigen der gemeindlichen Sicherheitsbehörden die Möglich-
keit gegeben, bei Einsatz- und Übungsstellen sowie bei Veranstaltungen die nötige Ver-
kehrsregelung zu übernehmen und so Polizei und Freiwillige Feuerwehr zu entlasten. 
Zugleich werden die entsprechenden Befugnisse zur Sicherung von Veranstaltungen in 
einfach gelagerten Fällen und bei übersichtlichen Verkehrsverhältnissen auf von den 
Gemeinden hierfür beauftragte, ehrenamtlich tätige Personen übertragen. 
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B) Besonderer Teil 

Zu § 1 (BayVwVfG) 

Zu Nr. 1 (Abschnittsüberschrift) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Nr. 2 (Art. 81 BayVwVfG) 

Redaktionelle Anpassung aufgrund der Einführung des Art. 87 BayVwVfG. 

Zu Nr. 3 (Art. 87 BayVwVfG) 

Nach Art. 87 BayVwVfG haben Behörden bei ihrer Verwaltungstätigkeit zu berücksich-
tigen, dass der ehrenamtliche Einsatz für das Gemeinwohl zu fördern ist. In Anknüpfung 
an das verbindliche Staatsziel in Art. 121 Satz 2 BV soll insbesondere auf eine einfache, 
zweckmäßige und zügige Durchführung der Verwaltungsverfahren geachtet werden 
und die Bedeutung des Ehrenamts insbesondere bei der Ausübung von Ermessen im 
Rahmen von Art. 40 BayVwVfG mitbedacht und -berücksichtigt werden. Weitere Bei-
spiele für Verwaltungstätigkeiten, bei deren Ausübung sich Möglichkeiten zur Berück-
sichtigung der Förderung des Ehrenamts ergeben können, sind etwa die behördliche 
Beratung (Art. 25 Abs. 1 und 2 BayVwVfG), die Sachverhaltsermittlung, bei der alle für 
den Einzelfall bedeutsamen, auch für die Beteiligten günstigen Umstände einzubezie-
hen sind (Art. 24 Abs. 2 BayVwVfG), sowie eine Nutzung bestehender behördlicher Ent-
scheidungs- und Beurteilungsspielräume. Ganz generell gilt, dass bei der konkreten 
Ausgestaltung der Verfahren die Möglichkeiten für Erleichterungen und Vereinfachun-
gen so zu nutzen sind, dass der Aufwand für das Ehrenamt so gering wie möglich ge-
halten werden kann. Gefordert ist damit auch eine entsprechende Haltung in der Ver-
waltung, die Möglichkeiten zu unbürokratischem Handeln auszuschöpfen. 

 

Zu § 2 (LStVG) 

Zu Nr. 1 (Abschnittsüberschrift) 

Der vorgesehene Art. 12 LStVG hat zur Folge, dass auch die Abschnittsüberschrift ent-
sprechend angepasst werden muss. 

Zu Nr. 2 (Art. 12 LStVG) 

In Anlehnung an die Regelungssystematik des Art. 19 Abs. 1 Satz 2 LStVG sollen mit 
Art. 12 für regelmäßig wiederkehrende, anzeigepflichtige Veranstaltungen, die ehren-
amtlich durchgeführt werden, einmalige Anzeigen genügen. Darüber hinaus sieht 
Art. 12 für solche Veranstaltungen unter bestimmten Voraussetzungen auch eine Be-
freiung von Genehmigungspflichten vor. 

Als privilegierte Veranstalter kommen neben Einzelpersonen auch Zusammenschlüsse 
von ehrenamtlich tätigen Personen in Betracht. 

Die Veranstaltung, die von einer Anzeige- oder Genehmigungspflicht entlastet werden 
soll, muss dem Gemeinwohl dienen, wobei als Veranstaltungszweck alle Arten von Ver-
anstaltungen, insbesondere soziale, gesellschaftliche, kulturelle, sportliche, bildungs-
politische oder vereinseigene Veranstaltungen oder Feierlichkeiten, in Betracht kom-
men. Dies gilt auch dann, wenn im Zusammenhang mit der Veranstaltung (etwa durch 
Eintrittsgelder oder freiwillige Spenden) Einnahmen erzielt werden, um die Unkosten für 
die Veranstaltung zu decken oder künftige ehrenamtliche Tätigkeiten weiter zu finan-
zieren. 

Bei einer ganz überwiegend mit Gewinnerzielungsabsicht durchgeführten und damit 
Einzelinteressen fördernden gewerblichen Veranstaltung scheidet eine Befreiung aus. 
Ebenso kommt eine Befreiung bei Gewerbetreibenden, Unternehmen oder vergleichbar 
professionalisierten Veranstaltern nicht in Betracht. 

Schon aus kompetenzrechtlichen Gründen kann sich die Befreiung nur auf landes- und 
ortsrechtliche Anzeige- und Genehmigungspflichten beziehen, nicht hingegen auf bun-
desrechtliche Anzeige- und Genehmigungspflichten, wie z. B. solche aufgrund der Stra-
ßenverkehrs-Ordnung. 

Von der Vorschrift erfasst sind beispielsweise Anzeige- und Genehmigungspflichten 
nach Art. 19 Abs. 1 Satz 1 LStVG (Anzeigepflicht bei Veranstaltungen mit weniger als 
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eintausend Besuchern), Art. 19 Abs. 3 LStVG (insbesondere Erlaubnispflicht bei Groß-
veranstaltungen mit mehr als eintausend Besuchern in einer Großgaststätte), Art. 18 
Abs. 1 Satz 1 des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes (Erlaubnispflicht bei Son-
dernutzung) und § 47 Satz 1 der Versammlungsstättenverordnung oder auf der Grund-
lage erlassenen Ortsrechts, wie z. B. Genehmigungspflichten in einer gemeindlichen 
Plakatierungsverordnung (vgl. Art. 28 Abs. 1 LStVG). 

Zu Abs. 1 

Art. 12 Abs. 1 LStVG orientiert sich an der Systematik des Art. 19 Abs. 1 Satz 2 LStVG. 
Bei ehrenamtlich für das Gemeinwohl durchgeführten anzeigepflichtigen Veranstaltun-
gen, die regelmäßig wiederkehren, soll künftig unabhängig davon, ob diese Vergnü-
gungscharakter haben, eine einmalige Anzeige genügen. 

Zu Abs. 2 

Für landes- und ortsrechtliche Genehmigungspflichten soll in Art. 12 Abs. 2 LStVG der-
jenige, der ehrenamtlich für das Gemeinwohl wiederholt und ohne Beanstandungen 
Veranstaltungen durchgeführt hat, künftige Veranstaltungen grundsätzlich nach Maß-
gabe der bisherigen Genehmigungen durchführen können. Eine Befreiungsentschei-
dung durch Verwaltungsakt ist nicht erforderlich. Die Befreiung von den Genehmigungs-
pflichten erfolgt bereits kraft Gesetzes, allerdings mit der Maßgabe, dass der Veranstal-
ter die jeweils zuständige Behörde rechtzeitig über die künftigen Veranstaltungen zu 
unterrichten hat und die zuständige Behörde nichts anderes bestimmt, d. h. keine er-
neute Durchführung eines Genehmigungsverfahrens verlangt.  

Eine Befreiung durch Gesetz mindert den bürokratischen Aufwand der Behörden. Der 
Veranstalter ist über die geltenden Bedingungen und Auflagen durch die letzte Geneh-
migung bereits hinreichend informiert. Ein ausdrücklicher Verwaltungsakt, der von der 
Genehmigungspflicht befreit und ggf. die alten Maßgaben nur wiederholt, ist daher ent-
behrlich. Ehrenamtlichen Veranstaltern wird so ermöglicht, künftige Veranstaltungen 
auf der Grundlage der letzten Genehmigung durchzuführen. 

Voraussetzung für die Befreiung ist, dass die Veranstaltung in der Vergangenheit be-
reits wiederholt, d. h. mindestens zweimal hintereinander beanstandungsfrei durchge-
führt wurde. Hierfür genügt es nicht, dass von mehreren Veranstaltungen insgesamt 
zwei beanstandungsfrei durchgeführt worden sind. Gab es zwischen zwei Veranstal-
tungen eine weitere Veranstaltung, die Anlass für Beanstandungen gab, ist der Veran-
stalter nicht freigestellt. 

Beanstandungsfrei meint, dass die Bedingungen und Auflagen der Genehmigung be-
folgt wurden und kein behördliches Einschreiten gegen den Veranstalter wegen nicht 
ordnungsgemäßer Durchführung oder sonstiger Störungen erforderlich geworden ist. 

Die Verpflichtung des Veranstalters, die jeweils zuständige Behörde rechtzeitig über die 
Veranstaltung zu unterrichten, soll sicherstellen, dass die zuständige Behörde trotz der 
Befreiung rechtzeitig Kenntnis vom konkreten Termin der Veranstaltung erhält, um ggf. 
notwendige Vorkehrungen treffen zu können, z. B. Straßen zu sperren, mehrere gleich-
zeitig stattfindende Veranstaltungen zu koordinieren und die Veranstaltung bei Bedarf 
begleiten und mit Hilfe von Polizei und Feuerwehr schützen zu können. Die Unterrich-
tung muss so zeitnah erfolgen, dass die jeweils zuständige Behörde noch die Möglich-
keit hat, insbesondere bei Änderungen der Sach- und/oder Rechtslage abweichende 
Anordnungen zu treffen oder die Durchführung eines Genehmigungsverfahrens zu ver-
langen.  

Die Pflicht zur Information über die Veranstaltung besteht gegenüber jeder Genehmi-
gungsbehörde gesondert. Nur die jeweils zuständige Behörde kann sachgerecht ent-
scheiden, ob im Hinblick auf fachrechtliche Erfordernisse die Durchführung einer Ver-
anstaltung ohne neues Genehmigungsverfahren weiterhin gerechtfertigt ist. Diese Mit-
teilungspflicht ist dem Veranstalter auch zumutbar. Ihm sind die jeweils zuständigen 
Behörden bekannt, da sie die Genehmigungen, die Grundlage der Freistellung sind, 
erteilt haben. Die Unterrichtung beschränkt sich wegen der Bezugnahme auf die Maß-
gaben der bisherigen Genehmigung lediglich auf die Mitteilung des jeweiligen Termins 
der Veranstaltung. Weitergehende Angaben sind nicht erforderlich. 
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Im Übrigen soll auch von den in der Praxis durchaus bedeutsamen Genehmigungs-
pflichten, die auf der Grundlage des Ortsrechts bestehen, befreit werden. Den Gemein-
den bleibt aber die Möglichkeit, in Wahrnehmung ihrer sicherheitsbehördlichen Verant-
wortung und in Ausübung ihres Rechts auf Selbstverwaltung (Art. 28 Abs. 2 des Grund-
gesetzes, Art. 11 Abs. 2 Satz 2 BV) Abweichendes zu bestimmen und etwa auf die 
Durchführung eines erneuten Genehmigungsverfahrens zu bestehen, wenn dies der 
Sache nach erforderlich ist. 

Zu Abs. 3 

Abs. 3 stellt klar, dass Anordnungen im Einzelfall nach dem Landesstraf- und Verord-
nungsgesetz oder anderen Rechtsvorschriften unberührt bleiben. Rechtsgrundlagen für 
entsprechende Anordnungen finden sich beispielsweise in Art. 23 LStVG, Art. 19 Abs. 5 
Satz 1 LStVG und in den Fachgesetzen. Nachträgliche Anordnungen werden vor allem 
dann in Betracht kommen, wenn sich die Verhältnisse im Vergleich zum Zeitpunkt der 
Erteilung der Befreiung geändert haben oder aufgrund besonderer, neu hinzutretender 
Umstände Regelungen zur Gefahrenabwehr erforderlich sind. 

Zu Nrn. 3 und 4 (Abschnittsüberschriften) 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen. Aufgrund der Einfügung eines 
neuen Abschnitts für ehrenamtliche Veranstaltungen ist der bisherige 1. Abschnitt als 
neuer 2. Abschnitt systematisch richtig vor Art. 16 zu verorten. Ferner müssen die nach-
folgenden Nummerierungen der übrigen Abschnittsüberschriften im Dritten Teil entspre-
chend angepasst werden. 

 

Zu § 3 (BayMinG) 

Nach Art. 3 Abs. 2 Satz 2 des Bayerischen Ministergesetzes (BayMinG) sollen Mitglie-
der der Staatsregierung kein öffentliches Ehrenamt bekleiden. Unter öffentlichen Eh-
renämtern werden entsprechend der Definition des § 3 Abs. 1 der Bayerischen Neben-
tätigkeitsverordnung Tätigkeiten verstanden, die überwiegend der Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben dienen, soweit sie in Gesetzen und Rechtsverordnungen als Ehrenämter be-
zeichnet sind oder auf behördlicher Bestellung oder Wahl beruhen und die hierfür ge-
währte Vergütung jeweils jährlich den in § 3 Nr. 26 Satz 1 des Einkommensteuergeset-
zes genannten Betrag nicht übersteigt. Die Ratio dieser Vorschrift ist darin begründet, 
dass sich Mitglieder der Staatsregierung vollumfänglich und ohne Rücksicht auf Parti-
kularinteressen ihrem Amt sollen widmen können. Ein Ausschluss der Ausübung öffent-
licher Ehrenämter bedeutet jedoch gerade für gesellschaftlich besonders nützliche Tä-
tigkeiten eine Schlechterstellung gegenüber der Ausübung privater Ehrenämter und ist 
angesichts der Notwendigkeit, ehrenamtliches Engagement zu fördern, nicht mehr zeit-
gemäß. In der Literatur wird die Verfassungsmäßigkeit der Bestimmung bestritten (vgl. 
Lindner in: Lindner/Möstl/Wolff, Verfassung des Freistaates Bayern, Kommentar, 
2. Auflage 2017, Art. 57, Rz. 6). Ehrenamtliches Engagement sichert die Verankerung 
politischer Entscheidungsträger in der Gesellschaft und fördert die Vermittelbarkeit po-
litischer Entscheidungen. Die bisherige Einschränkung ehrenamtlicher Tätigkeit für Mit-
glieder der Staatsregierung soll daher gestrichen werden. 

 

Zu § 4 (ZustGVerk) 

Nach der aktuell geltenden Fassung des Art. 7a des Gesetzes über Zuständigkeiten im 
Verkehrswesen (ZustGVerk) dürfen die Verkehrsregelung an Einsatz- und Übungsstel-
len sowie bei Veranstaltungen neben der Polizei nur die Feuerwehren und das Techni-
sche Hilfswerk (THW) übernehmen. Egal ob Martinsumzug, Volksfestaufzug, Trachten-
zug oder Fronleichnamsprozession: Stets müssen für die Verkehrsregelung – in der 
Regel die Absperrung der für den Umzug benötigten Straßen – Polizei oder Feuerwehr 
gefunden und gewonnen werden. 

Die Übertragung der Befugnisse erfolgte zunächst nur auf die Führungsdienstgrade der 
Feuerwehr und Führungskräfte des THW und die von ihnen im Einzelfall damit beauf-
tragten Mannschaftsdienstgrade und Helfer. Aufgrund des hohen Aus- und Fortbil-
dungsstandes dieser Organisationen und den guten praktischen Erfahrungen wird die 
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Beschränkung der Befugnis aufgehoben. Dadurch wird der Kreis derer, die zur Ver-
kehrsregelung befugt sind, erweitert. Der bisherige Satz 2 („Für die Sicherung von Ver-
anstaltungen durch die Feuerwehren ist die Zustimmung des zuständigen Gemeinde-
organs erforderlich.“) ist rein deklaratorisch und wird daher gestrichen. Bei der Siche-
rung von Veranstaltungen durch die Feuerwehren handelt es sich um die Übernahme 
einer freiwilligen Tätigkeit im Sinne des Art. 4 Abs. 3 des Bayerischen Feuerwehrgeset-
zes (BayFwG), für die auch ohne ausdrückliche Normierung in Art. 7a weiterhin eine 
allgemein oder für den Einzelfall erteilte Einwilligung der Gemeinde vorliegen muss. 

Innerhalb Münchens ist bereits Anfang 2023 das Polizeipräsidium München auf die Lan-
deshauptstadt zugekommen und hat um verstärkt feuerwehrliche statt polizeilicher Ab-
sicherung von Veranstaltungen gebeten, um die Polizei zu entlasten. Auch die Berufs-
feuerwehren und Freiwilligen Feuerwehren stehen jedoch nicht immer und überall für 
Verkehrsmaßnahmen zur Verfügung. Die Landeshauptstadt hat daher gebeten, ver-
stärkt Bedienstete gemeindlicher Sicherheitsbehörden einsetzen zu dürfen. Für die 
Ausübung der Befugnisse kommen Personen infrage, die in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienst- bzw. Beschäftigungsverhältnis stehen und durch ihre konkrete Tätigkeit und 
Ausbildung Gewähr dafür bieten, die Befugnisse ordnungsgemäß ausüben zu können. 
Vorrangig gemeint sind Beschäftigte der gemeindlichen Ordnungs- bzw. Außendienste 
und der Kommunalen Verkehrsüberwachung, die über entsprechende Kenntnisse ver-
fügen. Soweit diese Aufgaben von kommunalen Zweckverbänden wahrgenommen wer-
den, gilt die Befugnis auch für deren Bedienstete. Private Sicherheits- und Ordnungs-
dienste, die im Auftrag von Gemeinden tätig werden, sind nicht von der Neuregelung in 
Satz 1 umfasst. 

Bedienstete gemeindlicher Sicherheitsbehörden verfügen häufig bereits über die erfor-
derliche Ausstattung wie z. B. einheitliche Dienstbekleidung, Warnwesten und Funkge-
räte. Zudem sind diese im Regelfall im Verkehrsrecht sowie im Umgang mit Konflikten 
mit Bürgerinnen und Bürgern geschult.  

In ländlichen Gebieten kann zur Sicherung von Veranstaltungen je nach Ausstattungs-
grad in gleicher Weise an den Einsatz vertrauenswürdiger, von den Kommunen be-
stimmter ehrenamtlicher Personen für diese Zwecke gedacht werden. Gewähr für eine 
ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung können dabei insbesondere Personen bieten, die 
volljährig, gesundheitlich geeignet und eine gewisse Vorbildung bzw. Vorkenntnisse auf 
dem Gebiet der Verkehrssicherung haben. Für das Ehrenamt ist daher eine Erweiterung 
des Kreises derer sinnvoll, die derartige verkehrliche Begleitmaßnahmen in einfach ge-
lagerten Fällen (insbesondere mit Blick auf Unfallgeschehen, Verkehrsaufkommen, 
Verkehrsführung, Verkehrsbedeutung der in Anspruch genommenen Straßen und 
Wege, Teilnehmerzahl, räumlicher Umgriff der Veranstaltung, Koordinierungs- und Pla-
nungsaufwand etc.) durchführen dürfen. Andernfalls kann sich ergeben, dass je nach 
weiterer Entwicklung diese für das Ehrenamt wichtigen Veranstaltungen nicht mehr 
durchgeführt werden können. Die verkehrsregelnden Maßnahmen dürfen nur getroffen 
werden, soweit sie zwingend erforderlich und in ihrer Intensität verhältnismäßig sind. 
Durch entsprechende Ausstattung ist sicherzustellen, dass die Verkehrsregelungen er-
kennbar von hierfür befugten Personen angeordnet werden. 

Die vorgeschlagene Änderung des Art. 7a ZustGVerk ermöglicht den Gemeinden, Per-
sonen, die Gewähr für eine ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung bieten, mit dieser Auf-
gabe zu betrauen. Die Gemeinde entscheidet, wann, wo und welche Personen sie für 
entsprechend zuverlässig und verantwortungsvoll hält. Um – entsprechend dem vorge-
schlagenen neuen Gesetzeswortlaut des Art. 7a ZustGVerk – der Polizei und der Stra-
ßenverkehrsbehörde als den erst- und hauptverantwortlichen Stellen für die Verkehrs-
regelung zu ermöglichen, ggf. anders zu entscheiden, sind entsprechende kommunale 
Entscheidungen der örtlichen Polizeidienststelle sowie der jeweils zuständigen Stra-
ßenverkehrsbehörde vorab zur Kenntnis zu bringen. Insbesondere bei polizeilich ge-
führten Einsätzen ist den polizeilichen Weisungen Folge zu leisten. 

Mit der Übertragung von Verkehrsregelungsbefugnissen geht keine Verpflichtung zur 
Erfüllung dieser Aufgaben einher. Mit dem Gesetzentwurf soll lediglich die Möglichkeit 
geschaffen werden, bestimmte verkehrsregelnde Maßnahmen durchführen zu können. 
Die Wahrnehmung erfolgt freiwillig. Das Konnexitätsprinzip (Art. 83 Abs. 3 BV) ist nicht 
berührt. 
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Zu §§ 5, 6 (KG, BayFwG) 

Über eine Ergänzung des Art. 16 Abs. 2 Satz 1 des Kostengesetzes (KG) können eh-
renamtliche Veranstaltungen, die im Gemeinwohlinteresse durchgeführt werden, auch 
finanziell entlastet werden. Kosten, die notwendig zur Durchführung solcher Veranstal-
tungen anfallen, sollen demnach ganz oder teilweise entweder schon nicht erhoben 
bzw. später erlassen oder erstattet werden können. In bewusster Parallelführung zum 
Kostengesetz wird eine inhaltlich gleichlaufende Vorschrift auch in Art. 28 
Abs. 1 BayFwG aufgenommen, um auch in diesem expliziten Kostentatbestand die Eh-
renamtsprivilegierung abzubilden. Das kann insbesondere für die Feuerwehrkosten an-
lässlich der Begleitung von Umzügen, Maibaumaufstellungen etc. von Bedeutung sein. 

 

Zu § 7 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 19/3022 

zur Erleichterung des Ehrenamts 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, 
Gabi Schmidt u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Kerstin Schreyer, Holger Dremel, Petra Guttenberger u.a. und Fraktion (CSU) 

Drs. 19/3496 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Erleichterung des Ehrenamts 
(Drs. 19/3022) 

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Eva Lettenbauer u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 19/3564 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Erleichterung des Ehrenamts  
hier: Gewaltenteilung bei Spitzenehrenämtern erhalten 
(Drs. 19/3022) 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen durchgeführt werden: 

§ 2 wird wie folgt geändert: 

1. Nr. 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. Der bisherige Abschnitt 2 wird Abschnitt 3.“ 

2. Die folgenden Nrn. 5 und 6 werden angefügt: 

‚5. In Art. 19 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „schriftlich“ die Wör-
ter „oder elektronisch“ eingefügt. 

6. Die bisherigen Abschnitte 3 und 4 werden die Abschnitte 4 und 5.‘ 

 

Berichterstatter: Norbert Dünkel 
Mitberichterstatter: Florian Siekmann 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Si-
cherheit und Sport federführend zugewiesen. 
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Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf und den Änderungsan-
trag Drs. 19/3496 in seiner 16. Sitzung am 9. Oktober 2024 beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss e i n s t im m i g  mit den in 
I. enthaltenen Änderungen Zustimmung empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/3496 hat der Ausschuss einstim-
mig Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 

3. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf und die Änderungsanträge Drs. 19/3496 und Drs. 19/3564 
in seiner 16. Sitzung am 14. November 2024 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss e i n s t im m i g  der Be-
schlussempfehlung des federführenden Ausschusses zugestimmt mit der 
Maßgabe, dass als Datum des Inkrafttretens in § 7 der „17. Dezember 2024“ 
eingesetzt wird. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/3496 hat der Ausschuss einstim-
mig Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/3564 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Roland Weigert 
Vorsitzender 
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, Gabi Schmidt, Tobias Beck, Martin 
Behringer, Dr. Martin Brunnhuber, Susann Enders, Stefan Frühbeißer, Johann 
Groß, Wolfgang Hauber, Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Marina Jakob, 
Michael Koller, Nikolaus Kraus, Josef Lausch, Christian Lindinger, Rainer 
Ludwig, Ulrike Müller, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Julian Preidl, 
Anton Rittel, Markus Saller, Martin Scharf, Werner Schießl, Roswitha Toso, 
Roland Weigert, Jutta Widmann, Benno Zierer, Felix Freiherr von Zobel, Thomas 
Zöller und Fraktion (FREIE WÄHLER), 

Kerstin Schreyer, Holger Dremel, Petra Guttenberger, Thomas Huber, Josef 
Zellmeier, Steffen Vogel, Michael Hofmann, Prof. Dr. Winfried Bausback, Martin 
Wagle, Daniel Artmann, Barbara Becker, Maximilian Böltl, Dr. Alexander Dietrich, 
Norbert Dünkel, Jürgen Eberwein, Dr. Stefan Ebner, Thorsten Freudenberger, 
Sebastian Friesinger, Martina Gießübel, Alfred Grob, Patrick Grossmann, Josef 
Heisl, Thomas Holz, Melanie Huml, Andreas Jäckel, Andreas Kaufmann, Manuel 
Knoll, Harald Kühn, Benjamin Miskowitsch, Martin Mittag, Walter Nussel, 
Dr. Stephan Oetzinger, Jenny Schack, Josef Schmid, Helmut Schnotz, Werner 
Stieglitz, Martin Stock, Karl Straub, Peter Tomaschko, Peter Wachler und Fraktion 
(CSU) 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Erleichterung des Ehrenamts 
(Drs. 19/3022) 

Der Landtag wolle beschließen: 

§ 2 wird wie folgt geändert: 

1. Nr. 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. Der bisherige Abschnitt 2 wird Abschnitt 3.“ 

2. Die folgenden Nrn. 5 und 6 werden angefügt: 

‚5. In Art. 19 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder 
elektronisch“ eingefügt. 

6. Die bisherigen Abschnitte 3 und 4 werden die Abschnitte 4 und 5.‘ 

 

 

Begründung: 

Der im Gesetzentwurf vorgesehene neue Art. 12 Abs. 1 des Landesstraf- und Verord-
nungsgesetzes (LStVG) sieht zwar eine Erleichterung derart vor, dass wiederkehrende 
Veranstaltungen unter bestimmten Umständen nur noch einmalig angezeigt werden 
müssen. Das Anzeigeerfordernis selbst richtet sich jedoch weiterhin nach dem beste-
henden Landes- und Ortsrecht, unter anderem nach Art. 19 Abs. 1 Satz 1 LStVG, der 
eine schriftliche Anzeige vorsieht. Durch die alternative Zulassung einer elektronischen 
Anzeige wird das Verfahren für alle Bürgerinnen und Bürger vereinfacht. Auch das An-
gebot von Onlineportalen bzw. Web-Formularen durch die Gemeinden wird ermöglicht. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 19/3022 

zur Erleichterung des Ehrenamts 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, 
Gabi Schmidt u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Kerstin Schreyer, Holger Dremel, Petra Guttenberger u.a. und Fraktion (CSU) 

Drs. 19/3496 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Erleichterung des Ehrenamts 
(Drs. 19/3022) 

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Eva Lettenbauer u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 19/3564 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Erleichterung des Ehrenamts  
hier: Gewaltenteilung bei Spitzenehrenämtern erhalten 
(Drs. 19/3022) 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen durchgeführt werden: 

§ 2 wird wie folgt geändert: 

1. Nr. 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. Der bisherige Abschnitt 2 wird Abschnitt 3.“ 

2. Die folgenden Nrn. 5 und 6 werden angefügt: 

‚5. In Art. 19 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „schriftlich“ die Wör-
ter „oder elektronisch“ eingefügt. 

6. Die bisherigen Abschnitte 3 und 4 werden die Abschnitte 4 und 5.‘ 

 

Berichterstatter: Norbert Dünkel 
Mitberichterstatter: Florian Siekmann 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Si-
cherheit und Sport federführend zugewiesen. 
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Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf und den Änderungsan-
trag Drs. 19/3496 in seiner 16. Sitzung am 9. Oktober 2024 beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss e i n s t im m i g  mit den in 
I. enthaltenen Änderungen Zustimmung empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/3496 hat der Ausschuss einstim-
mig Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 

3. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf und die Änderungsanträge Drs. 19/3496 und Drs. 19/3564 
in seiner 16. Sitzung am 14. November 2024 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss e i n s t im m i g  der Be-
schlussempfehlung des federführenden Ausschusses zugestimmt mit der 
Maßgabe, dass als Datum des Inkrafttretens in § 7 der „17. Dezember 2024“ 
eingesetzt wird. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/3496 hat der Ausschuss einstim-
mig Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/3564 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Roland Weigert 
Vorsitzender 
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Eva Lettenbauer, Florian 
Siekmann, Ludwig Hartmann, Claudia Köhler, Jürgen Mistol, Tim Pargent, 
Stephanie Schuhknecht, Kerstin Celina, Andreas Krahl, Sanne Kurz, Verena 
Osgyan, Julia Post, Gabriele Triebel, Dr. Sabine Weigand, Christian Zwanziger 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Erleichterung des Ehrenamts  
hier: Gewaltenteilung bei Spitzenehrenämtern erhalten 
(Drs. 19/3022) 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. § 3 wird aufgehoben. 

2. Die bisherigen §§ 4 bis 7 werden die §§ 3 bis 6. 

 

 

Begründung 
Die im Gesetzentwurf vorgesehene Aufhebung des Satzes 2 in Art. 3 Abs. 2 des Baye-
rischen Ministergesetzes ist aus mehreren Gründen kritisch zu betrachten. Es ist unab-
dingbar, dass Staatsministerinnen und Staatsminister ihre volle Arbeitskraft und Auf-
merksamkeit der Ausübung ihres Amtes widmen. Die Ausübung öffentlicher Ehrenäm-
ter, darunter nach § 3 Abs. 2 der Bayerischen Nebentätigkeitsverordnung Mitglied des 
Bayerischen Verfassungsgerichtshofs, Mitglied einer kommunalen Vertretung, ehren-
amtlicher kommunaler Wahlbeamter sowie ehrenamtlicher Richter, sollte nicht in den 
Verantwortungsbereich von Regierungsmitgliedern fallen. Ein solches Amt birgt das Ri-
siko, dass Staatsministerinnen und Staatsminister ihre Pflichten vernachlässigen und 
es zu einem Interessenskonflikt kommt. Des Weiteren stellt eine zusätzliche Verpflich-
tung in Form öffentlicher Ehrenämter nicht nur eine zusätzliche Belastung dar, sondern 
könnte auch zu einer Aufweichung der klaren Trennung von Gewalten führen. Die Ent-
bindung von Staatsministerinnen und Staatsministern von der Möglichkeit zur Über-
nahme öffentlicher Ehrenämter ist daher im Interesse der ordnungsgemäßen Amtsfüh-
rung sowie der Beibehaltung der demokratischen Strukturen dringend erforderlich und 
sollte wie bisher bestehen bleiben. Ehrenamtliches Engagement außerhalb der öffent-
lichen Ehrenämter, wie beispielsweise in Vereinen, ist und bleibt Kabinettsmitgliedern 
erhalten. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 19/3022 

zur Erleichterung des Ehrenamts 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, 
Gabi Schmidt u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Kerstin Schreyer, Holger Dremel, Petra Guttenberger u.a. und Fraktion (CSU) 

Drs. 19/3496 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Erleichterung des Ehrenamts 
(Drs. 19/3022) 

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Eva Lettenbauer u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 19/3564 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Erleichterung des Ehrenamts  
hier: Gewaltenteilung bei Spitzenehrenämtern erhalten 
(Drs. 19/3022) 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen durchgeführt werden: 

§ 2 wird wie folgt geändert: 

1. Nr. 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. Der bisherige Abschnitt 2 wird Abschnitt 3.“ 

2. Die folgenden Nrn. 5 und 6 werden angefügt: 

‚5. In Art. 19 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „schriftlich“ die Wör-
ter „oder elektronisch“ eingefügt. 

6. Die bisherigen Abschnitte 3 und 4 werden die Abschnitte 4 und 5.‘ 

 

Berichterstatter: Norbert Dünkel 
Mitberichterstatter: Florian Siekmann 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Si-
cherheit und Sport federführend zugewiesen. 
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Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf und den Änderungsan-
trag Drs. 19/3496 in seiner 16. Sitzung am 9. Oktober 2024 beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss e i n s t im m i g  mit den in 
I. enthaltenen Änderungen Zustimmung empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/3496 hat der Ausschuss einstim-
mig Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 

3. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf und die Änderungsanträge Drs. 19/3496 und Drs. 19/3564 
in seiner 16. Sitzung am 14. November 2024 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss e i n s t im m i g  der Be-
schlussempfehlung des federführenden Ausschusses zugestimmt mit der 
Maßgabe, dass als Datum des Inkrafttretens in § 7 der „17. Dezember 2024“ 
eingesetzt wird. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/3496 hat der Ausschuss einstim-
mig Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/3564 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Roland Weigert 
Vorsitzender 
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Gesetzentwurf 

der Staatsregierung 

zur Änderung des Zweckvermögensgesetzes und des Bayerischen Landesbank-
Gesetzes 

A) Problem 

Aufgrund des Art. 1 Abs. 1 Satz 1 des Zweckvermögensgesetzes wurden ab dem Jahr 
1994 in mehreren Schritten Wohnungsbauförderdarlehen (das sog. „Zweckvermögen“) 
als Zweckeinlage zur Stärkung des haftenden Eigenkapitals in die Bayerische Landes-
bank (BayernLB) eingebracht. 

Bedingt durch regulatorische Änderungen mussten die Einbringungsverträge seitdem 
mehrfach angepasst werden; zuletzt wurden sie durch den Beteiligungsvertrag zwi-
schen dem Freistaat Bayern und der BayernLB vom 20. Dezember 2012 mit Wirkung 
ab dem 1. Januar 2013 neugefasst („Beteiligungsvertrag“). Durch den Beteiligungsver-
trag wurde die Zweckeinlage in eine Stille Einlage des Freistaates Bayern in der Bay-
ernLB überführt. 

Im Zuge einer Überprüfung der vor Inkrafttreten der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 (Ka-
pitaladäquanzverordnung) am 1. Januar 2014 begebenen Kapitalinstrumente haben die 
zuständigen Bankaufsichtsbehörden jüngst die Konformität der Stillen Einlage mit der 
Kapitaladäquanzverordnung in Frage gestellt. Die Bankaufsichtsbehörden haben ange-
kündigt, dass die Stille Einlage des Freistaates Bayern in der BayernLB in ihrer derzei-
tigen Form ab dem 1. Januar 2025 nicht mehr als hartes Kernkapital der BayernLB im 
bankaufsichtlichen Sinne anerkannt werden könne. 

 

B) Lösung 

Um die Beanstandung der Bankaufsichtsbehörden zu beheben und zugleich das harte 
Kernkapital der BayernLB im heutigen Umfang zu erhalten, ist der Beteiligungsvertrag 
zu beenden und die Stille Einlage in einen anderen Bestandteil des harten Kernkapitals 
der BayernLB (z. B. die HGB-Kapitalrücklage) zu überführen. Im Gegenzug für die Be-
lassung des Zweckvermögens in der BayernLB soll die mittelbare Beteiligung des Frei-
staates Bayern am Grundkapital der BayernLB und deren jährlichen Ausschüttungen 
durch Übertragung von Aktien des Sparkassenverbands Bayern an der BayernLB Hol-
ding AG auf den Freistaat Bayern zum 1. Januar 2025 angemessen erhöht werden. Zu 
diesem Zweck ist eine entsprechende Ermächtigungsgrundlage im Zweckvermögens-
gesetz sowie eine Anpassung des Bayerischen Landesbank-Gesetzes erforderlich. 

 

C) Alternativen 

Keine. Ohne Aufhebung des Beteiligungsvertrags und Einbringung des Abfindungsan-
spruchs in andere Kapitalbestandteile der Bank droht die Aberkennung der Stillen Ein-
lage als hartes Kernkapital der BayernLB im bankaufsichtlichen Sinn. Um dem zu be-
gegnen, ist eine neue Ermächtigungsgrundlage erforderlich. 
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D) Kosten 

1. Staat 

Keine. Für die Übertragung bzw. Überlassung des Zweckvermögens erhält der Frei-
staat Bayern künftig anstelle einer unmittelbaren Beteiligung an der BayernLB auf-
grund seiner Stillen Einlage eine höhere mittelbare Beteiligung am Grundkapital der 
BayernLB. 

2. Kommunen, Wirtschaft und Bürger 

Keine 

 



Bayerischer Landtag 

19. Wahlperiode Drucksache19/3247  

 16.09.2024 

 

 

Gesetzentwurf 

zur Änderung des Zweckvermögensgesetzes und des Bayerischen Landesbank-
Gesetzes 

§ 1 

Änderung des Zweckvermögensgesetzes 

Das Zweckvermögensgesetz (ZweckVermG) vom 23. Juli 1994 (GVBl. S. 602, 
BayRS 762-7-F), das zuletzt durch § 1 Abs. 329 der Verordnung vom 26. März 2019 
(GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Art. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Folgende Überschrift wird eingefügt: 

„Bildung und Verwaltung von Zweckvermögen“. 

b) Dem Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Das Staatsministerium wird zudem ermächtigt, durch Vertrag den durch Än-
derung und Neufassung der Einbringungsverträge geschaffenen Beteiligungs-
vertrag zu beenden und das Zweckvermögen gegen eine angemessene Erhö-
hung der mittelbaren Beteiligung des Freistaates Bayern an dem Grundkapital 
und den unter dem Vorbehalt der Beschlussfassung durch die Generalver-
sammlung der Landesbank stehenden jährlichen Ausschüttungen der Landes-
bank in dieser zu belassen.“ 

2. In Art. 2 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Wettbewerbsneutralität“. 

3. In Art. 3 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Ausfallbürgschaft“. 

4. In Art. 4 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Inkrafttreten“. 

 

§ 2 

Änderung des Gesetzes über die Bayerische Landesbank 

Das Bayerische Landesbank-Gesetz (BayLaBG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. Februar 2003 (GVBl. S. 54, 316, BayRS 762-6-F), das zuletzt durch § 1 
Abs. 328 der Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. Abschnitt I wird Teil 1. 

2. Art. 1a wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „Nrn.“ durch die Angabe „Nr.“ ersetzt. 

b) Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „Nrn.“ durch die Angabe „Nr.“ ersetzt. 

bb) In Satz 4 wird das Wort „gelten“ durch das Wort „gilt“ ersetzt. 

3. Die Abschnitte II und III werden die Teile 2 und 3. 

4. Art. 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „v. H.“ durch die Angabe „%“ ersetzt. 
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b) In Satz 2 Nr. 2 werden nach der Angabe „Abs. 3“ die Wörter „ , soweit die Be-
teiligung in dem der Gewinnverwendung zugrunde liegenden Geschäftsjahr be-
standen hat“ eingefügt. 

5. In Art. 13 werden die Wörter „und anderer Gesetze (BayRS 400-1-J), zuletzt geän-
dert durch § 1 des Gesetzes vom 24. Dezember 2002 (GVBl S. 975, ber. 2003 
S. 52)“ gestrichen.  

6. Abschnitt IV wird Teil 4. 

7. In Art. 18 Satz 3 werden die Wörter „des Gesetzes über die Grundsätze des Haus-
haltsrechts des Bundes und der Länder vom 19. August 1969 (BGBl I S. 1273) in 
der jeweils geltenden Fassung“ durch die Wörter „des Haushaltsgrundsätzegeset-
zes“ ersetzt. 

8. In Art. 18a Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „Mio.“ jeweils durch das Wort „Millionen“ 
ersetzt.  

9. Abschnitt V wird Teil 5. 

10. Art. 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 werden die Wörter „vom 22. Mai 2005 (BGBl I S. 1373) in seiner je-
weiligen Fassung“ gestrichen. 

b) In Abs. 3 Satz 2 sowie Abs. 4 Satz 1 und 2 wird die Angabe „v. H.“ jeweils durch 
die Angabe „%“ ersetzt.  

11. Abschnitt VI wird Teil 6. 

12. In der Überschrift des Art. 28 wird das Wort „In-Kraft-Treten“ durch das Wort „In-
krafttreten“ ersetzt. 

 

§ 3 

Weitere Änderung des Gesetzes über die Bayerische Landesbank 

Das Bayerische Landesbank-Gesetz (BayLaBG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. Februar 2003 (GVBl. S. 54, 316, BayRS 762-6-F), das zuletzt durch § 2 
dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Art. 12 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„2Im Übrigen ist der Bilanzgewinn an die am Grundkapital Beteiligten im Ver-
hältnis ihrer Beteiligung abzuführen.“ 

b) In Satz 3 wird die Angabe „Nr. 1“ gestrichen. 

2. Art. 23 Abs. 3 wird aufgehoben. 

 

§ 4 

Inkrafttreten 

1Dieses Gesetz tritt am …[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens, geplant: Tag 
nach der Verkündung im GVBl.] in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 tritt § 3 am …[ein-
zusetzen: Datum des abweichenden Inkrafttretens, geplant 1. Januar 2026] in 
Kraft. 

 

 

Begründung: 

A) Allgemeiner Teil 

Durch die Änderung der Vorschriften zum Zweckvermögen werden die gesetzlichen 
Voraussetzungen für die Aufhebung des Beteiligungsvertrags und Überführung der Stil-
len Einlage des Freistaates Bayern in andere Kapitalbestandteile der BayernLB ge-
schaffen. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass das durch die Einbringung des 
Zweckvermögens geschaffene harte Kernkapital der BayernLB im bankaufsichtlichen 
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Sinn weiterhin in vollem Umfang besteht. Im Gegenzug für die Belassung des Zweck-
vermögens in der BayernLB soll die (mittelbare) Beteiligung des Freistaates Bayern am 
Grundkapital und damit auch an den Ausschüttungen der BayernLB angemessen er-
höht werden. 

Die Zweckbindung des Zweckvermögens für staatliche Wohnungsbau- bzw. Wohn-
raumförderprogramme nach Maßgabe von Art. 1 Abs. 2 des Zweckvermögensgesetzes 
(ZweckVermG) und Art. 1 des Gesetzes über die Verwendung der Rückflüsse aus Dar-
lehen des Freistaates Bayern zur Förderung des Wohnungsbaues vom 23. März 1962 
bleibt unverändert aufrechterhalten. Durch die Belassung des Zweckvermögens in der 
BayernLB und die zukünftig höhere Beteiligungsquote des Freistaates Bayern soll si-
chergestellt werden, dass sich keine Auswirkungen auf Mittelverfügbarkeit und Vollzug 
betreffend die staatliche Wohnraumförderung ergeben. Das Zweckvermögen ist weiter-
hin nach Art. 1 Abs. 2 ZweckVermG getrennt vom sonstigen Vermögen der BayernLB 
zu verwalten. 

 

B) Zwingende Notwendigkeit der normativen Regelung 

Zu § 1 und § 2 des Gesetzesentwurfs 

Der Beteiligungsvertrag über die Stille Einlage des Freistaates Bayern in der BayernLB 
beruht auf den Ermächtigungen des Staatsministeriums der Finanzen und für Heimat in 
Art. 1 Abs. 1 Satz 1 und 2 ZweckVermG. Diese Vorschriften ermächtigen das Staats-
ministerium der Finanzen und für Heimat nicht dazu, den Beteiligungsvertrag zu been-
den und das Zweckvermögen zugleich in der BayernLB zu belassen. Es ist daher erfor-
derlich, eine diesbezügliche Ermächtigung des Staatsministeriums der Finanzen und 
für Heimat durch den Satz 3 in Art. 1 Abs. 1 ZweckVermG einzufügen, um den Bean-
standungen der Bankaufsichtsbehörden bezüglich der Stillen Einlage abzuhelfen und 
das harte Kernkapital der BayernLB in vollem Umfang aufrechtzuerhalten. Andernfalls 
besteht die Gefahr einer Aberkennung als hartes Kernkapital durch die Bankaufsichts-
behörden ab dem 1. Januar 2025. 

Nach Art. 12 Satz 2 des Bayerischen Landesbank-Gesetzes (BayLaBG) ist der aus-
schüttungsfähige Gewinn der BayernLB an die am Grundkapital Beteiligten sowie an-
teilig an den Freistaat Bayern auf seine Beteiligung nach Art. 23 Abs. 3 BayLaBG, d. h. 
die auf Grundlage von Art. 1 Abs. 1 ZweckVermG gebildete Beteiligung, auszuschütten. 
Art. 12 Satz 2 Nr. 2 BayLaBG in der aktuell geltenden Fassung nimmt dabei ausdrück-
lich nur eine im Zeitpunkt der Gewinnverwendung bestehende Beteiligung des Freistaa-
tes Bayern in Bezug. Macht das Staatsministerium der Finanzen und für Heimat mit 
Wirkung zum 31. Dezember 2024 von der Ermächtigung zur Beendigung des Beteili-
gungsvertrags nach dem Art. 1 Abs. 1 Satz 3 ZweckVermG Gebrauch, soll eine Aus-
schüttung an den Freistaat Bayern nach Art. 12 Satz 2 Nr. 2 BayLaBG indes auch nach 
Beendigung der Beteiligung erfolgen, soweit diese in dem der Gewinnverwendung zu-
grunde liegenden Geschäftsjahr noch bestanden hat. Daher ist eine Klarstellung im Ge-
setz erforderlich. 

 

Zu § 3 des Gesetzesentwurfs 

Es ist beabsichtigt, dass das Staatsministerium der Finanzen und für Heimat mit Wir-
kung zum Jahreswechsel 2024/2025 von der Ermächtigung nach § 1 Gebrauch macht, 
da andernfalls eine Aberkennung der Stillen Einlage als hartes Kernkapital durch die 
Bankaufsichtsbehörden zu erwarten ist. In diesem Fall besteht für alle ab dem 1. Januar 
2025 beginnenden Geschäftsjahre der Landesbank keine gesonderte vertragliche Ver-
einbarung im Sinne des Art. 12 Satz 2 Nr. 2 und Art. 23 Abs. 3 BayLaBG mehr. Der 
Bilanzgewinn für alle ab dem 1. Januar 2025 beginnenden Geschäftsjahre soll sodann 
allein an die am Grundkapital Beteiligten im Verhältnis ihrer Beteiligung abgeführt wer-
den. Aus diesem Grund ist eine erneute Anpassung der gesetzlichen Gewinnverwen-
dungsvorschriften der Landesbank ab dem 1. Januar 2026 erforderlich. 

Die dargelegten Änderungen können deshalb nur im Rahmen einer Gesetzesänderung 
erfolgen. 
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C) Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Nach § 1 wird das Staatsministerium der Finanzen und für Heimat ermächtigt, durch 
Vertrag den durch Änderung und Neufassung der Einbringungsverträge geschaffenen 
Beteiligungsvertrag zu beenden und das Zweckvermögen gegen eine angemessene 
Erhöhung der (mittelbaren) Beteiligung des Freistaates Bayern an der BayernLB in die-
ser zu belassen. Durch die Beendigung des Beteiligungsvertrags kann den aufsichtli-
chen Bedenken an der Stillen Einlage abgeholfen werden. Eine Rückgewähr der Ein-
lage soll nicht erfolgen, um das harte Kernkapital der BayernLB nicht zu verringern. 
Daher wird das Staatsministerium der Finanzen und für Heimat ermächtigt, das Zweck-
vermögen in der BayernLB zu belassen, etwa durch Überführung der Stillen Einlage in 
die HGB-Kapitalrücklage. Da mit der Beendigung der Stillen Einlage die Gewinnaus-
schüttungsrechte des Freistaates Bayern gegenüber der BayernLB nach dem Beteili-
gungsvertrag entfallen werden, soll die (mittelbare) Beteiligung des Freistaates Bayern 
am Grundkapital der BayernLB und damit auch an deren Gewinnausschüttungen im 
Gegenzug für die fortwährende Überlassung des Zweckvermögens angemessen erhöht 
werden. Es ist beabsichtigt, dass das Staatsministerium der Finanzen und für Heimat 
zur Inanspruchnahme der Ermächtigung mit Wirkung zum Jahreswechsel 2024/2025 
vertragliche Vereinbarungen mit der BayernLB, der BayernLB Holding AG sowie dem 
Sparkassenverband Bayern als weiterem (mittelbaren) Träger der BayernLB ab-
schließt. 

 

Zu § 2 und 3 

§ 2 soll sicherstellen, dass nach einem Gebrauchmachen von der Ermächtigung nach 
§ 1 durch das Staatsministerium der Finanzen und für Heimat eine Gewinnausschüt-
tung an den Freistaat Bayern auf die Stille Einlage nach Art. 12 Satz 2 Nr. 2 BayLaBG 
für das Geschäftsjahr 2024 auch dann erfolgen kann, wenn die Beteiligung im Zeitpunkt 
des Gewinnverwendungsbeschlusses bereits beendet ist. Das Nähere ist gemäß 
Art. 12 Satz 2 Nr. 2 Halbsatz 2 BayLaBG durch vertragliche Vereinbarung zu regeln, 
etwa im Rahmen eines Vertrags auf Grundlage von § 1. 

Durch das Gebrauchmachen von der Ermächtigung in § 1 durch das Staatsministerium 
der Finanzen und für Heimat mit Wirkung zum Jahreswechsel 2024/2025 besteht ab 
dem 1. Januar 2025 keine gesonderte vertragliche Vereinbarung mehr. Die Vorschriften 
zur Gewinnverwendung sind deshalb für alle ab dem 1. Januar 2025 beginnenden Ge-
schäftsjahre erneut anzupassen. 

Die weiteren Änderungen des BayLaBG sind lediglich redaktioneller Art. 

 

Zu § 4 

§ 4 regelt das Inkrafttreten des Änderungsgesetzes. Um den aufsichtlichen Bedenken 
abzuhelfen, ist ein Inkrafttreten des Änderungsgesetzes vor dem 1. Januar 2025 erfor-
derlich. Abweichend hiervon soll § 3 erst zum 1. Januar 2026 in Kraft treten, um die im 
Falle der Inanspruchnahme der Ermächtigung des Art. 1 Abs. 1 Satz 3 ZweckVermG 
geänderte Gewinnverteilung für ab dem 1. Januar 2025 beginnende Geschäftsjahre 
abzubilden. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 
Drs. 19/3247 

zur Änderung des Zweckvermögensgesetzes und des Bayerischen Landesbank-
Gesetzes 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Michael Hofmann 
Mitberichterstatterin: Claudia Köhler 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parla-
mentsfragen und Integration hat den Gesetzentwurf endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 39. Sitzung am 
22. Oktober 2024 beraten und e i n s t im m i g  Zustimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf in seiner 16. Sitzung am 14. November 2024 endberaten 
und e i n s t im m i g  Zustimmung empfohlen mit der Maßgabe, dass als Datum 
des Inkrafttretens in § 4 Satz 1 der „17. Dezember 2024“ und in § 4 Satz 2 der 
„1. Januar 2026“ eingesetzt werden. 

Josef Zellmeier 
Vorsitzender 
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Gesetzentwurf 

der Staatsregierung 

zur Einführung und Durchsetzung verbindlicher Sprachstandserhebungen und 
Sprachfördermaßnahmen vor der Einschulung 

A) Problem 

Sprache ist der Schlüssel für Bildungserfolg und gesellschaftliche Teilhabe. Daher ist 
es notwendig, dass Kinder bereits zu Beginn der Grundschulzeit über eine ausrei-
chende Sprachkompetenz verfügen. 

Eine fundierte Sprachstandserhebung vor der Einschulung schafft die notwendige 
Grundlage, um die Zeit bis zur Einschulung bedarfsgerecht für geeignete Fördermaß-
nahmen nutzen zu können und rechtzeitig sicherzustellen, dass vor der Einschulung 
erforderliche Förderangebote wahrgenommen werden. 

Des Weiteren sind einige Folgeänderungen und Klarstellungen in den bestehenden Re-
gelungen sowie redaktionelle Anpassungen erforderlich.  

 

B) Lösung 

Es werden bayernweit flächendeckende und grundsätzlich verpflichtende Sprachstands-
erhebungen bei allen Kindern im vorletzten Jahr vor der Einschulung in Zuständigkeit 
der öffentlichen Grundschulen durchgeführt. Eine Pflicht zur Teilnahme an dieser 
Sprachstandserhebung durch die Grundschule besteht nur dann nicht, wenn ein Nach-
weis einer staatlich geförderten Kindertageseinrichtung vorgelegt wird, wonach das 
Kind keinen Sprachförderbedarf hat.  

Die öffentlichen Grundschulen werden in die Lage versetzt festzustellen, welche Kinder, 
die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in ihrem Sprengel haben, Bedarf an Fördermaßnah-
men zum Erwerb deutscher Sprachkenntnisse vor Beginn der Schulpflicht haben. Zu-
gleich wird den öffentlichen Grundschulen dadurch ermöglicht, Kinder mit Sprachför-
derbedarf ab Beginn des letzten Kindergartenjahres bis zur Einschulung zum Besuch 
einer staatlich geförderten Kindertageseinrichtung mit integriertem Vorkurs zur Förde-
rung der deutschen Sprachkenntnisse zu verpflichten. 

Damit wird sichergestellt, dass künftig der Sprachstand aller Kinder rechtzeitig vor der 
Einschulung erhoben wird, um notwendige Sprachfördermaßnahmen frühzeitig und ver-
pflichtend einleiten zu können. 

Des Weiteren wird geregelt, dass die zuständige Grundschule ein Kind, das keine staat-
lich geförderte Kindertageseinrichtung mit integriertem Vorkurs oder eine vergleichbare 
Fördermaßnahme zum Erwerb der deutschen Sprache besucht hat und bei dem im 
Rahmen der Schulanmeldung festgestellt wird, dass es nicht über die notwendigen 
Deutschkenntnisse verfügt, von der Aufnahme zurückstellen und das Kind verpflichten 
soll, im nächsten Schuljahr eine staatlich geförderte Kindertageseinrichtung mit inte-
griertem Vorkurs zu besuchen. 

 

C) Alternativen 

Keine 
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D) Kosten 

Die Durchführung von Sprachstandserhebungen bei Kindern im Alter zwischen rd. vier 
bis fünf Jahren an Kindertageseinrichtungen und an öffentlichen Grundschulen sowie 
die Sprachförderung von Kindern im Vorschulalter im vorletzten und im letzten Kinder-
gartenjahr sind bereits in Art. 5 Abs. 2 und 3 des Bayerischen Integrationsgesetzes 
(BayIntG) geregelt.  

Mit den bayernweit flächendeckenden und grundsätzlich verpflichtenden Sprachstand-
serhebungen bei grundsätzlich allen Kindern, für die der Grundschule keine schriftliche 
Erklärung einer staatlich geförderten Kindertageseinrichtung, wonach das Kind keinen 
Förderbedarf hinsichtlich der deutschen Sprachkenntnisse hat, vorgelegt wird und dem 
damit verbundenen Verfahren im vorletzten Jahr vor der Einschulung gehen an öffent-
lichen Grundschulen Personalmehraufwendungen einher. Zudem müssen die Kinder 
mit einem Erziehungsberechtigten zur Sprachstandserhebung eingeladen, über Zweck 
und Inhalt des Verfahrens aufgeklärt und ggf. zum Besuch einer Kindertageseinrichtung 
mit einem integrierten Vorkurs verpflichtet werden. 

Es entsteht auch ein gewisser Aufwand für die Erstellung der schriftlichen Erklärungen 
der Kindertageseinrichtungen über den Sprachstand der Kinder.  

Durch die zusätzliche Übermittlung eines Jahrgangs von Vorschulkindern – hier die Al-
tersgruppe der Kinder im vorletzten Kindergartenjahr – durch die Meldebehörden an die 
Grundschulen und die laufende Aktualisierung der zugezogenen Kinder entsteht für die 
Meldebehörden zusätzlicher Aufwand. 

I. Kosten für den Staat 

Für die Entwicklung und Bereitstellung des notwendigen Instruments für die Sprach-
standserhebung inklusive einer begleitenden wissenschaftlichen Beratung stehen im 
Kalenderjahr 2024 bei Kap. 05 12 Tit. 547 05 finanzielle Mittel im Umfang von 250 000 € 
aus einer Fraktionsinitiative von FREIEN WÄHLERN und CSU zur Verfügung. Diese 
Summe ist nach einer Kostenschätzung des Staatsministeriums für Unterricht und Kul-
tus für das Vorhaben ausreichend.  

Für die Durchführung der Sprachstandserhebung an den Grundschulen 1,5 Jahre vor 
Beginn der Schulpflicht durch Qualifizierte Beratungslehrkräfte sind darüber hinaus per-
sonelle Ressourcen im Umfang von 30 Planstellen in der Besoldungsgruppe A 12 + AZ 
bis A 13 notwendig (entspricht einem Betrag von rund 2,3 Mio. €). 

Diese Kapazitäten werden im Rahmen der jeweils verfügbaren Stellen und Mittel dar-
gestellt. 

II. Kosten für die Kommunen 

1. Darstellung zu Aufwand und Kosten sowie zum Konnexitätsprinzip 

Das Konnexitätsprinzip (Art. 83 Abs. 3 der Bayerischen Verfassung – BV) ist hinsicht-
lich der Änderung des § 15 der Meldedatenverordnung (MeldDV) berührt.  

Die vorgesehenen Regelungen im Bayerischen Gesetz über das Erziehungs- und Un-
terrichtswesen (BayEUG) und im Bayerischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz 
(BayKiBiG) und die Änderungen der Bayerischen Schulordnung (BaySchO), der Grund-
schulordnung (GrSO) und der Kinderbildungsverordnung (AVBayKiBiG) enthalten keine 
neuen Aufgaben. Allerdings kann die Verpflichtung von Eltern, den Rechtsanspruch des 
Kindes auf einen Betreuungsplatz (§ 24 SGB VIII) geltend zu machen, die Inanspruch-
nahme von Kindergartenplätzen erhöhen. Eine notwendige Nachverdichtung des Be-
treuungsangebots kann per se nicht ausgeschlossen werden. Bei einem fehlenden Be-
treuungsangebot ist auch nicht ausgeschlossen, dass gegenüber den Trägern der öf-
fentlichen Jugendhilfe vermehrt Sekundäransprüche geltend gemacht werden.  

Der sächliche Aufwand für die Sprachstandserhebung an öffentlichen Grundschulen 
und das diesbezügliche Einladungsverfahren für Kinder im Alter von rd. vier bis fünf 
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Jahren ist bereits in Art. 5 Abs. 2 BayIntG angelegt. Zudem müssen die öffentlichen 
Grundschulen den Sprachstand aller Kinder und einen etwaigen Sprachförderbedarf 
spätestens im Rahmen des Einschulungsverfahrens ermitteln. Die Zurückstellung von 
Kindern wegen fehlender Deutschkenntnisse ist bereits in Art. 37 Abs. 4 BayEUG ge-
regelt; der diesbezügliche sächliche Aufwand ändert sich nicht, wenn statt einer Zurück-
stellung vom Schulbesuch ein Kind im Vorschulalter zum Besuch einer Kindertagesein-
richtung mit integriertem Vorkurs verpflichtet wird, um eine spätere Zurückstellung we-
gen fehlender Deutschkenntnisse zu vermeiden. Auch bisher sind die Erziehungsbe-
rechtigten zu Beratungsgesprächen wegen eines Deutschförderbedarfs ihres Kindes 
einzuladen gewesen und sind Empfehlungen zum Besuch einer Kindertageseinrichtung 
mit einem integrierten Vorkurs an die Erziehungsberechtigten übermittelt worden, vgl. 
Art. 5 Abs. 3 Satz 2 BayIntG. Des Weiteren konnten und können öffentliche Grundschu-
len Kinder zu einer gesonderten Sprachstandserhebung einladen, wenn die Ermittlung 
des Sprachstandes am Tag der Schulanmeldung nicht möglich ist oder sich aus sons-
tigen Gründen ein anderer oder zusätzlicher Termin besser eignet. Durch dieses Ände-
rungsgesetz werden insoweit schon deshalb keine Mehrkosten für die kommunalen 
Sachaufwandsträger entstehen. 

Die Verpflichtung der Erziehungsberechtigten, einen Platz für ihr Kind mit Sprachförder-
bedarf in einer Kindertageseinrichtung mit einem integrierten Vorkurs in Anspruch zu 
nehmen und diesen ggf. beim zuständigen Jugendhilfeträger einzufordern, ist von vorn-
herein unter keine der drei Fallgruppen des Art. 83 Abs. 3 BV zu fassen. Es ist zwar 
möglich, dass die Kostenlast bei den Kommunen mittelbar steigen wird, weil der Rechts-
anspruch des Kindes vermehrt geltend gemacht wird. Doch ist dies nicht darauf zurück-
zuführen, dass der Freistaat Bayern den Kommunen eine neue Aufgabe überträgt, eine 
verpflichtende Vorgabe an die Gemeinden und Gemeindeverbände oder besondere An-
forderungen an die Erfüllung einer bestehenden Aufgabe stellt. 

Für die Erstellung der schriftlichen Erklärungen der Kindertageseinrichtungen über den 
Sprachstand der Kinder wird geschätzt mit Mehrkosten in Höhe von jährlich 220 000 € 
gerechnet (110 000 á 2 €). Diese Mehrkosten sind über die erhöhten Buchungszeitfak-
toren nach § 24 Abs. 1 Satz 2 und 3 AVBayKiBiG mit abgegolten (Förderung in Höhe 
von insgesamt über 10 Mio. €). 

Allerdings entsteht den Gemeinden als zuständigen Meldebehörden i. S. d. Art. 1 Abs. 1 
Satz 1 des Bayerischen Gesetzes zum Melde-, Pass- und Personalausweiswesen 
(BayGMPP) ein erhöhter Aufwand für die Datenermittlung und -übermittlung der be-
troffenen Kinder. Pro Datenübermittlung einer Meldebehörde an eine Grundschule wird 
ca. eine halbe Stunde je Gemeinde benötigt. Insgesamt gibt es 2 056 Gemeinden in 
Bayern, sodass sich bayernweit 1 028 Arbeitsstunden bzw. 128,5 Arbeitstage eines 
Vollzeitbeschäftigten ergeben. Der durchschnittliche Beschäftigte in einem Bürgerbüro 
dürfte etwa in E 6 eingruppiert sein. E 6 entspricht jährlichen Personalvollkosten in 
Höhe von 80 000 €. Heruntergerechnet auf 128,5 Arbeitstage (= Faktor 0,55) entstehen 
insgesamt pro Gesamtlieferung in Bayern Kosten i. H. v. 44 000 €. Da zwischenzeitlich 
zugezogene Kinder bis zum 31. August des Folgejahres ebenfalls regelmäßig übermit-
telt werden, wird nicht mit einer Einzellieferung, sondern mit zwölf getrennten Zuliefe-
rungen gerechnet, die trotz voraussichtlich geringerem Datenumfang zeitlich ähnlich 
aufwändig wie die Bestandsdatenlieferung eingeschätzt werden. Die vorgeschätzten 
bayernweiten Kosten von 44 000 € sind daher mit dem Faktor 12 zu multiplizieren (ins-
gesamt bayernweit 528 000 €). Vor dem Hintergrund, dass bereits gleichartige Daten-
übermittlungen für schulpflichtige Kinder erfolgen, wird der Aufwand jedoch geringer 
ausfallen. Dies wird mit einem Faktor von 0,5 berücksichtigt. Somit führt die Änderung 
der MeldDV zu einem geschätzten jährlichen Mehraufwand in Höhe von 264 000 € für 
alle Gemeinden in Bayern. 
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2. Ergebnis der Verbandsanhörung und des Konsultationsverfahrens  

Der Gesetzentwurf wurde mit den kommunalen Spitzenverbänden in zwei Terminen 
erörtert. In diesen Gesprächen konnte keine Einigung erzielt werden. Die abweichende 
Haltung der kommunalen Spitzenverbände kommt auch in deren Stellungnahme im 
Rahmen der Verbandsanhörung zum Ausdruck. Sie wurde gemäß Nr. II.1.5 der Kon-
sultationsvereinbarung (KonsultVer) aufgenommen. 

Haltung der kommunalen Spitzenverbände: 

Die kommunalen Spitzenverbände tragen vor, dass der Gesetzentwurf erheblichen Ver-
waltungsaufwand für Schulen, Kindertageseinrichtungen und Jugendhilfe verursache, 
ohne einen adäquaten finanziellen Ausgleich vorzusehen. Der Gesetzentwurf verlagere 
Kosten auf die Kommunen sowie die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe und 
trage dem verfassungsrechtlichen Konnexitätsprinzip nicht Rechnung. 

Konkret wird eingewandt, dass 

─ der Gesetzentwurf eine ausdrückliche Pflicht zum Besuch einer staatlich geför-
derten Kindertageseinrichtung und zum Besuch eines Vorkurses (mit entspre-
chenden Kostenfolgen auf kommunaler Seite) statuiere, aber gleichzeitig die 
Abschätzung aller Kostenfolgen dieser Verpflichtung sowie den verfassungs-
rechtlich dafür vorgesehenen Vollkostenersatz verweigere; 

─ bei einem fehlenden Betreuungsangebot gegenüber den Trägern der öffentli-
chen Jugendhilfe vermehrt Sekundäransprüche geltend gemacht werden könn-
ten, die Kostenfolgen solcher „Sekundäransprüche“ jedoch ausgeblendet und 
ein Kostenersatz hierfür negiert werde. Gleiches gelte für einen zusätzlichen 
sächlichen Aufwand, wenn ein Kind wegen fehlender Deutschkenntnisse statt 
einer Zurückstellung vom Schulbesuch zum Besuch einer staatlich geförderten 
Kindertageseinrichtung verpflichtet werde;  

─ bei der (neu eingeführten) gesetzlichen Verpflichtung der Erziehungsberechtig-
ten, einen Platz in einer staatlich geförderten Kindertageseinrichtung mit inte-
griertem Vorkurs in Anspruch zu nehmen, die konnexitätsrechtliche Verpflich-
tungslage sogar rundweg abgelehnt, gleichzeitig aber eingestanden werde, 
dass dadurch die Kostenlast bei den Kommunen mittelbar steigen werde, weil 
der Rechtsanspruch des Kindes vermehrt geltend gemacht werde. Eine Kos-
tenfolgenabschätzung erfolge insoweit ebenso wenig wie ein Vollkostenersatz; 

─ die durch Gesetz erfolgte Verlagerung des Vorrangs von schulischen Vorkursen 
zu Kindertageseinrichtungen mit integrierten Vorkursen eine Kostenbelastung 
der Kommunen zugunsten des Freistaates Bayern sei. Die Argumentation im 
Gesetzentwurf sei nicht nachvollziehbar, dass damit (in gleichem Maße) ein 
Hinausschieben bzw. eine Verlängerung des Kindergartenbesuchs vermieden 
werde, weil es weniger Zurückstellungen gebe. Gerade im letzten Jahr vor der 
Einschulung veränderten sich die sprachlichen Fähigkeiten stark und es erfolg-
ten bisher nur wenige Rückstellungen; 

─ für die Erstellung der schriftlichen Erklärungen der staatlich geförderten Kinder-
tageseinrichtung über den Sprachstand die Mehrkosten auf jährlich 220 000 € 
geschätzt werden (110 000 à 2 € je Erklärung), die Annahme von 2 € je Erklä-
rung aber unrealistisch und angesichts des Fehlens von Fachpersonal nicht 
leistbar sei. Ebenso seien die Mehrkosten über die erhöhten Buchungszeitfak-
toren nach § 24 Abs. 1 Satz 2 und 3 AVBayKiBiG nicht abgegolten und sei die 
Förderung über Buchungszeitfaktoren schon heute nicht auskömmlich; 

─ die Annahmen zum Mehraufwand der kommunalen Meldebehörden im Gesetz-
entwurf ebenfalls unrealistisch niedrig angesetzt seien (128,5 Arbeitstage eines 
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Vollzeitbeschäftigten in E 6, Kosten pro Gesamtlieferung von 44 000 € bzw. Re-
duzierung um Faktor 0,5 wegen gleichartiger Datenübermittlungen); 

─ der Mehraufwand bei den Kreisverwaltungsbehörden nicht berücksichtigt wor-
den sei, da bei entsprechenden Meldungen Anhörungen durchzuführen und zu 
prüfen seien, Bußgeldbescheide erlassen werden müssten und ggf. das weitere 
Verfahren durchgeführt werden müsse. Zu rechnen sei neben dem zusätzlichen 
Verwaltungsaufwand für den Erlass eines Verwaltungsakts auch mit Beschwer-
den, Widersprüchen und Klagen. Dies belaste die staatlichen Schulämter und 
führe zu Mehraufwand bei der von den kreisfreien Städten und Landkreisen fi-
nanzierten juristischen Sachbearbeitung der rechtlichen Leitung des Staatlichen 
Schulamts; 

─ die schriftliche Bestätigung zum Nachweis, dass eine staatlich geförderte Kin-
dertageseinrichtung mit integriertem Vorkurs besucht wird und die Kindertages-
einrichtung über die bestehende Pflicht informiert wurde, löse zusätzlichen Ver-
waltungsaufwand aus. 

Die kommunalen Spitzenverbände rügen unter Verweis auf Nr. II.1.2 KonsultVer, dass 
dem Gesetzentwurf keine ausreichende Kostenfolgenabschätzung beigefügt worden 
sei, in welcher die sich ergebenden Kostenauswirkungen und die Grundlagen der Kos-
tenermittlung (insbesondere Berechnungen) in einer ausreichenden Weise dargestellt 
würden. Ebenso werde nicht ausreichend dargelegt, auf welche Weise der Mehrbelas-
tungsausgleich erfolgen solle. 

Die kommunalen Spitzenverbände machen in Übereinstimmung mit Nr. II.1.5 Konsult-
Ver zusammenfassend geltend, dass sie der Kostenfolgenabschätzung des Gesetzent-
wurfs und den daraus gezogenen Folgerungen nicht zustimmen und darauf hinweisen, 
dass bei ernsthaften und tiefgreifenden Differenzen über die Grundlagen der Kostener-
mittlung im Einvernehmen beider Parteien ein Gutachter bestellt werden kann, was die 
kommunalen Spitzenverbände hier für veranlasst halten.  

Haltung der Staatsregierung: 

Kindertagesbetreuung ist kommunale Pflichtaufgabe. Die Kommunen haben dafür 
Sorge zu tragen, dass ein bedarfsgerechtes Betreuungsangebot zur Verfügung steht. 
Ein ausgleichspflichtiger Mehrbedarf wird nicht geschaffen. Die angesprochene Ziel-
gruppe hat bereits jetzt einen individuellen Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz. 
Sprachliche Bildung ist in Art. 12 Abs. 2 BayKiBiG sowie in § 5 AVBayKiBiG als Bil-
dungs- und Erziehungsziel rechtlich verankert und ein wichtiger Bildungs- und Erzie-
hungsauftrag aller staatlich geförderter Kindertageseinrichtungen. Insoweit wird keine 
neue Aufgabe der Kommunen begründet und werden keine neuen Standards geschaf-
fen. Dass der durch die Ausstellung von Erklärungen entstehende Aufwand der staatlich 
geförderten Kindertageseinrichtungen ausgeglichen wird, ist oben unter D II.1. darge-
legt.  

Wie aus den Ausführungen unter D II.1. ersichtlich wird die Konnexitätsrelevanz der 
Änderung des § 15 MeldDV dem Grunde nach bejaht, der den Gemeinden als zustän-
digen Meldebehörden entstehende Mehraufwand aber nicht als ausgleichspflichtig an-
gesehen, da er unterhalb der Wesentlichkeitsschwelle liegt. 

Die Einwände gegen die Änderung der MeldDV begründen die kommunalen Spitzen-
verbände lediglich mit der Aussage, dass die Annahmen für die zusätzliche Belastung 
der Meldebehörden unrealistisch niedrig seien und verweisen auf die zur Schätzung 
herangezogenen Werte ohne weitere Einlassung oder eigene Kostenermittlung. Für die 
Kostenschätzung wurden ausgewählte Meldebehörden in allen sieben Regierungsbe-
zirken befragt. Entsprechende Reduzierungen wegen gleichartiger Datenübermittlun-
gen sind im Gesetzentwurf begründet. Die Bearbeitung von Einzelvorgängen bei den 



Drucksache 19/3248 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode Seite 6 

 

Meldebehörden wird sich bezüglich des Aufwands in Grenzen halten, da die Meldebe-
hörden Weg- und Zuzüge bisher auch für schulpflichtige Kinder nach § 15 MeldDV an 
die Grundschulen „seriell“ melden. Die neu geplanten, unterschuljährigen Meldungen 
sollen sich hieran anschließen und sind bei der Kostenberechnung mit einbezogen wor-
den. Der größere Teil des Aufwands für die Meldebehörden besteht im (datenschutz-
konformen) Versand der Daten an die Grundschulen. Werden ausschließlich mehr Da-
ten geliefert, aber nicht zu weiteren Anlässen, bleibt der Aufwand für den Versand der 
Daten (weitestgehend) gleich. Um den Aufwand für die Meldebehörden insgesamt zu 
minimieren, laufen bereits Gespräche dazu, wie die Datenübermittlungen sinnvoll auto-
matisiert und digitalisiert werden können. Dies kann aber erst mittelfristig – jedenfalls 
nicht mit dem avisierten Inkrafttreten des Gesetzes – umgesetzt werden. 

Die von den kommunalen Spitzenverbänden befürchteten Mehrbelastungen und Kos-
tensteigerungen im Vollzug des Gesetzes auf Seiten der Kreisverwaltungsbehörden 
durch Anhörungsverfahren und Widerspruchsverfahren sowie in Verfahren zur Verfol-
gung von Ordnungswidrigkeiten bei Verstoß gegen die Pflicht zur Teilnahme an Sprach-
standserhebungen und dem Besuch einer staatlich geförderten Kindertageseinrichtung 
mit Vorkurs sind nicht quantifizierbar oder belegt.  

Die Grundschulen werden die Erziehungsberechtigten umfassend über das Verfahren 
und auch die Folgen bei Pflichtverletzungen informieren. Muster-Informationsschreiben 
sowie Muster für die Bescheide, die die Grundschulen bei einer Verpflichtung zum Be-
such einer staatlich geförderten Kindertageseinrichtung mit Vorkurs ausstellen sollen, 
werden vom Staatsministerium für Unterricht und Kultus erstellt. Die Grundschulen und 
die fachlichen Leitungen der Staatlichen Schulämter werden umfassend über die Vor-
gehensweise insbesondere in herausfordernden Konstellationen informiert werden. 
Auch Widerspruchsbescheide werden bisher schon ohne besondere Inanspruchnahme 
der juristischen Leitungen der Staatlichen Schulämter vom fachlichen (staatlichen) Per-
sonal der Schulämter erstellt. Es ist davon auszugehen, dass es nicht zu einer Mehrung 
der Fälle von Verfahren wegen Ordnungswidrigkeiten kommt, da die geltenden Gesetze 
in der Regel befolgt werden. Bereits auf Grundlage des Art. 5 Abs. 2 Satz 4 mit Abs. 6 
BayIntG können Erziehungsberechtigte, die nicht dafür sorgen, dass ihr Kind an der 
Sprachstandserhebung teilnimmt, von den Kreisverwaltungsbehörden mit einer Geld-
buße belegt werden. Außerdem entfällt künftig das Verfahren wegen Ordnungswidrig-
keit, wenn ein angebotenes Beratungsgespräch nicht angenommen wird (siehe Art. 5 
Abs. 3 Satz 3 mit Abs. 6 BayIntG). Dieser Aufwand besteht für die Kommunen derzeit.  

Außerdem ist zu berücksichtigen, dass die Zahl der Verfahren der Zurückstellung von 
Kindern vom Schulbesuch infolge der frühzeitigen Sprachstandserhebung- und -förde-
rung sinken wird und sich dadurch auch gegenzurechnende Entlastungen bei den Kom-
munen hinsichtlich der Beanspruchung von Betreuungsplätzen und in Bezug auf etwa-
ige Verfahren ergeben werden. 

III. Kosten für die Wirtschaft und den Bürger 

Bei einer Verpflichtung zum Besuch einer staatlich geförderten Kindertageseinrichtung 
mit integriertem Vorkurs zur Förderung der deutschen Sprachkenntnisse haben die Er-
ziehungsberechtigten eines Kindes ggf. Elternbeiträge an den Träger zu entrichten. 

Darüber hinaus entstehen keine Kosten. 
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Gesetzentwurf 

zur Einführung und Durchsetzung verbindlicher Sprachstandserhebungen und 
Sprachfördermaßnahmen vor der Einschulung 

§ 1 

Änderung des Bayerischen Gesetzes über das  
Erziehungs- und Unterrichtswesen 

Das Bayerische Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 414, 632, BayRS 2230-
1-1-K), das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 23. Juli 2024 (GVBl. S. 257) und durch 
die §§ 1 und 2 des Gesetzes vom 23. Juli 2024 (GVBl. S. 263) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. Art. 37 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Abs. 2 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„4Eine Zurückstellung, die vorrangig auf Förderbedarf aufgrund mangelnder 
deutscher Sprachkenntnisse beruht, kann nur nach Maßgabe des Abs. 3 Satz 6 
erfolgen.“ 

b) Nach Abs. 2 wird folgender Abs. 3 eingefügt: 

„(3) 1Zur frühzeitigen Feststellung und Förderung einer entsprechenden Ent-
wicklung für die spätere Leistungsfähigkeit in der Schule wird bei allen Kindern, 
die bis zum 30. September sechs Jahre alt werden, ab der ersten Hälfte des 
vorletzten Kindergartenjahres vor Beginn der Schulpflicht gemäß Abs. 1 Satz 1 
ohne Berücksichtigung der Möglichkeit, das Eintreten der Schulpflicht nach 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 zu verschieben, oder einer Zurückstellung von der Auf-
nahme nach Abs. 2 der Sprachstand erhoben. 2Zuständig ist die Grundschule, 
in deren Sprengel das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat und in der die 
Schulpflicht voraussichtlich zu erfüllen ist. 3Die Teilnahme an der Sprachstand-
serhebung an der zuständigen Grundschule muss erfolgen, solange dieser we-
der eine schriftliche Erklärung einer staatlich geförderten Kindertageseinrich-
tung, wonach das Kind keinen Förderbedarf hinsichtlich der deutschen Sprach-
kenntnisse hat, noch eine schriftliche Erklärung einer Schulvorbereitenden Ein-
richtung oder einer Heilpädagogischen Tagesstätte, dass das Kind wegen eines 
festgestellten sonderpädagogischen Förderbedarfs oder einer Behinderung in 
einer dieser Einrichtungen betreut wird, vorgelegt wird. 4Ein Kind, bei dem das 
Ergebnis der Sprachstandserhebung an der zuständigen Grundschule erwarten 
lässt, dass seine Deutschkenntnisse für eine erfolgreiche Teilnahme am Unter-
richt der Grundschule nicht ausreichen werden, wird von der zuständigen 
Grundschule verpflichtet, ab Beginn des letzten Kindergartenjahres bis zur Ein-
schulung mit einer Mindestbuchungszeit von über drei Stunden täglich eine 
staatlich geförderte Kindertageseinrichtung mit einem integrierten Vorkurs zur 
Förderung der deutschen Sprachkenntnisse zu besuchen. 5Dies gilt nicht, wenn 
ein Sprachdefizit nicht auf mangelnde Kenntnisse der deutschen Sprache, son-
dern auf ein Defizit aufgrund eines festgestellten sonderpädagogischen Förder-
bedarfs oder einer Behinderung zurückzuführen ist. 6Die zuständige Grund-
schule soll ein Kind, das keine staatlich geförderte Kindertageseinrichtung mit 
einem integrierten Vorkurs oder eine vergleichbare Fördermaßnahme zum Er-
werb der deutschen Sprache besucht hat und bei dem im Rahmen der Schul-
anmeldung festgestellt wird, dass es nicht über die notwendigen Deutschkennt-
nisse verfügt, von der Aufnahme zurückstellen und verpflichten, im nächsten 
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Schuljahr eine staatlich geförderte Kindertageseinrichtung mit einem integrier-
ten Vorkurs zu besuchen. 7Die Grundschule führt den integrierten Vorkurs ge-
meinsam mit den in ihrem Sprengel liegenden staatlich geförderten Kinderta-
geseinrichtungen durch.“ 

c) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4. 

d) Die bisherigen Abs. 4 und 5 werden aufgehoben. 

2. Art. 76 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„3Nach Maßgabe des Art. 37 Abs. 3 sind die Erziehungsberechtigten ferner ver-
pflichtet dafür zu sorgen, dass ein Kind an der Sprachstandserhebung teilnimmt und 
regelmäßig eine staatlich geförderte Kindertageseinrichtung mit einem integrierten 
Vorkurs besucht.“ 

3. In Art. 89 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 werden nach dem Wort „Aufnahmeverfahren“ die Wör-
ter „und die vorausgehende Sprachstandserhebung und -förderung“ eingefügt. 

4. Art. 119 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. entgegen Art. 76 Satz 2 nicht dafür sorgt, dass minderjährige Schulpflichtige am 
Unterricht regelmäßig teilnehmen und die sonstigen verbindlichen Schulveran-
staltungen besuchen, entgegen Art. 37 Abs. 3 Satz 1 und 2 in Verbindung mit 
Art. 76 Satz 3 nicht dafür sorgt, dass ein Kind an der Sprachstandserhebung 
teilnimmt, oder entgegen einer vollziehbaren Anordnung nach Art. 37 Abs. 3 
Satz 4 oder Satz 6 in Verbindung mit Art. 76 Satz 3 nicht dafür sorgt, dass ein 
Kind regelmäßig eine staatlich geförderte Kindertageseinrichtung mit einem in-
tegrierten Vorkurs besucht; das Gleiche gilt für Personen, denen die Erziehung 
minderjähriger Schulpflichtiger durch Rechtsvorschrift oder Vertrag ganz oder 
teilweise übertragen ist,“. 

 

§ 2 

Änderung des Bayerischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes 

Das Bayerische Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz (BayKiBiG) vom 8. Juli 
2005 (GVBl. S. 236, BayRS 2231-1-A), das zuletzt durch Gesetz vom 10. August 2023 
(GVBl. S. 499) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Dem Art. 11 Abs. 3 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Wenn das Kind keinen erhöhten Förderbedarf hinsichtlich der deutschen Sprache 
hat, stellen die Träger der Kindertageseinrichtungen den Eltern im vorletzten Kin-
dergartenjahr vor Beginn der Schulpflicht (Art. 37 Abs. 3 Satz 1 des Bayerischen 
Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen – BayEUG) bis zum 31. Ja-
nuar des jeweiligen Kindergartenjahres eine schriftliche Erklärung darüber aus.“ 

2. Art. 15 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 2 werden die folgenden Sätze 3 bis 6 eingefügt: 

„3Sie sollen für Kinder, die nach Art. 37 Abs. 3 Satz 4 oder Satz 6 BayEUG zum 
Besuch einer Kindertageseinrichtung mit einem integrierten Vorkurs zur Förde-
rung der deutschen Sprachkenntnisse verpflichtet sind, in Zusammenarbeit mit 
der Grundschule Sprachfördermaßnahmen in Form eines integrierten Vorkur-
ses anbieten und durchführen. 4In den Vorkurs werden auch Kinder mit beson-
derem sprachlichen Förderbedarf im Deutschen aufgenommen, für die eine An-
ordnung durch die Grundschule nicht vorliegt. 5Die Träger von Kindertagesein-
richtungen stellen den Eltern eine schriftliche Bestätigung über die Aufnahme 
eines Kindes mit Besuchs- und Sprachförderpflicht nach Art. 37 Abs. 3 Satz 4 
oder Satz 6 BayEUG aus, aus der hervorgeht, dass sie von der Besuchs- und 
Sprachförderpflicht Kenntnis genommen haben. 6Die Träger von Kindertages-
einrichtungen melden Verstöße gegen die ihnen bekannte Anordnung einer Be-
suchs- und Sprachförderpflicht nach Art. 37 Abs. 3 Satz 4 oder Satz 6 BayEUG 
unverzüglich an die Grundschule, die die Verpflichtung ausgesprochen hat.“ 

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 7. 
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3. In Art. 27 Satz 1 Nr. 7 wird das Wort „Aufnahmen“ durch das Wort „Aufnahme“ er-
setzt und nach der Angabe „Art. 37 Abs. 2“ die Angabe „oder Abs. 3“ eingefügt. 

4. In Art. 32 Satz 1 Nr. 1 werden nach der Angabe „(Art. 13)“ die Wörter „und Näheres 
der Bildungs- und Erziehungsarbeit einschließlich zur Durchführung von Sprach-
standserhebungen sowie zur Zusammenarbeit mit der Grundschule (Art. 15)“ ein-
gefügt. 

 

§ 3 

Änderung des Bayerischen Integrationsgesetzes 

Art. 5 des Bayerischen Integrationsgesetzes (BayIntG) vom 13. Dezember 2016 
(GVBl. S. 335, BayRS 26-6-I), das zuletzt durch § 1 Abs. 277 der Verordnung vom 
26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „(Art. 26 Abs. 1 Satz 5 des Bayerischen Kinderbil-
dungs- und -betreuungsgesetzes – BayKiBiG)“ gestrichen und nach den Wör-
tern „bei allen Kindern“ werden die Wörter „in den Kindertageseinrichtungen“ 
eingefügt. 

b) Die Sätze 2 und 3 werden wie folgt gefasst: 

„2Bei Bedarf erhalten Kinder erforderliche Sprachfördermaßnahmen. 3Art. 37 
Abs. 3 des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
bleibt unberührt.“ 

2. Abs. 3 wird aufgehoben. 

3. Abs. 4 wird Abs. 3. 

4. Die Abs. 5 und 6 werden aufgehoben. 

 

§ 4 

Änderung der Bayerischen Schulordnung 

Die Bayerische Schulordnung (BaySchO) vom 1. Juli 2016 (GVBl. S. 164, 241, 
BayRS 2230-1-1-1-K), die zuletzt durch § 1 der Verordnung vom 4. Juli 2024 (GVBl. S. 
281) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Unterlagen“ die Wörter „einschließlich der 
Unterlagen, die die Schulen zur Erfüllung ihrer Aufgaben vor Beginn der Schul-
pflicht führen“ eingefügt. 

b) In Satz 2 Nr. 1 Buchst. o werden nach den Wörtern „die die“ die Wörter „Sprach-
standserhebung und -förderung gemäß Art. 37 Abs. 3 BayEUG und die“ einge-
fügt. 

2. § 39 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt: 

„3Die Unterlagen über die Sprachstandserhebung und -förderung gemäß Art. 37 
Abs. 3 BayEUG sind von der öffentlichen Grundschule, in deren Schulsprengel 
das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, bei einer Änderung des gewöhn-
lichen Aufenthalts im Original an die neu zuständige öffentliche Grundschule 
weiterzugeben.“ 

b) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden die Sätze 4 und 5. 

c) Der bisherige Satz 5 wird Satz 6 und die Angabe „Satz 1“ wird durch die Wörter 
„den Sätzen 1 und 3“ ersetzt. 

3. In § 40 Satz 2 werden nach dem Wort „verlässt,“ die Wörter „wobei bei Schülerun-
terlagen gemäß § 37 Satz 2 Nr. 1 Buchst. o die Nichtaufnahme an der Schule ab 
Beginn der Schulpflicht dem Verlassen der Schule gleichgestellt wird,“ eingefügt. 
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§ 5 

Änderung der Grundschulordnung 

§ 2 der Grundschulordnung (GrSO) vom 11. September 2008 (GVBl. S. 684, BayRS 
2232-2-K), die zuletzt durch § 4 der Verordnung vom 4. Juli 2024 (GVBl. S. 281) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift werden vor dem Wort „Anmeldung“ die Wörter „Sprachstandser-
hebung und -förderung,“ eingefügt. 

2. Die Abs. 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

„(1) 1Zur Durchführung der Sprachstandserhebung gemäß Art. 37 Abs. 3 
BayEUG soll mindestens eine Erziehungsberechtigte oder ein Erziehungsberech-
tigter mit dem Kind persönlich an der Grundschule erscheinen und die notwendigen 
Angaben zur Person des Kindes, über einen Besuch einer Kindertageseinrichtung 
und eines Vorkurses zur Förderung der deutschen Sprachkenntnisse gemäß Art. 37 
Abs. 3 BayEUG machen, die erforderlichenfalls durch entsprechende Nachweise 
zu belegen sind. 2Die Sprachstandserhebung soll zwischen Februar und März des 
Jahres vor Beginn der Schulpflicht (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BayEUG) durchge-
führt werden. 3Ort und Zeit werden den Erziehungsberechtigten von der Schulleite-
rin oder dem Schulleiter mitgeteilt. 4Ein im Rahmen der Hilfen zur Erziehung in einer 
Einrichtung über Tag und Nacht (Heimerziehung) oder in einer sonstigen betreuten 
Wohnform untergebrachtes Kind kann durch eine dort tätige Fachkraft zur Sprach-
standserhebung begleitet werden. 5Zur Erhebung des Sprachstandes kann erfor-
derlichenfalls eine Tonaufnahme angefertigt und bis zur zeitnahen Auswertung an 
der Grundschule gespeichert werden. 6Die Ergebnisse der Sprachstandserhebung 
werden bei Feststellung eines Sprachförderbedarfs von der Grundschule an die 
staatlich geförderte Kindertageseinrichtung, an der der integrierte Vorkurs zur För-
derung der deutschen Sprachkenntnisse für das jeweilige Kind stattfindet, weiter-
geleitet. 7Informationen der Kindertageseinrichtung zu dem Kind dürfen nur mit Ein-
verständnis der Erziehungsberechtigten oder durch die Erziehungsberechtigten an 
die Schule weitergegeben werden. 8Wird ein Kind gemäß Art. 37 Abs. 3 Satz 4 oder 
Satz 6 BayEUG verpflichtet, in der Zeit bis zur Einschulung eine staatlich geförderte 
Kindertageseinrichtung mit integriertem Vorkurs zur Förderung der deutschen 
Sprachkenntnisse zu besuchen, haben die Erziehungsberechtigten der zuständigen 
Grundschule unverzüglich eine schriftliche Bestätigung über die Aufnahme des Kin-
des an einer staatlich geförderten Kindertageseinrichtung einschließlich der Bestä-
tigung des Trägers über die Kenntnisnahme von der Besuchs- und Sprachförder-
pflicht nach Art. 15 Abs. 2 Satz 4 des Bayerischen Kinderbildungs- und -betreu-
ungsgesetzes (BayKiBiG) vorzulegen oder spätestens bis zum Beginn des nächs-
ten Kindergartenjahres (Art. 26 Abs. 1 Satz 5 BayKiBiG) in geeigneter Form nach-
zuweisen, warum trotz zumutbarer Bemühungen um einen Platz in einer staatlich 
geförderten Kindertageseinrichtung keine Aufnahme erfolgte. 

(2) 1Ein Kind, das nach Art. 37 BayEUG schulpflichtig wird oder werden soll, ist 
von den Erziehungsberechtigten zum Anmeldetermin an der öffentlichen Grund-
schule, in deren Sprengel es seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, oder an einer 
privaten Grundschule anzumelden, soweit nicht eine unmittelbare Anmeldung am 
Förderzentrum erfolgt. 2Ein in einem Heim untergebrachtes Kind kann von der 
Heimleitung angemeldet werden. 3Der Anmeldetermin soll im März liegen. 4Ort und 
Zeit werden von der Schulleiterin oder dem Schulleiter, in Gemeinden und Schul-
verbänden mit mehreren öffentlichen Grundschulen von der dienstältesten Schul-
leiterin oder vom dienstältesten Schulleiter, in kreisfreien Gemeinden vom Staatli-
chen Schulamt festgesetzt und ortsüblich bekannt gemacht. 5Abs. 1 Satz 1, 4 und 
7 gilt für die Schulanmeldung entsprechend.“ 

3. Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Sätze 1 bis 3 werden aufgehoben. 

b) Die Sätze 4 bis 8 werden die Sätze 1 bis 5. 
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§ 6 

Änderung der Kinderbildungsverordnung 

§ 5 der Kinderbildungsverordnung (AVBayKiBiG) vom 5. Dezember 2005 (GVBl. 
S. 633, BayRS 2231-1-1-A), die zuletzt durch Verordnung vom 24. Juli 2024 (GVBl. 
S. 393) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 5 
Sprachliche Bildung; Sprachstandserhebungen“. 

2. Die Abs. 2 und 3 werden wie folgt gefasst: 

‚(2) 1Bei Kindern, deren Eltern beide nichtdeutschsprachiger Herkunft sind, ist 
in der ersten Hälfte des vorletzten Kindergartenjahres vor Beginn der Schulpflicht 
(Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BayEUG) spätestens bis 31. Januar des jeweiligen Kin-
dergartenjahres eine Sprachstandserhebung anhand des zweiten Teils des Bogens 
„Sprachverhalten und Interesse an Sprache bei Migrantenkindern in Kindertages-
einrichtungen (SISMIK) – Sprachliche Kompetenz im engeren Sinn (deutsch)“, 
1. Auflage 2003, durchzuführen. 2Bei Kindern, bei denen zumindest ein Elternteil 
deutschsprachiger Herkunft ist, ist ab der ersten Hälfte des vorletzten Kindergarten-
jahres vor Beginn der Schulpflicht (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BayEUG) spätestens 
bis 31. Januar des jeweiligen Kindergartenjahres eine Sprachstandserhebung an-
hand des Beobachtungsbogens „Sprachentwicklung und Literacy bei deutschspra-
chig aufwachsenden Kindern (SELDAK)“, 1. Auflage 2006, durchzuführen. 3Der Be-
obachtungsbogen SELDAK kann auch in Auszügen verwendet werden. 4Die 
Sprachstandserhebung nach den Sätzen 1 und 2 dient als Grundlage für die Erklä-
rung nach Art. 11 Abs. 3 Satz 3 BayKiBiG. 

(3) Von der Sprachstandserhebung nach Abs. 2 bleibt die Pflicht des Trägers 
unberührt, die Eltern regelmäßig über den Sprachstand der Kinder zu informieren 
und diesen zu diesem Zweck fortlaufend zu beobachten (Art. 11 Abs. 3 Satz 1 und 
2 BayKiBiG).‘ 

 

§ 7 

Änderung der Meldedatenverordnung 

§ 15 der Meldedatenverordnung (MeldDV) vom 15. September 2015 (GVBl. S. 357, 
BayRS 210-3-2-I), die zuletzt durch § 1 Abs. 27 der Verordnung vom 4. Juni 2024 
(GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

a) Der Wortlaut wird Satz 1.  

b) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„2Die Meldebehörden übermitteln der zuständigen Grundschule zur Durchfüh-
rung der Sprachstandserhebung nach Art. 37 Abs. 3 BayEUG jährlich im Zeit-
raum vom 1. bis 10. September die Daten nach Satz 1 Nr. 1 bis 6 und 8 der 
Kinder, die bis zum 30. September des auf die Datenübermittlung folgenden 
Kalenderjahres fünf Jahre alt werden.“ 

2. Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird nach der Angabe „Abs. 1“ die Angabe „Satz 1“ eingefügt. 

b) Folgender Satz 3 wird angefügt: 

„3Ebenso übermitteln die Meldebehörden der zuständigen Grundschule zur 
Durchführung der Sprachstandserhebung die Daten der Kinder nach Abs. 1 
Satz 2, die bis zum 31. August des auf die Datenübermittlung nach Abs. 1 
Satz 2 folgenden Jahres aus dem Ausland oder aus dem Zuständigkeitsbereich 
einer Meldebehörde eines anderen Landes zuziehen.“ 
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§ 8 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am …[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens] in Kraft. 

 

 

Begründung: 

A) Allgemeiner Teil 

Elementare Voraussetzung für das Gelingen der schulischen Bildung und damit unver-
zichtbare Grundlage für die gesellschaftliche Integration von Kindern ist die Beherr-
schung der deutschen Sprache. Art. 5 BayIntG sieht deshalb schon jetzt eine Verpflich-
tung zur Teilnahme an Sprachstandserhebungen ab der ersten Hälfte des vorletzten 
Kindergartenjahres vor Eintritt der Vollzeitschulpflicht und für Kindertageseinrichtungen 
eine Verpflichtung zur Förderung von Kindern in der deutschen Sprache vor. Damit wer-
den jedoch bislang nur die Kinder verlässlich erreicht, die im vorletzten Kindergartenjahr 
eine Kindertageseinrichtung besuchen. Für Kinder ohne Kindergartenplatz im Vorschul-
alter besteht zwar eine Verpflichtung zur Teilnahme an einer Sprachstandserhebung an 
der Sprengelgrundschule. Die Sprachstandserhebung der Kinder ohne Kindergarten-
platz kann aber in der Praxis nicht systematisch umgesetzt werden, da den Grundschu-
len ein Abgleich der Daten von Kindern mit und ohne Kindergartenplatz nicht möglich 
ist. Die Sprachstandserhebung hängt in diesen Fällen daher maßgeblich von der Mit-
wirkung der Erziehungsberechtigten ab. 

Wenn das Ergebnis der Sprachstandserhebung erwarten lässt, dass die Deutschkennt-
nisse des Kindes für eine erfolgreiche Teilnahme am Unterricht der Grundschule nicht 
ausreichen werden, soll zwar auch nach bisheriger Rechtslage der Besuch eines Kin-
dergartens vor der Einschulung und die Teilnahme an einem integrierten Vorkurs zum 
Erwerb deutscher Sprachkenntnisse erfolgen (Art. 5 Abs. 3 Satz 1 BayIntG). Eine 
durchsetzbare Verpflichtung ist gleichwohl nicht vorgesehen. 

Verpflichtend vorgesehen ist bisher nur für Erziehungsberechtigte, deren Kind keine 
Kindertageseinrichtung besucht, und soweit angeboten, ein Beratungsgespräch zu den 
Vorzügen eines regelmäßigen Kindergartenbesuchs, bestehenden Sprachfördermaß-
nahmen und gegebenenfalls bestehender finanzieller Unterstützung für die Familien, 
wenn sie die Förderung wahrnehmen möchten.  

Hat ein Kind weder eine Kindertageseinrichtung noch einen Vorkurs nach Art. 5 Abs. 3 
BayIntG besucht und stellt die zuständige Grundschule im Rahmen der Schulanmel-
dung fest, dass es nicht über die notwendigen Deutschkenntnisse für den Schulbesuch 
verfügt, kann das Kind von der Aufnahme zurückgestellt und verpflichtet werden, im 
nächsten Schuljahr eine Kindertageseinrichtung mit integriertem Vorkurs zu besuchen. 

Mit den bisherigen Regelungen ist nicht gewährleistet, dass alle Kinder rechtzeitig auf 
Defizite der deutschen Sprache getestet werden können, da es bisher in der Verant-
wortung der Erziehungsberechtigten liegt, ein Kind, das keine Kindertageseinrichtung 
besucht, bei der zuständigen Grundschule zur Sprachstandserhebung anzumelden. Zu-
dem ist eine durchsetzbare Verpflichtung des Kindes zum Besuch einer Kindertages-
einrichtung mit einem integrierten Vorkurs im letzten Kindergartenjahr nach derzeitiger 
Rechtslage nicht vorgesehen. Die Möglichkeit der Zurückstellung des Kindes vom 
Schulbesuch hat sich als nicht hinreichend wirksam erwiesen, um eine vorschulische 
Förderung deutscher Sprachkenntnisse für Kinder mit Bedarf in ausreichender Zahl 
durchzusetzen. 

Eingeführt werden sollen deshalb grundsätzlich verpflichtende und auch durchsetzbare 
Sprachstandserhebungen für alle Kinder rund 1,5 Jahre vor Beginn der Schulpflicht 
durch die zuständige Sprengelgrundschule und die durchsetzbare Verpflichtung zum 
Besuch einer Kindertageseinrichtung sowie die Teilnahme an Sprachfördermaßnah-
men als eine der Schulpflicht vorgelagerte Verpflichtung bei festgestelltem Sprachför-
derbedarf.  

Die Sprachstandserhebung an der Grundschule fügt sich ein in ein bereits bestehendes 
Gesamtkonzept zur sprachlichen Förderung der Kinder: 
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─ Sprachstandserhebung in Kindertageseinrichtungen (frühpädagogische Perspek-
tive/Langzeitbeobachtung) ab dem vorletzten Kindergartenjahr 

─ Sprachstandserhebung in Grundschulen im Rahmen der Schulanmeldung im März 
vor der Einschulung (Schulfähigkeit des Kindes) 

─ Schuleingangsuntersuchung an Gesundheitsämtern (v. a. medizinischer Blick u. a. 
auf Sprech- und Aussprachestörungen; bereits jetzt flächendeckend in Bayern im 
letzten Kindergartenjahr etabliert, bis voraussichtlich 2027 schrittweise bayernweit 
im Rahmen einer generellen Reformierung der Schuleingangsuntersuchung Vor-
verlegung in das vorletzte Kindergartenjahr). 

Damit wird gewährleistet, dass künftig alle Kinder im Vorschulalter mit gewöhnlichem 
Aufenthalt in Bayern verlässlich an einer Sprachstandserhebung teilnehmen und die 
Förderung der deutschen Sprachkenntnisse so rechtzeitig erfolgen kann, dass Defizite 
bis zum Beginn der Schulpflicht möglichst ausgeglichen werden können. Zurückstellun-
gen wegen fehlender Deutschkenntnisse sollen damit künftig möglichst den Fällen vor-
behalten bleiben, in denen ein Kind erst im letzten Kindergartenjahr oder unmittelbar 
vor Beginn der Schulpflicht nach Bayern zuzieht.  

Nach Schaffung der gesetzlichen Voraussetzungen laden die Grundschulen voraus-
sichtlich zu einem Termin im März 2025 erstmals die Kinder, für die in 1,5 Jahren die 
Schulpflicht beginnt, zur Teilnahme an einer verpflichtenden Sprachstandserhebung in 
Begleitung eines Elternteils ein. Die Teilnahme an der Sprachstandserhebung an der 
zuständigen Grundschule muss erfolgen, solange dieser keine schriftliche Erklärung 
der staatlich geförderten Kindertageseinrichtung, wonach das Kind keinen Förderbedarf 
hinsichtlich der deutschen Sprachkenntnisse hat, vorgelegt wird. Damit werden die Sy-
nergien zwischen den staatlich geförderten Kindertageseinrichtungen, die bereits jetzt 
verpflichtend den Sprachstand der betreuten Kinder eineinhalb Jahre vor Beginn der 
Vollzeitschulpflicht zu erheben haben, und den öffentlichen Grundschulen bestmöglich 
genutzt. Mit dieser Lösung werden zugleich nicht erforderliche Mehrfachtestungen auf 
den Sprachstand vermieden und Familien und Grundschulen entlastet. 

Für die Folgejahre soll den Grundschulen ein Zeitfenster für die Sprachstandserhebung 
von Februar bis März eingeräumt werden. 

Für die näheren Einzelheiten wird auf die nachfolgenden Ausführungen zur Begründung 
der jeweiligen Einzelvorschriften des Änderungsgesetzes verwiesen. 

 

B) Besonderer Teil 

Zu § 1  

Zu Nr. 1 

Damit künftig alle Kinder im Vorschulalter mit Bedarf an Förderung beim Erwerb der 
deutschen Sprache sicher ermittelt und zum Besuch einer Kindertageseinrichtung mit 
integriertem Vorkurs verpflichtet werden können, bedarf es im Wesentlichen folgender 
gesetzlicher Regelungen, die in Art. 37 Abs. 3 BayEUG eingefügt werden sollen: 

─ Verpflichtung der Erziehungsberechtigten zur Teilnahme des Kindes an der Sprach-
standserhebung an der Grundschule, in deren Sprengel das Kind seinen gewöhnli-
chen Aufenthalt hat und an der das Kind voraussichtlich seine Schulpflicht erfüllen 
wird. 

─ Im Sinne der Verwaltungsvereinfachung und zur Entlastung der Familien werden 
aber die Kinder nicht zur Teilnahme verpflichtet, für welche die Erziehungsberech-
tigten der Sprengelgrundschule bis zum Termin der Sprachstandserhebung eine 
Bestätigung einer staatlich geförderten Kindertageseinrichtung vorlegen, wonach 
das Kind keinen Förderbedarf beim Erwerb hinreichender deutscher Sprachkennt-
nisse vor Beginn der Schulpflicht hat. Die Kinder, für welche keine Bestätigung über 
hinreichende Sprachkenntnisse in diesem Sinne vorgelegt wird, werden zur Sprach-
standserhebung an der Grundschule verpflichtet. In den Schulvorbereitenden Ein-
richtungen oder Heilpädagogischen Tagesstätten wird die Sprachförderung hin-
sichtlich der deutschen Sprachkenntnisse auf den jeweiligen sonderpädagogischen 
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Förderbedarf oder die Behinderung abgestimmt. Daher ist es nicht erforderlich, 
dass diese Kinder zur Sprachstandserhebung an der Grundschule verpflichtet wer-
den, zumal eine Verpflichtung, eine Kindertagesstätte mit Vorkurs zu besuchen, oh-
nehin nicht die geeignete Maßnahme wäre. 

─ Festlegung, dass die Sprengelgrundschule nach Feststellung eines Sprachförder-
bedarfs das Kind zum Besuch einer Kindertageseinrichtung mit integriertem Vorkurs 
zum Beginn des folgenden Kindergartenjahres und damit zugleich des regulär letz-
ten Kindergartenjahres vor der regulären Einschulung verpflichtet. 

Dies gilt nicht, wenn ein Sprachdefizit nicht auf mangelnde Kenntnisse der deut-
schen Sprache, sondern auf ein Defizit aufgrund eines festgestellten sonderpäda-
gogischen Förderbedarfs oder einer Behinderung zurückzuführen ist. 

─ Verpflichtung der Erziehungsberechtigten, dafür zu sorgen, dass ihr Kind der Ver-
pflichtung zum Besuch einer Kindertageseinrichtung mit integriertem Vorkurs nach-
kommt. Dies umfasst die Verpflichtung zur Suche nach und die Annahme eines ge-
eigneten Kindergartenplatzes mit einer Mindestbuchungszeit i. S. d. Art. 21 Abs. 4 
Satz 2 BayKiBiG von über drei Stunden täglich, die Meldung durch die Erziehungs-
berechtigten an die Sprengelgrundschule, welche Kindertageseinrichtung das Kind 
besuchen wird bzw. besucht, sowie die Vorlage einer Bestätigung der Kindertages-
einrichtung über die Aufnahme des Kindes sowie der Kenntnisnahme der Kinderta-
geseinrichtung von der Besuchs- und Sprachförderpflicht.  

Die Bestätigung dient nicht nur dem Nachweis gegenüber der Grundschule, dass 
ein Kind eine Kindertageseinrichtung besucht und der Sprachförderbedarf dort be-
kannt ist, sondern ermöglicht zugleich die Meldung von Verstößen gegen die Be-
suchs- und Teilnahmepflicht durch die Kindertageseinrichtung an die Sprengel-
grundschule (s. dazu die Änderung des Art. 15 Abs. 2 BayKiBiG unter § 2 Nr. 2). 

Die in Art. 37 Abs. 4 BayEUG bereits bestehende Regelung zur Zurückstellung eines 
Kindes vom Schulbesuch in Fällen, in denen das Kind keine staatlich geförderte Kin-
dertageseinrichtung mit einem integrierten Vorkurs besucht hat, wird dahingehend ge-
ändert, dass die zuständige Grundschule ein Kind künftig einmal zurückstellen soll, 
wenn es nicht über hinreichende deutsche Sprachkenntnisse verfügt und die Zurück-
stellung aufgrund des Alters des Kindes noch vertretbar ist. Eine Zurückstellung auf-
grund eines Sprachförderbedarfs soll nicht erfolgen, wenn die staatlich geförderte Kin-
dertageseinrichtung oder die Grundschule 1,5 Jahre vor Beginn der Schulpflicht keinen 
Sprachförderbedarf identifiziert hat oder das Kind bereits nach Art. 37 Abs. 3 Satz 4 
BayEUG zum Besuch einer Kindertageseinrichtung mit integriertem Vorkurs verpflichtet 
wurde und die Erziehungsberechtigten trotz aller zumutbaren Bemühungen keinen ent-
sprechenden Betreuungsplatz gefunden haben. 

Weiterhin wird in dieser Vorschrift künftig die Teilnahme an einer vergleichbaren För-
dermaßnahme zum Erwerb der deutschen Sprache dem Besuch einer staatlich geför-
derten Kindertageseinrichtung mit integriertem Vorkurs gleichgestellt. Damit wird be-
rücksichtigt, dass Kinder ggf. schon vergleichbare Sprachfördermaßnahmen in anderen 
Ländern absolviert haben. 

Zugleich wird in Art. 37 Abs. 2 BayEUG am Ende klargestellt, dass eine Zurückstellung 
wegen Förderbedarfs vorrangig aufgrund mangelnder deutscher Sprachkenntnisse nur 
nach Maßgabe des Abs. 3 Satz 6 in Betracht kommt. 

Der bisherige Abs. 3 des Art. 37 wird künftig Abs. 4. 

Der bisherige Abs. 5 des Art. 37 wird aufgehoben. Die Regelung geht in den neuen 
Abs. 3 – hier Satz 7 – über. 

Zu Nr. 2 

In Art. 76 BayEUG werden der Verweis auf den neuen Art. 37 Abs. 3 BayEUG als 
Folgeänderung zu § 1 Nr. 1 sowie die Verpflichtung der Erziehungsberechtigten dafür 
zu sorgen, dass ein Kind nach Maßgabe des neuen Art. 37 Abs. 3 BayEUG an der 
Sprachstandserhebung teilnimmt und regelmäßig eine staatlich geförderte Kindertages-
einrichtung mit einem integrierten Vorkurs besucht, aufgenommen. 
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Zu Nr. 3 

Die Verordnungsermächtigung wird hinsichtlich der Sprachstandserhebung und -förde-
rung ergänzt. 

Zu Nr. 4 

Ein vorsätzliches Zuwiderhandeln gegen die Pflicht, als Erziehungsberechtigte dafür zu 
sorgen, dass ein Kind nach Maßgabe des Art. 37 Abs. 3 BayEUG an der Sprachstand-
serhebung teilnimmt und im Falle eines festgestellten Sprachförderbedarfs regelmäßig 
eine staatlich geförderte Kindertageseinrichtung mit einem integrierten Vorkurs be-
sucht, wird durch die entsprechende Ergänzung des Art. 119 Abs. 1 Nr. 2 BayEUG als 
Ordnungswidrigkeit mit Geldbuße bewehrt. 

Ein vorsätzliches Zuwiderhandeln gegen die Pflicht, als Erziehungsberechtigte dafür zu 
sorgen, dass ein Kind an der Sprachstandserhebung teilnimmt, oder einem angebote-
nen Beratungsgespräch Folge zu leisten, ist bereits auf Grundlage des Art. 5 Abs. 6 i. 
V. m. Abs. 2 Satz 4 und Abs. 3 Satz 3 BayIntG als Ordnungswidrigkeit mit Geldbuße 
bewehrt. 

 

Zu § 2  

Zu Nr. 1 

Wurde im Rahmen der Sprachstandserhebung der Kindertageseinrichtung festgestellt, 
dass ein Kind keinen erhöhten Sprachförderbedarf hat, soll dieses nicht zusätzlich an 
der Sprachstandserhebung durch die Grundschule eineinhalb Jahre vor der Einschu-
lung teilnehmen müssen. Dadurch werden sowohl die Eltern (Art. 4 Abs. 1 BayKiBiG) 
als auch die Grundschulen entlastet. Damit die Eltern gegenüber der Grundschule 
nachweisen können, dass das Kind nach der Sprachstandserhebung der Kindertages-
einrichtung keinen erhöhten Sprachförderbedarf hat, müssen die Kindertageseinrich-
tungen hierfür eine Erklärung in schriftlicher Form ausstellen. Diese Erklärung soll durch 
die Träger der Kindertageseinrichtung bis zum 31. Januar des vorletzten Kindergarten-
jahres ausgestellt werden, sodass die Eltern diese noch rechtzeitig vor der Sprach-
standserhebung an der Grundschule (erfolgt im Zeitraum Februar bis März) zur Vorlage 
bei der Grundschule erhalten. 

Zu Nr. 2 

Begründung zu § 2 Nr. 2 Buchst. a: Es muss sichergestellt werden, dass eine Kinder-
tageseinrichtung insbesondere für Kinder, bei welchen durch die Grundschule ein er-
höhter Sprachförderbedarf festgestellt wurde, auch tatsächlich eine entsprechende 
Sprachfördermaßnahme in Form eines integrierten Vorkurses in Zusammenarbeit mit 
der Grundschule anbietet und durchführt. Vorkurse stehen grundsätzlich allen Kindern 
mit besonderem Sprachförderbedarf zur Verfügung, auch für Kinder, für die keine An-
ordnung durch die Grundschule vorliegt. Ein Vorrang von Kindern mit einer Anordnung 
durch die Grundschule besteht nicht. 

Damit die Verpflichtung zum Besuch einer Kindertageseinrichtung mit einem integrier-
ten Vorkurs gem. Art. 37 Abs. 3 Satz 4 oder Satz 6 BayEUG durch die Grundschule 
auch wirksam vollzogen werden kann, sind weitere Regelungen in Art. 15 Abs. 2 
BayKiBiG erforderlich. 

Die Grundschulen müssen in der Lage sein zu überprüfen, ob die Eltern ihrer Pflicht 
dafür zu sorgen, dass ihr Kind der Verpflichtung zum Besuch einer Kindertageseinrich-
tung mit einem integrierten Vorkurs gem. Art. 37 Abs. 3 Satz 4 oder Satz 6 BayEUG 
nachkommt, erfüllen. Aus diesem Grund müssen die Träger von Kindertageseinrichtun-
gen den Eltern zum Zwecke der Vorlage bei der Grundschule eine Bestätigung über die 
Aufnahme eines Kindes mit Besuchs- und Sprachförderpflicht nach Art. 37 Abs. 3 
Satz 4 oder Satz 6 BayEUG ausstellen. Aus dieser Bestätigung geht zugleich hervor, 
dass der Träger der Kindertageseinrichtung von der Besuchs- und Sprachförderpflicht 
Kenntnis genommen hat. Nur bei Kenntnis des Trägers der Kindertageseinrichtung von 
der Besuchs- und Sprachförderpflicht kann dieser entsprechende Verstöße an die 
Sprengelgrundschule melden. Nur so ist gewährleistet, dass die Grundschule prüfen 
kann, ob der Besuchs- und Sprachförderpflicht entsprochen wird. 
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Begründung zu § 2 Nr. 2 Buchst. b: Hierbei handelt es sich um eine redaktionelle An-
passung in Folge der neu eingefügten Sätze 3 bis 6. 

Zu Nr. 3  

Hierbei handelt es sich um redaktionelle Anpassungen. 

Zu Nr. 4  

Die Ermächtigungsgrundlage für konkretisierende Regelungen in der Kinderbildungs-
verordnung wird für die Bildungs- und Erziehungsarbeit einschließlich der Durchführung 
der Sprachstandserhebungen klargestellt bzw. bezogen auf die Zusammenarbeit mit 
der Grundschule erweitert.  

 

Zu § 3  

Die Anpassungen des Art. 5 BayIntG in Abs. 2, die Aufhebung der Abs. 3, 5 und 6 sowie 
das Vorrücken des bisherigen Abs. 4 ergeben sich als Folgeänderung zu § 1 Nr. 1 und 
§ 2 Nr. 1 und 2, durch die eine Regelung der Sprachstandserhebung in den spezielleren 
Fachgesetzen BayEUG und BayKiBiG erfolgt. Eine Verlagerung der Regelungen in die 
Fachgesetze (lex specialis) ist sinnvoll und notwendig, da eine Einladung zur Sprach-
standserhebung oder eine Verpflichtung zum Besuch einer Sprachfördermaßnahme auf 
Rechtsgrundlage des BayIntG dann schwer vermittelbar wird, wenn ein Kind ohne Mig-
rationshintergrund davon betroffen ist. Die Pflichten der nicht staatlich geförderten Kin-
dertageseinrichtungen bleiben von den Änderungen unberührt.  

 

Zu § 4  

Zu Nr. 1 

Die Regelungen zu den Schülerunterlagen werden ergänzt, um deutlich zu machen, 
dass hierzu auch diejenigen Unterlagen gehören, die die Schulen zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben vor Beginn der Schulpflicht ihrer voraussichtlich künftigen Schülerinnen und 
Schüler erhalten oder erstellen und aufbewahren. 

Zu Nr. 2 

Durch die Weitergabe der Unterlagen über die Sprachstandserhebung- und Sprachför-
derung an die bei einem Wechsel des gewöhnlichen Aufenthalts nächstzuständige 
Grundschule wird gewährleistet, dass dort Kenntnis von der ggf. bereits durchgeführten 
Sprachstandserhebung, dem Ergebnis, etwaigen Verpflichtungen und ggf. veranlassten 
Maßnahmen besteht. Abschriften der Unterlagen sollen zur Sicherheit an der abgeben-
den Grundschule aufbewahrt werden. 

Zu Nr. 3 

Es wird in § 40 Satz 2 BaySchO eine Aufbewahrungsfrist für Schülerunterlagen gemäß 
§ 37 Satz 2 Nr. 1 Buchst. o BaySchO für den Fall ergänzt, dass ein Kind an der Schule 
nicht als Schülerin oder Schüler aufgenommen wurde, weil es z. B. in den Zuständig-
keitsbereich einer anderen öffentlichen Grundschule verzogen ist, an einer Ersatz-
schule aufgenommen wurde, oder vor der Einschulung aus dem Freistaat Bayern weg-
gezogen ist. 

 

Zu § 5 

Die Überschrift des § 2 GrSO wird um die Wörter „Sprachstandserhebung und -förde-
rung,“ ergänzt. 

Im neuen Abs. 1 wird das Verfahren der Sprachstandserhebung näher beschrieben, 
insb. die Verpflichtung eines Erziehungsberechtigten zur Begleitung des Kindes und zur 
Mitteilung und ggf. zum Beleg erforderlicher Angaben. 

Die Sprachstandserhebung an der Grundschule soll 2025 im März und ab dem Jahr 
2026 zwischen Februar und März des Jahres vor Beginn der Schulpflicht durchgeführt 
werden und bis zum regulären Fristende für die Vergabe eines Kindergartenplatzes der 
jeweiligen Kommune abgeschlossen sein, damit die Erziehungsberechtigten noch 
rechtzeitig eine Anmeldung in einer Kindertageseinrichtung vornehmen können. 
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Die Information über die Sprachstandserhebung und der Hinweis auf die Einladung zur 
Sprachstandserhebung an einem Termin im oben genannten Zeitraum an die Erzie-
hungsberechtigten soll frühzeitig (für die Sprachstandserhebung in 2026 schon im 
Herbst 2025 u. s. w.) durch die Grundschule erfolgen verbunden mit dem Hinweis, dass 
eine Teilnahmepflicht nur besteht, solange der Grundschule keine schriftliche Erklärung 
der staatlich geförderten Kindertageseinrichtung, wonach das Kind keinen Förderbedarf 
hinsichtlich der deutschen Sprachkenntnisse hat, vorgelegt wird. 

Zugleich wird in § 5 Abs. 2 Satz 1 und 2 AVBayKiBiG (vgl. § 6 Nr. 2) festgelegt, dass 
die Sprachstandserhebung in staatlich geförderten Kindertageseinrichtungen bis zum 
31. Januar des vorletzten Kindergartenjahres erfolgen soll und in Art. 11 Abs. 3 Satz 3 
BayKiBiG (vgl. § 2 Nr. 1) festgelegt, dass die Träger der Kindertageseinrichtungen den 
Erziehungsberechtigten bis zum 31. Januar des jeweiligen Kindergartenjahres eine Er-
klärung in schriftlicher Form darüber ausstellen, wenn das Kind keinen Förderbedarf in 
der deutschen Sprache hat. 

Damit erlangen die Erziehungsberechtigten von Kindern, die eine staatlich geförderte 
Kindertageseinrichtung besuchen, sobald als möglich Gewissheit darüber, wenn ihr 
Kind keinen Sprachförderbedarf hat, und ob ihr Kind ggf. die Sprachstandserhebung an 
der Grundschule absolvieren muss. 

Zur Erhebung des Sprachstandes kann je nach eingesetztem Diagnoseverfahren eine 
Tonaufnahme – soweit erforderlich – angefertigt werden; diese wird bis zur zeitnahen 
Auswertung an der Grundschule gespeichert und danach gelöscht. Ein Diagnosever-
fahren darf nur dann mit Tonaufnahmen eingesetzt werden, wenn kein geeignetes Ver-
fahren ohne Tonaufnahme zur Verfügung steht. Voraussichtlich wird in der künftigen 
Praxis häufig die Fertigung einer Tonaufnahme und deren Löschung noch an ein und 
demselben Tag erfolgen. Darüberhinausgehende Verarbeitungen von Tonaufnahmen 
finden nicht statt. 

Wird ein Kind gemäß Art. 37 Abs. 3 Satz 4 oder Satz 6 BayEUG verpflichtet, in der Zeit 
bis zur Einschulung eine staatlich geförderte Kindertageseinrichtung mit integriertem 
Vorkurs zur Förderung der deutschen Sprachkenntnisse zu besuchen, haben die Erzie-
hungsberechtigten der zuständigen Grundschule unverzüglich eine schriftliche Bestäti-
gung über die Aufnahme des Kindes an einer staatlich geförderten Kindertageseinrich-
tung einschließlich der Bestätigung des Trägers über die Kenntnisnahme von der Be-
suchs- und Sprachförderpflicht nach Art. 15 Abs. 2 Satz 5 BayKiBiG (vgl. § 2 Nr. 2 
Buchst. a) vorzulegen oder spätestens bis zum Beginn des nächsten Kindergartenjah-
res in geeigneter Form nachzuweisen, warum trotz zumutbarer Bemühungen um einen 
Platz in einer staatlich geförderten Kindertageseinrichtung keine Aufnahme erfolgte. Mit 
dieser Regelung im neuen Abs. 1 Satz 8 wird gewährleistet, dass die zuständige Grund-
schule überprüfen kann, ob die Besuchs- und Teilnahmepflicht auch erfüllt wird. Ggf. 
müssen die Erziehungsberechtigten nachweisen, warum es ihnen nicht möglich gewe-
sen ist, einen entsprechenden Platz in einer Kindertageseinrichtung für das regulär 
letzte bzw. im Fall der Zurückstellung vom Schulbesuch dann letzte Kindergartenjahr 
ihres Kindes zu erhalten. Die Stellung eines Eilantrags oder die Erhebung einer Klage 
gegen den zuständigen Jugendhilfeträger (Landkreise und kreisfreie Städte) wird we-
gen des Prozess- und Kostenrisikos als den Erziehungsberechtigten nicht mehr zumut-
bare Maßnahme angesehen. Fristende für den Nachweis des Platzes bzw. des Nach-
weises, warum trotz zumutbarer Bemühungen um einen Platz in einer staatlich geför-
derten Kindertageseinrichtung keine Aufnahme erfolgte, ist der Beginn des nächsten 
Kindergartenjahres, da einige Plätze erst in den Sommerferien vergeben werden. 

Die Änderung im neuen Abs. 2 zu § 2 GrSO sind Folgeänderungen zur Neufassung des 
Abs. 1. 

Die Änderungen in Abs. 3 sind Folgeänderungen zu den neuen Abs. 1 und 2. 
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Zu § 6 

Zu Nr. 1 

Hierbei handelt es sich um eine Folgeänderung. 

Zu Nr. 2 

Staatlich geförderte Kindertageseinrichtungen waren bereits bisher verpflichtet, ab der 
ersten Hälfte des vorletzten Kindergartenjahres den Sprachstand aller Kinder zu erhe-
ben. Hierfür sind die Beobachtungsbögen SISMIK bzw. SELDAK zu verwenden. Künftig 
ist vorgesehen, dass diese Sprachstandserhebung spätestens bis 31. Januar des je-
weiligen Kindergartenjahres durchzuführen ist. Dadurch soll gewährleistet werden, dass 
die Träger der Kindertageseinrichtungen den Eltern noch rechtzeitig vor der Sprach-
standserhebung durch die Grundschule eine schriftliche Erklärung ausstellen können, 
wenn ein Kind nach Maßgabe der Sprachstandserhebung der Kindertageseinrichtung 
keinen erhöhten Sprachförderbedarf hat. 

Die bisherigen Regelungen zur Empfehlung eines Vorkurses können aufgrund der 
neuen Regelung in Art. 37 Abs. 3 Satz 4 BayEUG entfallen. 

Es wird klargestellt, dass über die Sprachstandserhebung nach § 5 Abs. 2 AVBayKiBiG 
hinaus der Sprachstand der Kinder unabhängig von der verpflichtenden Sprachstands-
erhebung nach dem BayEUG fortlaufend zu erheben ist. 

 

Zu § 7 

Damit die Kinder von den Grundschulen zur verpflichtenden Sprachstandserhebung ge-
laden werden können, sind die zuständigen Grundschulen auf die Zulieferung der Daten 
der im jeweiligen Schulsprengel angemeldeten Kinder durch die Meldebehörden ange-
wiesen. Diese erfolgen grundsätzlich gleichartig zu den bereits bestehenden Daten-
übermittlungen an die Grundschulen zur Durchsetzung der Schulpflicht, die dieselben 
Daten nur einen Geburtsjahrgang früher umfassen. Lediglich das Datum der Religions-
zugehörigkeit wird in diesem Zug nicht übermittelt, da es für die Sprachstandserhebung 
nicht benötigt wird. Die Datenübermittlungen zur Sprachstandserhebung der Kinder, 
welche bis zum Zeitpunkt der Datenübermittlung zur Durchsetzung der Schulpflicht 
nach Bayern zuziehen, erfolgen ebenfalls wie bei den schulpflichtigen Kindern und en-
den mit Beginn der Datenübermittlungen zur Durchsetzung der Schulpflicht. Für die Be-
stimmung des Alters bleibt der Zeitpunkt der regelmäßigen Datenübermittlung nach 
§ 15 Abs. 1 Satz 2 MeldDV maßgeblich. Dadurch wird möglichst wenig an den bereits 
eingespielten Datenübermittlungen der Meldebehörden an die Grundschulen geändert 
und die nachgezogenen Kinder werden in eine nachgelagerte bzw. die nächste Sprach-
standserhebung vor Schulbeginn miteinbezogen. 

 

Zu § 8 

Das Gesetz soll möglichst zum 1. Dezember 2024 in Kraft treten.  
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Kultus 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 19/3248 

zur Einführung und Durchsetzung verbindlicher Sprachstandserhebungen 
und Sprachfördermaßnahmen vor der Einschulung 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, Dr. Mar-
tin Brunnhuber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Dr. Ute Eiling-Hütig, Tanja Schorer-Dremel, Konrad Baur u.a. und Frak-
tion (CSU) 

Drs. 19/3623 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Einführung und Durchsetzung 
verbindlicher Sprachstandserhebungen und Sprachfördermaßnahmen vor 
der Einschulung 
(Drs. 19/3248) 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen durchgeführt werden: 
 

1. In § 5 Nr. 2 wird § 2 Abs. 1 wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird die Angabe „Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1“ durch die Angabe 
„Art. 37 Abs. 3 Satz 1“ ersetzt. 

b) In Satz 8 wird die Angabe „Art. 15 Abs. 2 Satz 4“ durch die Angabe „Art. 15 
Abs. 2 Satz 5“ ersetzt. 

2. In § 6 Nr. 2 wird in § 5 Abs. 2 Satz 1 und 2 die Angabe „Art. 37 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1“ jeweils durch die Angabe „Art. 37 Abs. 3 Satz 1“ ersetzt. 

Berichterstatter: Peter Tomaschko 
Mitberichterstatterin: Gabriele Triebel 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Bildung und Kultus federführend 
zugewiesen. Der Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie hat 
den Gesetzentwurf mitberaten. 
Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf endberaten. 
Zum Gesetzentwurf wurde der Änderungsantrag Drs. 19/3623 eingereicht. 
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2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf und den Änderungsan-
trag Drs. 19/3623 in seiner 14. Sitzung am 17. Oktober 2024 beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
mit den in I. enthaltenen Änderungen Z u s t im m u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/3623 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 

3. Der Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie hat den Gesetz-
entwurf und den Änderungsantrag Drs. 19/3623 in seiner 15. Sitzung am  
7. November 2024 mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung  
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu g e s t im m t . 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/3623 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 

4. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf und den Änderungsantrag Drs. 19/3623 in seiner 16. Sit-
zung am 14. November 2024 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu g e s t im m t  
mit der Maßgabe, dass  

1. in § 8 als Datum des Inkrafttretens der „17. Dezember 2024“ eingesetzt 
wird. 
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2. das Vollzitat der MeldDV im Einleitungssatz von § 7 wie folgt aktualisiert 
wird: …Meldedatenverordnung (MeldDV) vom 15. September 2015 
(GVBl. S. 357, BayRS 210-3-2-l), die zuletzt durch Verordnung vom 
10. Oktober 2024 (GVBl. S. 545) geändert worden ist 

 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/3623 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 

Dr. Ute Eiling-Hütig 
Vorsitzende 
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, Dr. Martin Brunnhuber, Tobias Beck, 
Martin Behringer, Susann Enders, Stefan Frühbeißer, Johann Groß, Wolfgang 
Hauber, Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Marina Jakob, Michael Koller, 
Nikolaus Kraus, Josef Lausch, Christian Lindinger, Rainer Ludwig, Ulrike Müller, 
Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Julian Preidl, Anton Rittel, Markus 
Saller, Martin Scharf, Werner Schießl, Gabi Schmidt, Roswitha Toso, Roland 
Weigert, Jutta Widmann, Benno Zierer, Felix Freiherr von Zobel, Thomas Zöller 
und Fraktion (FREIE WÄHLER), 

Dr. Ute Eiling-Hütig, Tanja Schorer-Dremel, Konrad Baur, Norbert Dünkel, 
Wolfgang Fackler, Björn Jungbauer, Tobias Reiß, Peter Tomaschko, Kristan 
Freiherr von Waldenfels und Fraktion (CSU) 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Einführung und Durchsetzung  
verbindlicher Sprachstandserhebungen und Sprachfördermaßnahmen vor  
der Einschulung 
(Drs. 19/3248) 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. In § 5 Nr. 2 wird § 2 Abs. 1 wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird die Angabe „Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1“ durch die Angabe „Art. 37 
Abs. 3 Satz 1“ ersetzt. 

b) In Satz 8 wird die Angabe „Art. 15 Abs. 2 Satz 4“ durch die Angabe „Art. 15 
Abs. 2 Satz 5“ ersetzt. 

2. In § 6 Nr. 2 wird in § 5 Abs. 2 Satz 1 und 2 die Angabe „Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1“ 
jeweils durch die Angabe „Art. 37 Abs. 3 Satz 1“ ersetzt. 

 

 

Begründung: 

Eine konkrete Definition des Beginns der Schulpflicht ist erforderlich, damit alle Kinder 
der entsprechenden Alterskohorte an der Sprachstandserhebung teilnehmen. 

Ein Verweis auf Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Bayerischen Gesetzes über das Erzie-
hungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) genügt nicht, weil sonst davon ausgegangen 
werden könnte, dass nur Kinder der jeweiligen Kohorte, die bis zum 30. Juni sechs 
Jahre alt werden, verpflichtet sind, an der Sprachstandserhebung teilzunehmen. 

Ein Verweis auf Art. 37 Abs. 1 Satz 1 BayEUG würde auch zu kurz greifen. Es muss 
zusätzlich die Einschränkung erfolgen, dass die Möglichkeiten, das Eintreten der Schul-
pflicht nach Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BayEUG zu verschieben, oder einer Zurückstel-
lung von der Aufnahme nach Art. 37 Abs. 2 BayEUG unberücksichtigt bleiben. Nur so 
kann sichergestellt werden, dass keine Interpretationsspielräume verbleiben, die Erzie-
hungsberechtigte nutzen könnten, um zu argumentieren, dass ihr Kind nicht an der 
Sprachstandserhebung teilnehmen müsse, weil es vom Schulbesuch zurückgestellt 
werden könnte oder weil von der Möglichkeit einer Verschiebung des Eintretens der 
Schulpflicht Gebrauch gemacht wird. 
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Der Beginn der regelmäßigen Schulpflicht ist in Art. 37 Abs. 3 Satz 1 BayEUG entspre-
chend eindeutig umschrieben. Daher soll auch in Satz 2 des gemäß Gesetzentwurf neu 
zu fassenden § 2 Abs. 1 der Grundschulordnung (GrSO) und jeweils auch in den Sätzen 
1 und 2 des gemäß Gesetzentwurf neu zu fassenden § 5 Abs. 2 der Kinderbildungsver-
ordnung (AVBayKiBiG) jeweils auf Art. 37 Abs. 3 Satz 1 BayEUG verwiesen werden. 

Bei der Änderung in Satz 8 des gemäß Gesetzentwurf neu zu fassenden § 2 Abs. 1 
GrSO handelt es sich um eine redaktionelle Korrektur der Angabe, da der Verweis auf 
Art. 15 Abs. 2 Satz 5 des Bayerischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes 
(BayKiBiG) zutreffend ist. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Kultus 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 19/3248 

zur Einführung und Durchsetzung verbindlicher Sprachstandserhebungen 
und Sprachfördermaßnahmen vor der Einschulung 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, Dr. Mar-
tin Brunnhuber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Dr. Ute Eiling-Hütig, Tanja Schorer-Dremel, Konrad Baur u.a. und Frak-
tion (CSU) 

Drs. 19/3623 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Einführung und Durchsetzung 
verbindlicher Sprachstandserhebungen und Sprachfördermaßnahmen vor 
der Einschulung 
(Drs. 19/3248) 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen durchgeführt werden: 
 

1. In § 5 Nr. 2 wird § 2 Abs. 1 wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird die Angabe „Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1“ durch die Angabe 
„Art. 37 Abs. 3 Satz 1“ ersetzt. 

b) In Satz 8 wird die Angabe „Art. 15 Abs. 2 Satz 4“ durch die Angabe „Art. 15 
Abs. 2 Satz 5“ ersetzt. 

2. In § 6 Nr. 2 wird in § 5 Abs. 2 Satz 1 und 2 die Angabe „Art. 37 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1“ jeweils durch die Angabe „Art. 37 Abs. 3 Satz 1“ ersetzt. 

Berichterstatter: Peter Tomaschko 
Mitberichterstatterin: Gabriele Triebel 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Bildung und Kultus federführend 
zugewiesen. Der Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie hat 
den Gesetzentwurf mitberaten. 
Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf endberaten. 
Zum Gesetzentwurf wurde der Änderungsantrag Drs. 19/3623 eingereicht. 
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2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf und den Änderungsan-
trag Drs. 19/3623 in seiner 14. Sitzung am 17. Oktober 2024 beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
mit den in I. enthaltenen Änderungen Z u s t im m u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/3623 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 

3. Der Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie hat den Gesetz-
entwurf und den Änderungsantrag Drs. 19/3623 in seiner 15. Sitzung am  
7. November 2024 mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung  
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu g e s t im m t . 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/3623 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 

4. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf und den Änderungsantrag Drs. 19/3623 in seiner 16. Sit-
zung am 14. November 2024 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu g e s t im m t  
mit der Maßgabe, dass  

1. in § 8 als Datum des Inkrafttretens der „17. Dezember 2024“ eingesetzt 
wird. 



Drucksache 19/4015 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode Seite 3 

 

2. das Vollzitat der MeldDV im Einleitungssatz von § 7 wie folgt aktualisiert 
wird: …Meldedatenverordnung (MeldDV) vom 15. September 2015 
(GVBl. S. 357, BayRS 210-3-2-l), die zuletzt durch Verordnung vom 
10. Oktober 2024 (GVBl. S. 545) geändert worden ist 

 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/3623 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 

Dr. Ute Eiling-Hütig 
Vorsitzende 
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Europaangelegenheit 

des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Be-
ziehungen 

Nichtlegislatives Vorhaben der Europäischen Union; 
 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, die Europäi-
sche Zentralbank, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 
Ausschuss der Regionen: EU-Justizbarometer 2024  
COM(2024) 950 final 
BR-Drs. 287/24 

Verfahren gemäß § 83c BayLTGeschO 

1. Der Ausschuss hat in seiner 13. Sitzung am 9. Juli 2024 im Wege der Vorprüfung 
einstimmig beschlossen, dass eine Stellungnahme des Landtags zur Mitteilung er-
forderlich ist. 

2. Der Ausschuss hat beschlossen, die Mitteilung an den Ausschuss für Verfassung, 
Recht, Parlamentsfragen und Integration zu überweisen (§ 83c Abs. 1  
BayLTGeschO). 

 

Begründung: 

Nach dem Ergebnis der Vorprüfung ist die Mitteilung landespolitisch von Bedeutung 
und Interessen des Landes sind berührt. 

Mit dem seit 2013 jährlich erscheinenden EU-Justizbarometer will die Kommission ei-
nen vergleichenden Überblick über die Indikatoren geben, die aus dortiger Sicht für 
die Leistungsfähigkeit von Justizsystemen entscheidend sind. Die Ergebnisse des EU-
Justizbarometers fließen als maßgebliche Datengrundlage für den Justizsektor in den 
ebenfalls jährlich erscheinenden Rechtsstaatlichkeitsbericht der Kommission ein, 
ebenso wie in die länderspezifische Bewertung im Rahmen des Europäischen Semes-
ters sowie in die Bewertung der Umsetzung der Resilienz- und Aufbaupläne der Mit-
gliedstaaten. 

Das EU-Justizbarometer beurteilt die Effizienz, Qualität und Unabhängigkeit der Justiz 
und betrifft damit die Organisation der Justiz als Kernelement der Zuständigkeit der 
Länder in Deutschland. Die im Rahmen der Abfrage zum EU-Justizbarometer gewon-
nenen Daten dienen der Kommission als Datengrundlage für einen Vergleich der Jus-
tizsysteme in allen Mitgliedstaaten. Das EU-Justizbarometer dient somit der Bewer-
tung unter anderem der bayerischen Justiz und als Grundlage für eine Einschätzung 
der Kommission, wie die deutsche Justiz im EU-Vergleich abschneidet. Die im EU-
Justizbarometer vorgenommene Bewertung der nationalen Justizsysteme hat mithin 
politische und teils sogar finanzielle Auswirkungen für die Mitgliedstaaten. 

https://www.bundesrat.de/bv.html?id=0287-24
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

Europaangelegenheit des Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
Drs. 19/2843 

Nichtlegislatives Vorhaben der Europäischen Union; 
 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, die Europäi-
sche Zentralbank, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 
Ausschuss der Regionen: EU-Justizbarometer 2024 COM(2024) 950 final 
BR-Drs. 287/24 

I. Beschlussempfehlung: 

Der Bayerische Landtag gibt im nichtlegislativen Verfahren der Europäischen 

Union folgende Stellungnahme ab:  

 

„Der Bayerische Landtag steht dem seit dem Jahr 2013 durch die EU-Kommission 
initiierten Instrumentarium des EU-Justizbarometers, welches jährlich durch die 
EU-Kommission veröffentlicht wird, in seiner jetzigen Form ablehnend gegenüber.  

Im Einzelnen bestehen folgende Bedenken:  

1. Keine Kompetenz der Europäischen Union 

Die EU hat für die umfassende Koordinierung, Überwachung sowie vergleichende 
Bewertung der nationalen Justizsysteme keine Kompetenz.  

  

2. Keine vergleichbaren nationalen Verfahrensvorschriften innerhalb der EU  

Ein seriöser Vergleich ist nur möglich, wenn gewährleistet ist, dass er sich auf 
Vergleichbares bezieht. 

Die Aufgabengebiete der Gerichte der Mitgliedstaaten, ihre Verfahrensvorgaben 
und die zu wahrenden Standards unterscheiden sich derzeit aber noch zu stark, 
als dass man die Justizsysteme sinnvoll vergleichen könnte. Die EU steht erst am 
Beginn der Vereinheitlichung und Angleichung des justiziellen Verfahrensrechts. 
Folglich sind die gerichtlichen Verfahrensvorschriften derzeit in nur wenigen Berei-
chen angeglichen.  

Unter Fortgeltung der bisherigen Kompetenzverteilung sind der weiteren Harmoni-
sierung auf diesem Gebiet zudem auch Grenzen gesetzt.  

 

3. Falsche Signalwirkung sowie mangelnde Vergleichbarkeit rein statistischer 
Werte  

Vergleiche anhand von statistisch erfassbaren Parametern verleiten dazu, dem 
vermeintlich einfach Messbaren eine zu große Bedeutung zu verleihen. Die Quali-
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tät der Justiz und der getroffenen Entscheidungen ist das ausschlaggebende Kri-
terium. Gerade sie lässt sich nicht einfach an statistischen Eckdaten festmachen 
und kommt im grundsätzlichen Konzept des EU-Justizbarometers deutlich zu kurz.  

Innerhalb des Justizbarometers kann derzeit nicht davon gesprochen werden, 
dass „Gleiches mit Gleichem“ verglichen wird. Lediglich Stichproben, Schätzungen 
und statistisches Zahlenmaterial werden miteinander „verglichen“ und bilden die 
Grundlage für das „Ranking“ der Mitgliedstaaten, welches somit nicht auf einer va-
liden Datengrundlage steht.  

Hinzu kommt, dass Fragestellungen möglichst so präzise formuliert werden müs-
sen, dass auch von einer einheitlichen Beantwortung durch die Mitgliedsstaaten 
auszugehen ist.  

 

4. Belastung der Landesjustizverwaltungen 

Die regelmäßige Ausweitung des Instruments auf weitere Bereiche, insbesondere 
auf das Strafrecht, führt zu einer unverhältnismäßigen Belastung der Landesjustiz-
verwaltungen infolge der zahlreichen Datenabfragen und -übermittlungen pro 
Jahr.“ In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die Datenabfragen 
besser gebündelt werden könnten, um den damit verbundenen organisatorischen 
Aufwand für die Mitgliedsstaaten möglichst gering zu halten. Das EU-Justizbaro-
meter greift beispielsweise ohnehin auch auf Daten zurück, die von der Kommis-
sion für die Effizienz der Justiz (CEPEJ) des Europarats erhoben wurden. Daher 
könnte eine stärkere Orientierung an den von der CEPEJ beleuchteten Themen-
bereichen die Anzahl der im Rahmen des EU-Justizbarometers zu beantworten-
den Fragen signifikant reduzieren.  

 

5. Kleinteiligkeit und Komplexität des EU-Justizbarometers 

Kritisch zu sehen ist ebenfalls die Kleinteiligkeit und Komplexität des EU-Justizba-
rometers. Für das Jahr 2024 enthält das EU-Justizbarometer 163 teils sehr aus-
führliche Fußnoten. Die insgesamt 67 Schaubilder sind teilweise unübersichtlich 
und erwecken durch auf- oder absteigend angeordnete Balken den Eindruck eines 
„Rankings“. Zudem werden manche Schaubilder auf Grundlage eines Punktesys-
tems erstellt, wobei lediglich die erreichte Gesamtpunktzahl aufgeführt wird, ohne 
dass nachvollzogen werden kann, für welche Indikatoren im Einzelnen Punkte ver-
geben wurden.“ 

Berichterstatter: Martin Scharf 
Mitberichterstatter: Horst Arnold 

II. Bericht: 

1. Das nichtlegislative Vorhaben der Europäischen Union (§ 83c BayLTGeschO) 
wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integra-
tion federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Bundes- und Europaangele-
genheiten sowie regionale Beziehungen hat das EU-Vorhaben endberaten. 

2. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
das Konsultationsverfahren in seiner 13. Sitzung am 10. Oktober 2024 beraten 
und e i n s t im m i g  beschlossen, die Federführung zu übernehmen (§ 83c 
Abs. 2 BayLTGeschO). 

3. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
das EU-Vorhaben in seiner 16. Sitzung am 14. November 2024 federführend 
beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
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 SPD: Ablehnung 
zu der in I. enthaltenen Beschlussempfehlung Zustimmung empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Be-
ziehungen hat das EU-Vorhaben in seiner 18. Sitzung am 26. November 2024 
endberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
empfohlen, der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zuzu-
stimmen mit der Maßgabe, dass folgender Satz angefügt wird: „Der Beschluss 
des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die Europäische Kommission, 
das Europäische Parlament, den Ausschuss der Regionen und den Deutschen 
Bundestag übermittelt.“. 

Petra Guttenberger 
Vorsitzende 
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Europaangelegenheit 

des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Be-
ziehungen 

Nichtlegislatives Vorhaben der Europäischen Union 
 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Euro-
päischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: 
Bericht über die Rechtsstaatlichkeit 2024 - Die Lage der Rechtsstaatlichkeit in 
der Europäischen Union 
COM(2024) 800 final 
BR-Drs.: 405/24 

Verfahren gemäß § 83c BayLTGeschO 

1. Der Ausschuss hat in seiner 14. Sitzung am 24. September 2024 im Wege der 
Vorprüfung e inst immig beschlossen, dass eine Stellungnahme des Landtags 
zur Mitteilung der Kommission erforderlich ist. 

2. Der Ausschuss hat beschlossen, den Vorschlag für eine Empfehlung des Rates 
zur federführenden Beratung an den Ausschuss für Verfassung, Recht, Parla-
mentsfragen und Integration zu überweisen (§ 83c Abs. 1 BayLTGeschO). 

Begründung: 

Nach dem Ergebnis der Vorprüfung ist die Mitteilung landespolitisch von Bedeutung 
und Interessen des Landes sind berührt.  

Ziel des Berichts ist es, die wichtigsten positiven und negativen Entwicklungen der 
Rechtsstaatlichkeit innerhalb der EU sowie in den einzelnen Mitgliedstaaten zu be-
leuchten. Dabei stehen Justizsystem, Korruptionsbekämpfung, Medienpluralismus, so-
wie „Checks and Balances“ im Fokus. 
Die Kommission will mit dem Bericht frühzeitig Probleme in Bezug auf Rechtsstaatlich-
keit feststellen können und Vergleichbarkeit zwischen den Mitgliedstaaten herstellen. 
In Bezug auf Deutschland werden in dem Bericht zahlreiche Fortschritte festgestellt, 
aber auch verschiedene Maßnahmen zur Verbesserung empfohlen. 

https://www.bundesrat.de/SharedDocs/beratungsvorgaenge/2024/0401-0500/0405-24.html?templateQueryString=Suchbegriff&fromSearch=true
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

Europaangelegenheit des Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
Drs. 19/3431 

Nichtlegislatives Vorhaben der Europäischen Union; 
 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Euro-
päischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: 
Bericht über die Rechtsstaatlichkeit 2024 - Die Lage der Rechtsstaatlichkeit in 
der Europäischen Union 
COM(2024) 800 final 
BR-Drs.: 405/24 

I. Beschlussempfehlung: 

Das Vorhaben wird zur Kenntnis genommen und um Berücksichtigung der Beden-
ken im weiteren Verfahren gebeten. 

Der Bayerische Landtag gibt folgende Stellungnahme ab: 

„Der Bayerische Landtag nimmt den „Bericht über die Rechtsstaatlichkeit 2024 – 
Die Lage der Rechtsstaatlichkeit in der Europäischen Union“ der EU-Kommission 
zur Kenntnis.  

Der Bayerische Landtag betont die Notwendigkeit der Rechtsstaatlichkeit als 
Grundpfeiler der Europäischen Union und als wesentlicher Baustein der europäi-
schen Demokratien. Der jährliche Bericht gibt einen Überblick über die Lage der 
Rechtsstaatlichkeit in den einzelnen Mitgliedsstaaten und in der Europäischen 
Union insgesamt und ist als solches ein grundsätzlich wichtiges Instrument zur 
frühzeitigen Identifikation neuer Herausforderungen und von Handlungsbedarf in 
den Mitgliedstaaten.  

Im Einzelnen ist zu folgenden im Bericht aufgeführten Gesichtspunkten noch aus-
zuführen:  

1. Legislativer Fußabdruck 

Die EU-Kommission empfiehlt eine weitere Stärkung des legislativen Fußabdrucks 
durch Offenlegung der Beiträge aller Interessenvertreter zur Gesetzgebung und 
durch Ausweitung seines Anwendungsbereichs auf die parlamentarische Phase 
des Gesetzgebungsverfahrens. 

Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass die Gemeinsame Geschäftsordnung der 
Bundesministerien mit Beschluss vom 15. Mai 2024 dahingehend geändert worden 
ist, dass im Rahmen der Begründung von Gesetzesvorlagen durch die Bundesre-
gierung mitaufzunehmen ist, inwieweit Interessenvertreter sowie beauftragte Dritte 
wesentlich zum Inhalt des Gesetzentwurfs beigetragen haben (sog. „Exekutiver 
Fußabdruck“). Darüber hinaus haben nach dem Lobbyregistergesetz Interessens-
vertreter grundlegende Stellungnahmen und Gutachten zu angestrengten Rege-
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lungsvorhaben im Lobbyregister zur Information bereitzustellen, soweit sie inner-
halb formalisierter Beteiligungsverfahren nicht veröffentlicht werden (§ 3 Abs. 1 Nr. 
5 des Lobbyregistergesetzes). 

Das Bayerische Lobbyregistergesetz sieht in Art. 4 BayLobbyRG die Veröffentli-
chung von Stellungnahmen, die im Rahmen der Verbändeanhörung oder sonst von 
nach diesem Gesetz registrierten Interessenvertretern zu Gesetzesvorhaben ein-
gegangen sind, vor (exekutiver und legislativer Fußabdruck).  

Ferner empfiehlt die EU-Kommission eine Stärkung des Drehtüreffekts durch Ver-
längerung der Karenzzeiten für Bundesminister und Staatssekretäre. Insoweit ist 
im Bundesministergesetz für Mitglieder bzw. ehemalige Mitglieder der Bundesre-
gierung, die beabsichtigen, innerhalb der ersten 18 Monate nach ihrem Ausschei-
den aus dem Amt eine Erwerbstätigkeit oder sonstige Beschäftigung außerhalb 
des öffentlichen Dienstes aufzunehmen, eine schriftliche Anzeigepflicht bei der 
Bundesregierung vorgesehen. Die Bundesregierung kann die Erwerbstätigkeit oder 
sonstige Beschäftigung für die Zeit der ersten 18 Monate nach dem Ausscheiden 
aus dem Amt ganz oder teilweise untersagen, soweit zu besorgen ist, dass durch 
die Beschäftigung öffentliche Interessen beeinträchtigt werden (§§ 6a, 6b des Bun-
desministergesetzes). Auch in Bayern gibt es in Art. Art. 9a und 9b des Bayeri-
schen Ministergesetzes vergleichbare Vorschriften mit einer Karenzzeit von 24 Mo-
naten.  

2. Besoldung der Richter und Staatsanwälte 

Die Empfehlung der EU-Kommission, Maßnahmen zu treffen, um eine angemes-
sene Besoldung der Richter und Staatsanwälte zu gewährleisten, wird grundsätz-
lich begrüßt. Bayern achtet seit jeher auf eine entsprechende attraktive und ange-
messene Besoldung der Richter und Staatsanwälte.  Die Einführung europäischer 
Standards für die Besoldung in der Justiz ist hingegen kritisch zu sehen, da insbe-
sondere der Justizaufbau und die Lebenshaltungskosten in den Mitgliedsstaaten 
stark divergieren. 

3. Hinweisgeberschutz 

Die EU-Richtlinie zum Schutz von Hinweisgebern wurde auf Bundesebene mit Ge-
setz vom 02.06.2023 (Gesetz für einen besseren Schutz hinweisgebender Perso-
nen sowie zur Umsetzung der Richtlinie zum Schutz von Personen, die Verstöße 
gegen das Unionsrecht melden – HinSchG) umgesetzt.“ 

Berichterstatter: Dr. Alexander Dietrich 
Mitberichterstatterin: Gülseren Demirel 

II. Bericht: 

1. Das nichtlegislative Vorhaben der Europäischen Union (§ 83c BayLTGeschO) 
wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integra-
tion federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Bundes- und Europaangele-
genheiten sowie regionale Beziehungen hat das EU-Vorhaben endberaten. 

2. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
das EU-Vorhaben in seiner 13. Sitzung am 10. Oktober 2024 beraten und 
e i n s t im m i g  beschlossen, die Federführung zu übernehmen (§ 83c Abs. 2 
BayLTGeschO). 

3. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
das EU-Vorhaben in seiner 16. Sitzung am 14. November 2024 federführend 
beraten und e i n s t im m i g  zu der in I. enthaltenen Beschlussempfehlung Zu-
stimmung empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Be-
ziehungen hat das EU-Vorhaben in seiner 18. Sitzung am 26. November 2024 
endberaten und e i n s t im m i g  empfohlen, der Beschlussempfehlung des fe-
derführenden Ausschusses zuzustimmen mit der Maßgabe, dass folgender 
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Satz angefügt wird: „Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittel-
bar an die Europäische Kommission, das Europäische Parlament, den Aus-
schuss der Regionen und den Deutschen Bundestag übermittelt.“. 

Petra Guttenberger 
Vorsitzende 
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Europaangelegenheit 

des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Be-
ziehungen 

Beteiligung am Konsultationsverfahren der Europäischen Union; 
 
Inneres 
Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (AMIF) für den Zeitraum 2014-2020 - 
Ex-post-Bewertung 
30.08.2024 - 22.09.2024 
 

Verfahren gemäß § 83d BayLTGeschO 

1. Der Ausschuss hat in seiner 14. Sitzung am 24. September 2024 im Wege der 
Vorprüfung e inst immig beschlossen, dass eine Beteiligung des Landtags am 
Konsultationsverfahren der Europäischen Kommission erforderlich ist. 

2. Der Ausschuss hat beschlossen, das Konsultationsverfahren zur federführenden 
Beratung an den Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und In-
tegration zu überweisen (§ 83d Abs. 1 BayLTGeschO). 

Begründung: 

Nach dem Ergebnis der Vorprüfung ist die Konsultation landespolitisch von Bedeutung 
und Interessen des Landes sind berührt. 

Diese Konsultation dient dazu, Erkenntnisse über die Unterstützung aus dem Asyl-, 
Migrations- und Integrationsfonds (AMIF) zu sammeln. Die Hilfe soll die EU-Mitglied-
staaten bei der Bewältigung der Herausforderungen und der Nutzung der Chancen im 
Zusammenhang mit der Migration und Integration von Drittstaatsangehörigen, ein-
schließlich Flüchtlingen und Asylsuchenden, sowie der Beherrschung von auf EU-
Ebene auftretenden Notsituationen wie Migrationskrisen unterstützen. 

Die spezifischen Ziele des AMIF 2014-2020 sind: 

 Asyl: Stärkung und Weiterentwicklung des Gemeinsamen Europäischen Asyl-
systems durch die Gewährleistung einer effizienten und einheitlichen Anwen-
dung der EU-Rechtsvorschriften in diesem Bereich; 

 Legale Migration und Integration: Unterstützung legaler Migration in EU-Mit-
gliedstaaten entsprechend den Erfordernissen des Arbeitsmarkts und unter För-
derung einer wirksamen Integration von Nicht-EU-Bürgerinnen und -Bürgern; 

 Rückführung: Verbesserung gerechter und wirksamer Rückführungsstrategien, 
die zur Bekämpfung irregulärer Migration beitragen, wobei die Nachhaltigkeit 
und die Wirksamkeit des Rückführungsprozesses im Vordergrund stehen; 

 Solidarität: Gewährleistung, dass die am stärksten von Migrations- und Asyl-
strömen betroffenen EU-Mitgliedstaaten auf die Solidarität anderer EU-Mitglied-
staaten zählen können. 

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13856-Asyl-Migrations-und-Integrationsfonds-AMIF-fur-den-Zeitraum-2014-2020-Ex-post-Bewertung/public-consultation_de
https://eur-lex.europa.eu/DE/legal-content/summary/asylum-migration-and-integration-fund.html
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

Europaangelegenheit des Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
Drs. 19/3434 

Konsultationsverfahren der Europäischen Union; 
 
Inneres 
Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (AMIF) für den Zeitraum 2014-2020 - 
Ex-post-Bewertung 
30.08.2024 - 22.09.2024 

I. Beschlussempfehlung: 

Der Bayerische Landtag nimmt das Konsultationsverfahren zum Anlass, folgende 
Stellungnahme abzugeben: 

„Die AMIF-Mittel werden vom Bund (Bundesamt für Migration und Flüchtlinge – 
BAMF) verwaltet. Die Länder wurden beim AMIF 2014 – 2020 nur über die Ab-
gabe von Stellungnahmen eingebunden. In der neuen AMIF-Förderperiode 2021 - 
2027 werden die Länder auch über einen Begleitausschuss eingebunden, was 
ausdrücklich zu begrüßen ist. 

Die eröffneten Spielräume für die Mitgliedstaaten und die Länder im Rahmen der 
aktuellen Förderperiode 2021 - 2027 in den vier Zielen werden begrüßt. Diese 
Möglichkeit für Projektrealisierungen wird ausweislich des Quartalsberichts des 
BAMF (Stand 30.09.2024) in Bayern auch aktiv genutzt: Im Ländervergleich steht 
Bayern sowohl bei den Anträgen als auch den Bescheiden an erster Stelle.  

Im Einzelnen ist exemplarisch für den Bereich Rückführung Folgendes auszufüh-
ren:  

1. Zweckdienlichkeit 

Der Bedarf für die europäisch finanzierten Projekte wird gesehen. Ohne Unterstüt-
zung der Ausreisepflichtigen bei der freiwilligen Rückkehr durch Beratung durch 
besonders geschultes Personal oder finanzielle Anreize, würden freiwillige Ausrei-
sen nicht in diesem Umfang stattfinden. In Fällen, in denen Ausreisepflichtige nicht 
freiwillig ausreisen, bliebe nur die Abschiebung, die oftmals kostenintensiver und 
aufwändiger für die Behörden in der Organisation ist. Außerdem sind Abschie-
bungskapazitäten begrenzt und somit unterstützt die Förderung der freiwilligen 
Ausreise das grundsätzliche Ziel, den Aufenthalt Ausreisepflichtiger schnellstmög-
lich zu beenden.  

Die Förderung durch AMIF hat zur Folge, dass gerade Wohlfahrtsverbände oder 
nicht gewinnorientierte Organisationen zielgerichtete Projekte anbieten können, 
die Ausreisepflichtige bei einer freiwilligen Rückkehr unterstützen und so ggf. die 
Ausreisebereitschaft dieser Personengruppe erhöhen. Ohne Förderung wäre dies 
für die meisten Projektträger finanziell nicht möglich.  

2. Komplementarität 

Zahlreiche Projekte, die vom AMIF finanziert wurden und werden, sind eine Berei-
cherung für die freiwillige Rückkehr in Bayern. Zum Beispiel wurden und werden 
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bundesweite Schulungsangebote für Rückkehrberaterinnen und Rückkehrberatern 
gefördert. Besser ausgebildete Rückkehrberater sind im Interesse von Bayern.  

Eine Konkurrenzsituation von durch bayerische Haushaltsmittel finanzierte und 
europäisch geförderte Projekte ist nicht auszumachen, da sich die verschiedenen 
Projekte ergänzen.  

3. Mehrwert 

Zahlreiche Projekte würden ohne EU-Finanzierung nicht existieren. Es können 
auch größere Projekte finanziert werden, die allein aus nationalen Mitteln voraus-
sichtlich zu kostenintensiv wären.  

Projekte können anderen Mitgliedstaaten auch als Vorbild dienen und regen den 
Austausch unter den Mitgliedstaaten an. Gerade im Bereich der Rückkehr- und 
Reintegrationsförderung findet hier ein Austausch statt.  

4. Nachhaltigkeit 

In der Praxis scheint es so, dass zahlreiche Projekte, die bereits einmal erfolgreich 
durchgeführt wurden, durch den Projektträger auf Basis der Erfahrungen weiter-
entwickelt werden und die weiterentwickelten Projekte beim nächsten Förderaufruf 
erneut eine Finanzierung erhalten. Es etablieren sich damit in der Konsequenz 
Projektträger und -strukturen in dem Bereich und dies kann damit als nachhaltig 
betrachtet werden. Ohne weitere Förderung wäre allerdings zu besorgen, dass 
Projektträger neue Projekte aus finanziellen Gründen nicht mehr realisieren kön-
nen und die Strukturen damit nicht auf Dauer weiterbestehen.  

Bei etablierten Projektträgern kann davon ausgegangen werden, dass diese größ-
tenteils auf die bisherigen Strukturen (Personal, Räumlichkeiten, Vernetzung etc.) 
aus anderen Projekten in dem Bereich zurückgreifen können und damit diese 
auch nachhaltiger arbeiten können.  

5. Vereinfachung und Verringerung des Verwaltungsaufwands 

In der Praxis waren häufig Beschwerden von Antragstellern zu hören, dass das 
gesamte Verwaltungsprozedere sehr aufwendig sei. In der neuen Förderperiode 
wurde nun für die Beantragung einer Förderung eine Plattform etabliert (IT System 
für die Innenfonds, kurz ITSI). Dies habe in der Praxis zu neuen Herausforderun-
gen geführt, weil ITSI sehr umständlich und aufwändig sei.  

Häufig nannten potenzielle Projektträger als Hinderungsgrund für eine Antragstel-
lung Unsicherheit hinsichtlich der finalen Verwendungsnachweisprüfung und be-
fürchteten, dass sie die kompletten Kosten für ihr Projekt tragen müssten. Mög-
licherweise als Konsequenz gibt es in der Förderperiode 2021-2027 beispiels-
weise die Möglichkeit 60 Prozent Personalkosten und 40 Prozent Restkostenpau-
schale als Finanzierungsvariante auszuwählen. Es besteht bei den Trägern aller-
dings nun die Unklarheit, wie man die Restkostenpauschale konkret verstehen 
muss.  

Problematisch wird auch gesehen, dass die Umsetzung in jedem Fonds anders 
erfolgt. Dadurch entsteht für die Projektträger immer wieder eine Unklarheit und 
viele Fragen müssen neu geklärt werden. Es wäre wünschenswert, wenn sich ein 
dauerhaftes Umsetzungsverfahren etablieren würde.“ 

Berichterstatter: Karl Straub 
Mitberichterstatter: Christoph Maier 

II. Bericht: 

1. Die EU-Konsultation (§ 83d BayLTGeschO) wurde dem Ausschuss für Verfas-
sung, Recht, Parlamentsfragen und Integration federführend zugewiesen. Der 
Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Bezie-
hungen hat das Konsultationsverfahren endberaten. 

2. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
das Konsultationsverfahren in seiner 13. Sitzung am 10. Oktober 2024 beraten 
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und e i n s t im m i g  beschlossen, die Federführung zu übernehmen (§ 83d 
Abs. 2 BayLTGeschO). 

3. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
das Konsultationsverfahren in seiner 16. Sitzung am 14. November 2024 fe-
derführend beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
zu der in I. enthaltenen Beschlussempfehlung Zustimmung empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Be-
ziehungen hat das Konsultationsverfahren in seiner 18. Sitzung am 26. No-
vember 2024 endberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
empfohlen, der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zuzu-
stimmen mit der Maßgabe, dass folgender Satz angefügt wird: „Der Beschluss 
des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die Europäische Kommission, 
das Europäische Parlament, den Ausschuss der Regionen und den Deutschen 
Bundestag übermittelt.“. 

Petra Guttenberger 
Vorsitzende 
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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Toni Schuberl, Ludwig 
Hartmann, Claudia Köhler, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim Pargent, Stephanie 
Schuhknecht, Benjamin Adjei, Andreas Birzele, Cemal Bozoğlu, Maximilian 
Deisenhofer, Gülseren Demirel, Florian Siekmann und Fraktion (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Bayerischen Verfassungsgerichtshof personell verstärken 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, den Bayerischen Verfassungsgerichtshof im Be-
reich der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter personell zu verstärken. 
Dazu soll zunächst geprüft werden, ob die Staatsregierung bis zu sechs weitere Mitar-
beitende an den Verfassungsgerichtshof abordnen kann, bis der Haushaltsgesetzgeber 
in den kommenden Beratungen zum Staatshaushalt über eine dauerhafte Verstärkung 
des Gerichts entschieden hat. 

 

 

Begründung: 

Der Bayerische Verfassungsgerichtshof ist der oberste Garant der Bayerischen Verfas-
sung und ihrer freiheitlich-demokratischen Grundordnung. Seine Mitglieder leisten als 
Verfassungsrichterinnen und -richter herausragende Arbeit für den Freistaat und seine 
Menschen. Allerdings ist ihre Arbeitsbelastung enorm, insbesondere da die Mitglieder 
des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs nicht hauptberuflich am Verfassungsge-
richtshof tätig sind. Das Gericht war und ist darum bemüht, auch durch die Beschäfti-
gung von wissenschaftlichen Mitarbeitenden die zügige Behandlung der anhängigen 
Klagen sicherzustellen. Die Geschäftsordnung des Bayerischen Verfassungsgerichts-
hofs (GeschOVfGH) ermöglicht es, dass der Verfassungsgerichtshof durch einen oder 
mehrere wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unterstützt werden kann, 
welche die Berichterstatterinnen und Berichterstatter durch Vorarbeiten zu Entschei-
dungsentwürfen unterstützen (§ 2 GeschOVfGH). 

Aktuell hat die Staatsregierung nach Kenntnis des Landtags zwei wissenschaftliche Mit-
arbeitende aus der Verwaltungsgerichtsbarkeit an den Verfassungsgerichtshof abge-
ordnet, um diesen zu entlasten. Der Unterstützungsbedarf liegt aber höher. Daher soll 
die Zahl der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter entsprechend aufge-
stockt werden. Das verbessert nicht nur die Arbeitsbedingungen unsere Verfassungs-
richterinnen und -richter, sondern stärkt auch das Recht auf ein zügiges Gerichtsver-
fahren und einen effektiven Rechtsschutz in Bayern. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Toni Schuberl 
u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 19/3665 

Bayerischen Verfassungsgerichtshof personell verstärken 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Toni Schuberl 
Mitberichterstatter: Dr. Alexander Dietrich 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen 
und Integration federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit 
dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 16. Sitzung am 14. No-
vember 2024 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Petra Guttenberger 
Vorsitzende 
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Antrag 

der Abgeordneten Rene Dierkes, Dieter Arnold, Martin Böhm, Christoph Maier und 
Fraktion (AfD) 

Berichtsantrag zur Einstellung der offenen Corona-Bußgeldverfahren 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag schriftlich und im Ausschuss für 
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration mündlich über die Umsetzung der 
Ankündigung des Ministerpräsidenten Dr. Markus Söder, alle offene Corona-Bußgeld-
verfahren einstellen zu wollen, zu berichten.  

Dabei ist insbesondere auf folgende Fragen einzugehen: 

1. Wurde die Ankündigung des Ministerpräsidenten Dr. Markus Söder vom 
18.09.2024 bereits umgesetzt? 

2. Wie viele Bußgeldverfahren wurden aufgrund der Ankündigung des Ministerpräsi-
denten seit dem 18.09.2024 eingestellt? 

3. Sollen gemäß der Ankündigung des Ministerpräsidenten auch bereits beendete 
Verfahren nicht vollstreckt werden?  

4. Wie viele Bußgeldverfahren wurden aufgrund der Ankündigung des Ministerpräsi-
denten seit dem 18.09.2024 nicht vollstreckt? 

5. Auf welcher Rechtsgrundlage erfolgt die Einstellung der Verfahren bzw. das Abse-
hen von der Vollstreckung? 

6. Welche staatlichen Akte waren hierzu notwendig und wie erfolgt die Umsetzung der 
Ankündigung konkret?  

7. Wie viele Corona-Bußgeldverfahren sind in Bayern aktuell noch nicht abgeschlos-
sen bzw. noch nicht vollstreckt? 

8. Bis zu welchem Zeitpunkt sollen alle offenen Corona-Bußgeldverfahren endgültig 
abgeschlossen werden? 

9. Gibt es seitens der Staatsregierung die Absicht bzw. die Möglichkeit, Betroffene für 
bereits bezahlte Bußgelder zu entschädigen?  

10. Welche Konsequenzen zieht die Staatsregierung aus den Corona-Bußgeldverfah-
ren, um zukünftig derartige Ungerechtigkeiten zu vermeiden? 

 

 

Begründung: 

Bayerns Ministerpräsident Dr. Markus Söder (CSU) hat sich am 18.09.2024 für eine 
Amnestie bei allen laufenden Corona-Bußgeldbescheiden im Freistaat ausgesprochen, 
da die Zeit der Corona-Bußgelder lange her sei: „Da tritt dann auch irgendwann eine 
Art von Verjährung ein und deswegen bin ich der Meinung, der Rechtsfrieden an der 
Stelle wäre gut. Das ist auch immer ein Signal an alle, die mit der Zeit noch sehr geha-
dert haben, dass auch der Staat akzeptiert, dass man an der Stelle mal den Frieden 
machen muss. Es gibt immer noch Verfahren aus der alten Zeit, wo die großen Be-
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schwerden mit Corona waren: Bußgeldverfahren. Und diese Bußgeldverfahren, die of-
fenen Verfahren, werden jetzt eingestellt und beendet.“ (Ministerpräsident Dr. Markus 
Söder am 18.09.2024). 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Dieter Arnold, Martin Böhm u.a. und 
Fraktion (AfD) 
Drs. 19/3683 

Berichtsantrag zur Einstellung der offenen Corona-Bußgeldverfahren 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Rene Dierkes 
Mitberichterstatter: Martin Stock 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen 
und Integration federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit 
dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 16. Sitzung am 14. No-
vember 2024 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Petra Guttenberger 
Vorsitzende 
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Antrag 

der Abgeordneten Klaus Holetschek, Michael Hofmann, Prof. Dr. Winfried 
Bausback, Tanja Schorer-Dremel, Martin Wagle, Petra Guttenberger, 
Dr. Alexander Dietrich, Dr. Stephan Oetzinger, Martin Stock, Karl Straub, Peter 
Wachler und Fraktion (CSU), 

Florian Streibl, Felix Locke, Tobias Beck, Martin Behringer, Dr. Martin 
Brunnhuber, Susann Enders, Stefan Frühbeißer, Johann Groß, Wolfgang Hauber, 
Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Marina Jakob, Michael Koller, Nikolaus 
Kraus, Josef Lausch, Christian Lindinger, Rainer Ludwig, Ulrike Müller, 
Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Julian Preidl, Anton Rittel, Markus 
Saller, Martin Scharf, Werner Schießl, Gabi Schmidt, Roswitha Toso, Roland 
Weigert, Jutta Widmann, Benno Zierer, Felix Freiherr von Zobel, Thomas Zöller 
und Fraktion (FREIE WÄHLER), 

Katharina Schulze, Johannes Becher, Jürgen Mistol, Ludwig Hartmann, Verena 
Osgyan, Tim Pargent, Stephanie Schuhknecht und Fraktion (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN), 

Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib, Anna Rasehorn, Doris Rauscher, Markus 
Rinderspacher, Arif Taşdelen, Ruth Müller, Florian von Brunn, Sabine Gross, 
Horst Arnold, Nicole Bäumler, Martina Fehlner, Christiane Feichtmeier, Harry 
Scheuenstuhl, Dr. Simone Strohmayr, Ruth Waldmann, Katja Weitzel und Fraktion 
(SPD) 

zur Änderung der Geschäftsordnung für den Bayerischen Landtag 

Der Landtag wolle beschließen: 

§ 1 

§ 42 Abs. 2 der Geschäftsordnung für den Bayerischen Landtag (BayLTGeschO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2009 (GVBl. S. 420, BayRS 1100-3-I), die 
zuletzt durch Beschluss des Bayerischen Landtags vom 17. Juli 2024 (GVBl. S. 316) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Der Wortlaut wird Satz 1. 

2. Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„2Begründung sowie Aussprache zu einem Wahlvorschlag finden statt, wenn zwei 
Fraktionen dies beantragen oder die Vollversammlung dies beschließt.“ 

 

§ 2 

Diese Änderung der Geschäftsordnung tritt zum ………. in Kraft. 

 

 

Begründung: 

Zur Sicherstellung einer effizienten Arbeit des Landtags werden Begründung und Aus-
sprache zu Wahlvorschlägen in der Geschäftsordnung für den Bayerischen Landtag 
geregelt. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

Antrag der Abgeordneten Klaus Holetschek, Michael Hofmann, 
Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. und Fraktion (CSU), 
Florian Streibl, Felix Locke, Tobias Beck u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Katharina Schulze, Johannes Becher, Jürgen Mistol u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), 
Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib, Anna Rasehorn u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 19/3936 

zur Änderung der Geschäftsordnung für den Bayerischen Landtag 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass als Datum des Inkrafttretens in § 2 der 
„28. November 2024“ eingesetzt wird. 

Berichterstatter: Dr. Alexander Dietrich 
Mitberichterstatter: Christoph Maier 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen 
und Integration federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit 
dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 16. Sitzung am 14. No-
vember 2024 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
mit der in I. enthaltenen Änderung Z u s t im m u n g  empfohlen. 

Petra Guttenberger 
Vorsitzende 
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